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Kohl will ARD und
ZDF entmündigen
Öffentlich-rechtlicher Rundfunk unter Druck 
Wer bremst Kirch und Bertelsmann?

Stoiber und Biedenkopf fordern die 
Abschaffung des ersten Fernseh­
programms. Sie drohen mit Kün­
digung des ARD-Vertrags. Kohl macht 

das zur Chefsache. Er und seine Freun­
de, tätig als Sachwalter der großen Kon­
zerne, werfen der ARD vor, ein Kon-, 
zem, und dem WDR, dessen Zentrale zu 
sein. Starke Worte fallen: Kanzleramts­
minister Bohl nennt den WDR „Fäl­
scherwerkstatt“ und den Hessischen 
Rundfunk „Rotfunk“.

Scharping und Freunde regen sich 
mächtig auf, werfen Kohl monarchi­
sches Gehabe vor. Dann geht die Dis­
kussion in den Parteien kreuz und quer. 
Der CDU-Mediensprecher distanziert 
sich von den Stoiber-Biedenkopf-The­
sen. Auch Burkhard Hirsch in der FDP 
tut dies; der Vorsitzende des FDP-Me- 
dienbeirats will dagegen auch noch 
gleich das ZDF privatisieren. Schar­
ping tritt wie die Junge Union für die 
Reduzierung der Anzahl der ARD-An- 
stalten ein. Drei läge später, nach der 
CDU-Klausurtagung am Wochenende, 
scheint wieder alles Friede, Freude, 
Eierkuchen: Das CDU-Vorstandspa­
pier verlangt die Einstellung des Ge­
meinschaftsprogramms nicht mehr aus­
drücklich. Alle waren schon immer für 
die Erhaltung der ARD, bloß reformiert 
werden soll sie — aber das wollten auch 
schon immer alle, auch die Opposition. 
Alles Theaterdonner ?

Die Regierungskoalition will noch 
vor der Sommerpause den neuen Rund­
funkstaatsvertrag auf den Weg bringen. 
Hauptstreitpunkt dabei.sind die Rege­
lungen zur Kontrolle und Begrenzung 
der Konzentration der privaten Sender. 
Damit soll die weitere Machtausdeh­
nung der Kirch und Bertelsmann einge­
dämmt werden. Bisher geschieht dies 
unzureichend und schwer kontrollier­
bar über die zulässigen (Kapital-)Antei- 
le an den Sendern. Dafür sollen jetzt 
Höchstgrenzen an Marktanteilen fest­
gelegtwerden.

Mark Wössner, Vorstandsvorsitzen­
der der Bertelsmann AG, des zweitgröß­
ten Medienkonzems der Welt, hat am 8. 
Januar in einem offenen Brief gefor­
dert, bei der Überarbeitung des Rund­
funkstaatsvertrags müsse darauf ge­
achtet werden, daß die großen deut­
schen Medienuntemehmen genügend 
Entwicklungsspielraum- behielten, um 
in dem immer schärfer werdenden in­
ternationalen Wettbewerb zu bestehen. 
Das ist ein klarer Auftrag an die Poli­
tik, den der Kanzler offenbar zu erfül­
len gewillt ist.

Die großen Medienkonzeme fühlen 
sich aber nicht nur durch Begrenzung 

der Kapital- oder Marktanteile, son­
dern auch durch die Konkurrenz der öf­
fentlich-rechtlichen Sender um Werbe­
aufträge gefesselt. Deshalb kämpfen sie 
für die Beibehaltung des Werbeverbots 
nach 20 Uhr in ARD und ZDF im Rund­
funkstaatsvertrag. Kohls Spektakel 
über den Medienkonzem ARD hat diese 
Themen geschickt in den Hintergrund 
gerückt.

Es besteht die Gefahr, daß im Über­
schwang der Übereinstimmung aller 
Parteien zur ARD-Reform auch die für 
1997 vorgesehene Gebührenerhöhung 
kippt. Am 22. Februar 1994 urteilte das . 
Bundesverfassungsgericht: „Die Ge­
bühr darf nicht zu Zwecken der Pro-’ 
grammlenkung oder der Medienpolitik 
eingesetzt werden.“ Genau das ist aber 
geplant.

Lothar Späth hat am Beispiel von 
SWF und SDR schon vorgeführt, wie
man unter der Pleitedrohung die Sen- Reisediplomatie der BRD hatte in der 
der zu Struktur- und Programmverän-A letzten Woche ein klares Ziel. Die Län- Charakter. Nicht zufällig besuchte er 
derungen preßt. Dieses Rezept, auf 
ARD und ZDF angewandt, schwächt ih­
re Position nachhaltig und fördert die 
Marktbeherrschung durch Kirch und 
Bertelsmann; die Informations- und 
Medienfreiheit ist in höchster Gefahr.

Der CDU-Vorstand fordert in seinem 
Beschluß zur ARD-Reform „die Kon­
zentration des öffentlich-rechtlichen Rumänien. Die Reise Außenminister 
Hörfunks und Fernsehens auf seine spe­
zifischen Aufgaben (Grundversorgung) 
und damit die Reduzierung der Vielfalt 
der Programme“. Das Bundesverfas­
sungsgericht hat Grundversorgung 
aber nicht als Minimalversorgung defi­
niert, sondern als Sicherstellung der 
Vielfalt politischer Information und 
Meinungsbildung sowie Kultur unter 
Teilnahme aller gesellschaftlichen 
Gruppen. Das soll garantiert werden 
durch die Staatsfeme des öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks. Genau das — 
obschon in Wirklichkeit durch den Par­
teienproporz in den Rundfunkräten 
schon ausgehöhlt — wird angegriffen. 
„Vielfalt ist* effektiv nur erreichbar 
durch Wettbewerb“, sagen Stoiber-Bife- 
denkopf in ihren Thesen. Das öffentli­
che Interesse an der Vielfalt werde 
durch die Beschränkung des Wettbe­
werbs unter den Rundfunkanstalten 
verletzt. Die Meinungsvielfalt im Pro­
gramm verfälschen sie in die Vielzahl 
der konkurrierenden (Landes-)Sender. 
Wie die Privaten zeigen, läßt diese Kon­
kurrenz durchaus einseitige Informa­
tion zu.

Das sind einige der Tücken der CDU- 
Vorschläge zur ARD-Reform. Eine in­
haltlich fundierte Opposition hat sich 
dazu noch nicht formiert. — (ulk)
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Balkan: Kinkels Allianz
Hektische Reisediplomatie Kinkels, Rühes u.a

Verteidigungsminister Rühe in Ru­
mänien und Außenminister Kin­
kel in Kroatien und Bosnien: Die 

der Osteuropas werden verstärkt in das 
Interessengeflecht der deutschen Au­
ßenpolitik eingebunden.

Konkrete Ergebnisse gab es auch. 
Rühe vereinbarte mit dem rumänischen 
Außenminister ein gemeinsames Manö­
ver der Bundeswehr und rumänischer 
Truppen im kommenden September in

Kinkels wurde als überraschend und 
demonstrativ kommentiert. Kinkel 
traf zunächst mit dem kroatischen Prä­
sidenten Tudjmann zusammen, das war 
überraschend, dann fuhr er nach Saraje­
wo — eine demonstrative Geste.

In Zagreb wäre seine Mission ohne Er­
folg geblieben. Warum? Der kroatische 
Präsident Tudjmann kündigte vor kur­
zem den Vertrag mit den UN-Blauhel- 
men in Kroatien. Diese hatten die Auf­
gabe, in den von Serben besiedelten Ge­
bieten Ruhe zu halten, zu beobachten 
und Konflikte zwischen kroatischen 
und serbischen Truppen zu vermeiden. 
Tudjmann ist der Auffassung, daß die 
Blauhelmsoldaten nur die Serben un­
terstützten. Deswegen müssen sie bis 
Ende Juni abziehen. Gescheitert sei nun 
die Mission Kinkels, weil die kroatische 
Regierung nicht von ihrer Position ab­
geht.

Ganz anders als die bundesdeutsche 
Presse interpretiert die kroatische Re­
gierung aber den Besuch Kinkels. Der 
kroatische Außenminister Irfan Ljubi- 
jankic antwortete auf die Frage eines 
Journalisten, ob die kroatische Regie­
rung den Vorstoß Kinkels negativ beur­
teile: „Ich bin nicht der Meinung, daß 
Deutschland uns enttäuscht hat. Ich be­
trachte Herrn Kinkel als Freund.

Deutschland ist unser strategischer 
Partner.“

Und tatsächlich hatte die Reise Kin­
kels auch ausschließlich strategischen 

auch Sarajewo. Der Besuch des Kran­
kenhauses war für die Presse. Der Be­
such bei dem Kriegstreiber Izetbegovic 
diente der weiteren Absprache über die 
zukünftigen Aufgaben der bosnisch­
kroatischen Förderation.

Es gilt, einen Krieg vorzubereiten. 
Tudjmann kündigte bei der Kündigung 
des Vertrages mit den UNO-Blauhel- 
men an, er werde die von den Serben be­
siedelten Gebiete in Kroatien militä­
risch zurückerobem. Es dauerte nicht 
lange, daß sowohl die Serben in Kroa­
tien als auch die in Bosnien gemeinsame 
Solidarität zeigten und ihrerseits Vor­
bereitungen für eine militärische Aus­
einandersetzung begannen.

Nun gilt es für die BRD, als „strategi­
scher Partner“ die Positionen der bos­
nisch-kroatischen Föderation festzule-. 
gen. Dazu diente die Reise Kinkels und, 
wenn man so will, auch flankierend die 
Reise Rühes nach Rumänien.

Doch dabei blieb es nicht. Am vergan- ’ 
genen Wochenende trafen sich die 
Außenminister Kroatiens und Bosniens 
und weitere Vertreter der Föderation 
ausgerechnet auf der Wehrkundetagung 
in München. Gemeinsam mit hochrangi­
gen Vertretern der - Bundesregierung 
und der Nato wurden die von Außenmi­
nister Kinkel auf seinem Balkantrip 
vorgezeichneten „strategischen“ Pla­
nungen für den kommenden Kriegsfall 
weiter diskutiert. Selbstverständlich 
fehlte auch in München nicht das Ange-, 
bot von Verteidigungsminister Rühe, 
daß im Falle eines Abzuges der Blauhel­
me aus Kroatien Tornadokampfjets der 
Bundeswehr zu ihrem Einsatz bereitste­
hen. — (hav)
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PDS-Parteitag: Zwei dunkle Punkte und
ein Funken Licht Die Fünf Punkte und der 

Pluralismus in der Partei

Das Urteil der unfreundlich vorein­
gestellten Medien über den vier­
ten Parteitag der PDS in Berlin 
war negativ, bis hin zu der Feststel­

lung : Anfang vom Ende. Inzwischen lie­
gen auch kritische Äußerungen aus dem 
neugewählten Vorstand vor. So äußert 
Andre Brie im Neuen Deutschland u. a., 
daß Politikfähigkeit nur in der Mieten­
frage angesprochen worden sei. Eine 
Wendung in die Politik, die nach so er­
folgreichen Wahlen fällig ist, gelang 
bisher nicht. Zu Meinungsverschieden­
heiten, ob Politik mehr kritisch oder 
mehr alternativ zu sein hätte, kam es 
nicht, da schon die Gegenstände fehlten.

In der Öffentlichkeit am meisten be­
achtet wurde die von Lothar Byski und 
Gregor Gysi angeführte.Auseinander­
setzung mit dem bisherigen pluralisti­
schen Parteikonzept der PDS. In der 
Fünf-Punkte-Plattform wird das Plura­
lismusgebot der Satzung neu ausgedeu­
tet: „Die Partei als ganzes bleibt plura­
listisch . . Dennoch bedeutet dies 
nicht, daß in jedem Vorstand und in je­
der Fraktion jede politische Richtung 
vertreten sein muß. Es geht um ihre Po­
litikfähigkeit“ (s. a. S. 14 /15).

Es ist nicht bekannt, daß irgendje­
mand in, bei oder in ferner Nähe zur 
PDS jemals behauptet hätte, die Vor­
stände und Fraktionen seien nach einer 
Art Proporzsystem zu beschicken. Die­
se Satzungsauslegung war vielmehr nö­
tig, um Bisky/Gysi einen hart am Ran­
de der Mißachtung der Programmatik 
der PDS geführten Konfrontationskurs 
mit Sarah Wagenknecht und der Kom­
munistischen Plattform zu ermögli­
chen. In der Drohung, die Ämter im FaLj 
le einer Wahl- von Sarah Wagenknecht 
niederzulegen, liegt etwas Beleidigen­
des, persönlich Herabsetzendes, das mit 
dem Humanismus- und Pluralismusge­
boten der PDS nicht leicht in Überein­
stimmung zu bringen ist. Bis zu einem 
gewissen Grade wurde den Delegierten 
des Parteitags das Recht verkürzt, im 
Rahmen der Wahlordnung Kandidaten , 
ihrer Wahl zu bestimmen. -J

Am Ende dieser Wahlkampagne ver­
fehlte Sarah Wagenknecht mit etwa ei­
nem Drittel der Stimmen die Wahl als 
Vorstandsmitglied. Bisky/Gysi konn­
ten das als Erfolg verbuchen. Tatsäch­

lich hat sich der neue Vorstand um ein 
Stück Problembewußtsein gebracht, 
als er das Angebot aus der Kommunisti­
schen Plattform so brutal zurückwies. 
Die Kommunistische Plattform bildet 
in der Gesamtpartei der PDS eine kaum 
zu ersetzende Klammer zwischen dem 
Damals der DDR und der sie tragenden 
Partei, und dem Heute der fünf neuen 
Länder. Es ist außerordentlich interes­
sant, daß gerade aus den Reihen der 
Kommunistischen Plattform nach­
drücklich gesagt wurde, man wolle 
nicht um die Führung kämpfen, son­
dern mitwirken» Die Kommunistische 
Plattform hat sich in einem Konflikt 
nachprüfbar diskursiv verhalten, in 
dem die scharfen Stalinismuskritiker 
Bisky/Gysi ihren Führungsanspruch 
bis hin zur Ausgrenzung von irgendwie 
störenden Minderheiten begründeten.

Es ist denkbar, daß die Doppelspitze 
von Fraktion und Partei damit tief und 
unglücklich in den immer noch andau­
ernden Verarbeitungsprozeß des Mit­
tuns und Mitlaufens beim Staatssozia­
lismus eingriffen hat. Während so viele 
Mitglieder der PDS sich dieser Proble­
matik aufrichtig aussetzen und diffe­
renzieren wollen, erledigen andere das 
Problem durch forrpelhaftes Beschwö­
ren, so als ob man die eigene Vergangen­
heit nur in einer dunklen Nacht mit der 
linken Hand über die rechte Schulter 
werfen müsse und dann Ade. Darin liegt 
eine bedrückende Mißachtung der ge­
wissenhaften Diskussion in der Mit­
gliedschaft. Die Präsenz der Positionen 
der Kommunistischen Plattform mag 
die Arbeit in so einem Vorstand er­
schweren, aber sie erzwingt eben auch 
gewissenhaften Umgang mit den Pro­
blemen vieler. Wenn es sich so verhält, 
dann hat der Vorstand ein wirkliches 
Problem unzähliger Anhängerinnen 
und Anhänger der PDS abgeschmissen. 
Er wird es aufheben müssen oder dar­
über ins Stolpern kommen.

Nicht auf dem, aber nebem dem Par-; 
teitag in der Presseöffentlichkeit mach- ’ 
te die neue Richtung einen weiteren 
Konflikt mit dem Pluralismus in der 
PDS auf. Seit dem Parteitag reißen die 
Stellungnahmen aus dem frisch gesäu­
berten Vorstand nicht ab, die sich gegen 
die Rechte von Zusammenschlüssen in 

und bei der PDS richten. Man kann 
• schon sagen, im Zentrum der Angriffe 
steht der Bund Westdeutscher Kommu­
nisten. Wie wohl alle Leserinnen und 
Leser gerade dieser Zeitung wissen wer­
den, hatte der BWK in einer mehrere 
Jahre andauernden Auseinanderset­
zung so wesentliche Übereinstimmun­
gen zwischen den von ihm vertretenen 
Zielen und dem Programm und der Sat­
zung der PDS gefunden, daß es zuerst zu 
einer Vielzahl von Doppelmitglied­
schaften kam. Doppelmitglieder bilde­
ten Arbeitsgemeinschaften bei PDS- 
Landesverbänden, und Landesverbän­
de des BWK gingen in solchen Arbeits­
gemeinschaften auf. All dies geschah in 
aller Öffentlichkeit. Jetzt auf - einmal 
behaupten Vorstandsmitglieder des 
PDS-Bundesvorstandes, es sei „der 
BWK“, der einen Antrag auf Anerken­
nung als Arbeitsgemeinschaft inner­
halb der PDS gestellt habe, wo es sich in 
Wirklichkeit so verhalten hat, daß in 
einer ganzen Reihe von Bundesländern 
Landesverbände des BWK in Arbeitsge- * 
meinschaften aufgingen, die nach der 
Satzung der PDS bereits bestanden, 
und ihre Arbeit ohne irgendwelche Vor­
bedingungen zugunsten dieser AGs in 
und bei der PDS einstellten, so daß es in 
all diesen Fällen den BWK nicht mehr 
gibt. Die vormaligen Mitglieder des 
BWK regelten ihr Verhältnis zu solchen 
Arbeitsgemeinschaften bzw. zur PDS 
individuell. Von einer Fortdauer des 
BWK als Partei in der Partei zu spre­
chen, ist abwegig.

Wegen der Arbeit der kommunisti­
schen Arbeitsgemeinschaften im We­
sten hat es, so viel bei uns bekannt ge­
worden ist, keinen Streit gegeben. Die 
Vorwürfe, die jetzt über die Presse kom­
men, sind auch sachleer. Die Vermu­
tung liegt nahe, daß es nur dem Schein 
nach um kommunistische Arbeitsge­
meinschaften im Westen geht, tatsäch­
lich aber um ein exemplarisches Verfah­
ren. Dafür würden sich die kommunisti­
schen Arbeitsgemeinschaften im We­
sten recht gut eignen, von deren konkre­
ter Arbeit die breite Parteibasis im 
Osten nichts wissen kann und die durch 
breit streuende Publikationsmittel wie 
das Neue Deutschland beinahe nach 
Lust und Laune und fernab der Realität* 

definiert werden können, wie es den Er 
fordemissen entspricht. Zum Glück 
sind für diese Arbeitsgemeinschafte: 
bei Landesverbänden im Westen nach 
der Satzung der PDS ausschließlich die 
Landesversammlungen der entspre 
chenden Parteigliederungen zuständig.

Warum dürfen wir dennoch hoffen 
daß die Fünf-Punktler um Bisky/Gysi 
inne halten? Der Parteitag hat die Fünf 
Punkte-Plattform mit großer Mehrhei’ 
als Kompromißpapier verabschiedet 
Im Punkt 3. Pluralismus ist dabei eint 
Meinung verfestigt worden, die zun 
Antipluralismus tendiert. Anders hin 
gegen im Punkte 5. Verhältnis zu SPI 
und Bündnis ’90/Die Grünen. Hie: 
wird zum ersten Mal eine wichtige Er 
kenntnis niedergelegt, die in dieser Zei 
tung Mal um Mal angemahnt wurde 
Wenn es in dieser Dokument heißt: „St 
wie wir sie (SPD u. Bündnisgrüne, d 
Verf.) in ihrer Unterschiedlichkeit zi 
uns akzeptieren, erwarten wir, daß sit 
eines Tages auch uns in unserer Ver 
schiedenartigkeit zu ihnen akzeptierer 
werden. Die PDS benötigt gegenübei 
diesen Parteien keine Abgrenzungsbe 
schlösse. Die Art der Zusammenarbei 
mit Sozialdemokratinnen, Sozialdemo 
kraten und Grünen wird sich Schritt füi 
Schritt in außerparlamentarischen Ak 
tionen und in parlamentarischen Gre 
mien herausbilden.“ Tatsächlich gibt es 
in vielen Bezügen praktischer Politik 
aber auch in vielerlei Diskussionszu 
sammenhängen eine derartige Zusam 
menarbeit, und es ist Zeit, daß die PDf 
dies wahrnimmt. Hoffentlich ist mi 
dieser Einsicht im Westen ein Ende de 
Politik der Abwerbungen aus dem Be 
reich SPD und Grüne gekommen, di 
der PDS so viel Mißkredit einbrachten 
Wenn sich die PDS aber auf das Gebie 
der praktischen außerparlamentari 
sehen Zusammenarbeit begibt, wird di< 
ganze Partei bemerken, daß eine sozia 
listische Partei sich die Achtung ihres 
Partner und Freunde nur bewahrer 
kann, wenn sie Diskussionsbereitschaf 
und Toleranz im eigenen Parteileber 
pflegt. Vor Ort lernt man sich kennei 
und achten. Und wenn man sich satl 
hat, muß man auch damit umgehen 
Kommt doch ruhig auch mal hin, danr 
wird alles besser!— (maf)

AKTUELL IN BONN

CDU-Steuerpläne „für Familien“
Auf einer Klausurtagung am 4./5. Fe­
bruarhat der CDU-Bundesvorstand un­
ter anderem über steuerpolitische Plä­
ne beraten. Ein Beschluß wurde nicht 
gefaßt, doch verbreiten Teilnehmer der 
Sitzung, die Haushaltspolitiker müß­
ten jetzt „mehr tun“ für Familien. Fi­
nanzminister Waigel hatte kürzlich an­
gekündigt, im sog. „Jahressteuergesetz 
1996“, das bis Sommer 1995 vorgelegt 
werden soll, u. a. das Kindergeld ab dem 
zweiten Kind von 130 auf 150 DM anhe­
ben zu wollen, ab dem dritten Kind so­
gar auf 250 DM. Beim ersten Kind sollte 
nach Waigels Ankündigungen das Kin­
dergeld bei 70 DM bleiben. Das reicht 
der CDU nicht. Auch beim ersten Kind 
soll etwas geschehen, weil „der SPD in 
der Familienpolitik von den Wählern 
eine größere Kompetenz zugestanden 
werde“.

SPD-Streit über „Haushaltshilfen“
Die Pläne der Koalition, die Beschäfti­

gung von Haushaltshilfen steuerlich 
absetzbar zu machen, werden von der 
SPD nicht mehr vollständig abgelehnt. 
Die Kosten für Kindermädchen, Köche 
und Gärtner sollen ab 1.1.1996 von der 
privaten Lohn- und Einkommenssteuer 
abgesetzt werden können. Damit, so 
CDU-Arbeitsminister Blüm, würden 
sie zu „ganz normalen Arbeitnehmern“. 
Die Koalition behauptet, ihr Gesetz 
werde 700000 bis eine Million „neue Ar­
beitsplätze“ schaffen. Tatsächlich 
dehnt dieser Plan das Direktionsrecht 
von besserverdienenden Lohnabhängi­
genhaushalten bis in die private Le­
bensführung aus und vertieft so die 
Konflikte unter den Lohnabhängigen. 
Während ärmere Lohnabhängige (ver­
mutlich noch vergeblicher als jetzt 
schon) öffentliche Dienstleistungen for­
dern (z.B. Kindergärten Jür ihre Kin­
der) leisten sich andere — Besserverdie­
nende — diese Dienste künftig eben pri­
vat. SPD-Minister Schröder will sich 
solchen Wünschen nicht länger ver­
schließen: Man dürfe das Dienstmäd­

chenprivileg nicht „tabuisieren“.

Kindergartenanspruch „vertagt“
Eine Arbeitsgruppe der Länder hat vor­
geschlagen, den gesetzlich vorgesehe­
nen festen Anspruch auf einen Kinder­
gartenplatz für jedes Kind nicht, wie 
bisher festgeschrieben, ab 1996 zu ver­
wirklichen, sondern frühestens 1999. 
Der Beschluß stieß selbst in der CDU 
jetzt auf scharfe Kritik. Die CDU-So- 
zfalausschüsse sprachen von einem 
„Anschlag auf junge Familien“, Rita 
Süssmuth erklärte für die CDU-Frauen­
union, wenn eine steuerliche Entla­
stung von Haushaltshilfen möglich sei, 
müsse auch der Kindergartenplatz fi­
nanzierbarsein.

Initiative für mehr Wohngeld
In einem gemeinsamen Schreiben an 
Kanzler Kohl haben der Deutsche Mie­
terbund, der Deutsche Städtetag und 
der Gesamtverband der Wohnungswirt­
schaft eine Erhöhung des Wohngeldes 
gefordert. Spätestens zum 1. Januar 

1996 müsse eine Wohngeldanhebung ir 
Kraft treten, fordern die Verbände 
Eine solche gemeinsame Initiative isi 
höchst ungewöhnlich, vertritt doch de: 
Gesamtverband der Wohnungswirt 
schäft die Vermieterinteressen. Offen 
bar halten alle drei Verbände eine Fort 
dauer der großen Wohnungsnot unc 
damit verbundene extreme Mietsteige 
rungen in den nächsten Jahren für un 
vermeidbar und wollen diese Mietstei 
gerungen wenigstens zum Teil durch 
höheres Wohngeld „dämpfen“. Das läßl 
für die Entwicklung von Obdachlosig 
keit und Wohnungsnot Schlimmes be 
fürchten.

Was kommt demnächst?
Am 9. und 10. Februar berät der Bundes 
tag u. a. übär den Jahreswirtschaftsbe 
richt der Regierung, die Kemenergiepo 
litik und einen Antrag zum Familien 
hilfeänderungsgesetz. Am 11. Febraßi 
beginnt in Kassel ein Länderrat vor 
Bündnis 90/Die Grünen. Am 19. Fe­
bruar sind in Hessen Landtagswahlen.
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Am Ende wieder ein Reallohnabbau?
Kann die IG Metall eine weitere Senkung der Reallöhne verhindern ?

Die Warnstreiks der IG Metall lau­
fen durchaus gut. Bis Anfang der 
Woche waren 274000 Beschäftigte 
beteiligt, in etlichen Betrieben dauer­

ten die Warnstreiks sogar eine ganze 
Schicht lang. Gesamtmetall-Geschäfts- 
führer Kirchner hatte behauptet, der 
„Januar-Schock“, also die Mobilisie­
rungswirkung aufgrund der verminder­
ten Netto-Bezüge durch Solidarzu- 
schlag und Pflegeversicherung, würde 
nicht stattfinden. Die Wamstreikbetei- 
ligung zeigt etwas anderes.

Zum einen sind auch in höheren Lohn- 
und Gehaltsgruppen ctfe Haushalts­
spielräume aus laufenden Einkommen 
äußerst angespannt. Zum anderen trifft 
weder die das Lohneinkommen einsei­
tig schröpfende Finanzierungsart des 
Solidarbeitrags noch der Ausstieg der 
Arbeitgeber aus der Bezahlung der Pfle­
geversicherung auf Verständnis. Und 
zu guter Letzt ist kein Ende des Real­
lohnabbaus absehbar. Mußte im letzten 
Jahr die schwache Konjunktur für Ein­
kommensverluste herhalten, so soll die­
ses Jahr die anziehende Konjunktur 
auch kein Grund für Lohnsteigerungen 
sein. Die unverhohlenen Äußerungen 
von Stihl & Co. über die unzeitgemäße 
Lohnfortzahlung, nicht mehr in die 
Landschaft passendes Urlaubsgeld und 
moderne Beseitigung sozialer Siche­
rung lassen einer eventuellen Verzichts­

neigung keine Hoffnung auf spätere 
Dankbarkeit von Seiten der Kapitali­
sten oder des Staates.

Andererseits hat die Lohnbewegung 
Metall praktisch keine Chance, richtig 
erfolgreich zu sein. Schon jetzt steht 
fest, daß am Ende von eventuell harten 
Auseinandersetzungen die Beschäftig­
ten nicht glücklich sein werden. Mi­
chael Geuenich vom DGB-Bundesvor- 
stand prognostiziert, daß die Arbeit­
nehmer „1995 .. zum elften Mal seit 
1980 und zum vierten Mal seit 1990 ein 
nachzählbares Minus im Portemonnaie 
haben“ werden. (Handelsblatt, 1.2.95) 
Stiege der Bruttolohn 1995 um 3 % an, 
errechnet Geuenich, ergäbe sich auf­
grund der steigenden Abgabenlast ein 
Nettominus von 1,9 bis 2,4%. Die reale 
Nettolohnsumme je Arbeitnehmer wür­
de sich dann in diesem Jahr auf den 
Stand von 1980 zurückbewegen. Bezo­
gen auf die Lohndifferenzierung nimmt 
sich die Einkommenslage für die unte­
ren Lohn- und Gehaltsgruppen noch­
mals dramatischer aus, als es die Durch­
schnittswerte Geuenichs vermitteln.

Zu allem Überfluß versteht es Kanz­
ler Kohl, 'zeitpassend zur Thrifbewe- 
gung den von Mitgliederdiskussion und 
-Voten kaum zu beeinflussenden DGB 
mit beschäftigungspolitischer Verant­
wortung zu locken und zuschlagsfreie 
Samstagsarbeit, Verwandlung der 35- 

Stunden-Woche in gewöhnliche Teil­
zeitarbeit, Fristverträge und einiges 
andere mehr per Kanzlerrunde auf den 
’lhrif-Verhandlungstisch zu' transpor­
tieren.

Dabei sieht noch nicht einmal die be­
schäftigungspolitische Bilanz der letz­
ten 'Ihrifabschlüsse rosig aus. Das ge­
werkschaftliche WSI-Institut stellt eine 
Verschiebung der betrieblichen Anpas­
sungspolitik der Arbeitszeit an verrin­
gerte Kapazitätsauslastung von der 
Kurzarbeit zu den tariflich möglichen 
Reduzierungen fest. Dabei, so das WSI, 
„verlagern sich die Anpassungslasten 
von der solidargemeinschaftlich finan­
zierten Arbeitsmarktpolitik und den 
Betrieben auf die betroffenen Beschäf­
tigten“. (Handelsblatt, 28 J2.94)
rGesamtmetall hat jetzt den Stop der 

vermögenswirksamen Leistungen, 
jährlich 2,2 Milliarden DM und 1,1 % der 
Lohnsumme, zur „Kostenkompensa­
tion“ der Ihriferhöhung eingebracht, 
wäre aber auch mit anderen Kürzungen 
zufrieden. Der IG-Metall-Vorstand gibt 
sich überrascht und kündigt eine Ver­
schärfung des Arbeitskampfes an.

„IG Metall und Gesamtmetall wis­
sen“, schreibt das Handelsblatt, „daß 
die Ihrifrunde 1995 in einem Kompro­
miß enden wird. Dieser Kompromiß 
wird ungefähr das arithmetische Mittel 
zwischen null und sechs Prozent sein, 

also um die drei Prozent oszillieren. Für 
diesen Mittelwert brauchen beide Sei­
ten ein Alibi. Die Warnstreiks sind die­
ses Alibi. Und deshalb gehören sie zum 
tarifpolitischen Ritual, und deshalb 
sollte man sie nicht anders würdigen als 
eben die Mittel zum beiderseitigen 
Zweck. Der beiderseitige Zweck ist der 
vermutlich schon längst verabredete 
Kompromiß. Es wären schlechte Ihrif- 
vertragsparteien, die nicht schon längst 
das Konzept der endgültigen Einigung 
erarbeitet hätten.“ (2.2.95)

Dieser „Kompromiß“ hätte aber we­
der in seiner Lohnseite noch in einer 
eventuellen Beschäftigungsseite für die 
IG Metall etwas Erfolgreiches. Die 
Asymmetrie der Verteilung des gesell­
schaftlichen Einkommens würde wei­
ter zuungunsten der Lohnabhängigen 
zunehmen. Der Beschluß der Vollver­
sammlung der IG-Metall-Vertrauens- 
leute bei Bosch-Feuerbach kann gut als 
Orientierungsmaß für den Grad der 
weiteren Verschiebung dienen.

Zur Entfesselung aus den Fallstrik- 
ken gegenwärtiger gewerkschaftliche?? 
Thrifpolitik ist bestimmt die Diskus­
sion zu führen, wieviel eine — ja nicht 
mal erfolgreiche — Beschäftigungssi­
cherung eigentlich kosten darf. Und die 
Auffassung, daß „im Kampf“ Probleme 
unter die Decke gekehrt gehören, ist 
ganz bestimmt ganz falsch. — (gka)

„Menschenrechte und Selbstbestimmung
für das kurdische Volk“ 24. bis 26. Februar: Kurdistan-Konferenz der 

PDS-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus

Die Vorbereitungen für die Kurdi­
stan-Konferenz „Menschenrechte 
und Selbstbestimmung für das 
kurdische Volk“ der PDS-Abgeordne­

tenhausfraktion in Berlin gehen ihrem 
Ende entgegen.

Nach Redaktionsschluß dieser Ausga­
be wird endgültig über die Räume ent­
schieden — eine Ihgung im Abgeordne­
tenhaus war von der CDU-Präsidentin 
Laurien mit formalen Argumenten ver­
hindert worden.

Die Konferenz, die von der PDS-Bun­
destagsgruppe und dem Bundesvor­
stand unterstützt wird, soll am Freitag, 
den 24. Februar, gegen 19 Uhr mit einer 
kulturellen Abendveranstaltung begin­
nen, Samstag morgen folgt dann um ca. 
9 Uhr die Eröffnung im Plenum, ab 
nachmittags sind Arbeitsgruppen vor­
gesehen, deren Ergebnisse Sonntag in 
einem Abschlußplenum zusammenge­
tragen werden sollen, das gegen 14 Uhr 
enden soll.

Zahlreiche Gäste haben’ sich bereits 
beim Vorbereit.ungsbüro (Marion See- 
lig, MdA, Tbl. 030/2325 5 7, Fax 030/ 
23 25 25 25) angekündigt, darunter
— Yasar Kaya, Ehrenvorsitzender der 

DEP,
— Murat Bozlak, Vorsitzender der 

HADEP,
— Ismet Serif Vanly, Kurdisches Insti­

tut Berlin,
— Vertreter/innen des kurdischen Ro­

ten Halbmonds,
— Vertreter/innen der Kurdistan-In­

formationsbüros Köln und Berlin, v
- Ulla Jelpke, PDS-MdB,
— Angelika Beer, Grüne-MdB,
- Prof. Norman Paech, Völkerrecht­

ler, Hamburg,
- Rechtsanwalt Hans-Eberhard

Schultz, Bremen,

— Hans Otto Wiebus, DJU, IG Medien,
— Dagmar Rüdenburg, HBV Bayern,
— Jürgen Korell, Sprecher der „Kriti­

schen Polizistinnen und Polizisten“,
— Vertreter/innen der Vereinigung 

Demokratischer Juristen und des 
Republikanischen Anwaltsvereins

und viele andere mehr. Die Konferenz 
soll die Zusammenarbeit zwischen 
deutschen und kurdischen Organisatio­
nen verbessern helfen, vor allem aber 
den Druck auf die Bundesregierung ver­
stärken. Die Waffenlieferungen deut­
scher Regierungen und Konzerne in die 
Türkei sind eine offensichtliche Unter­
stützung für den Völkermord des türki­
schen Regimes an der kurdischen Bevöl­
kerung. Sie müssen endlich gestoppt 
werden! Aufhören muß die Zusammen­
arbeit deutscher und türkischer Polizei, 
deutscher und türkischer Geheimdien­
ste, deutscher und türkischer Militärs 
gegen das kurdische Volk! Kurdische 
Flüchtlinge müssen ein dauerhaftes 
Bleiberecht in der Bundesrepublik be­
kommen, kein befristetes oder wie auch 
immer begrenztes, sondern ein unbe­
grenztes und unbefristetes Bleiberecht! 
Die Verfolgung kurdischer Vereine, die 
quälende Inhaftierung von Kurdinnen 
und Kurden, die sich für die Befreiung 
ihres Volkes von der türkischen Herr­
schaft eingesetzt haben, in deutschen 
Gefängnissen muß aufhören! Die Bun­
desregierung muß sich endlich für eine 
politische Lösung, für die Aufnahme 
eines-Dialogs des türkischen Regimes 
mit der kurdischen Befreiungsbewe­
gung, mit der PKK, einsetzen, um zu 
einer politischen Lösung auf der Basis 
des Selbstbestimmungsrechts des kur­
dischen Volkes zu gelangen!. Für diese 
Ziele will sich die Konferenz in einem 
breiten Dialog deutscher und kurdi­

scher Vertreter einsetzen. stärkt werden. Nach dem Verbot der
Zugleich soll auch die materielle Soli- Zeitung Özgür Ülke ist diese praktische

darität mit dem kurdischen Volk ver- Solidarität dringender denn je.— (rül)

Verboten!

Sehr geehrte Damen und Herren!
Wie Sie wissen, hat Özgür Ülke 
unter den schwierigsten Um­

ständen stets versucht, die Wahrheit, 
sei es unserem Volk oder der Weltöf­
fentlichkeit gegenüber, ans Licht zu 
bringen.

Bis zum heutigen Ihg wurden nahe­
zu alle Ausgaben unserer Zeitung 
konfisziert, gegen unsere Autoren 
und_Mitarbeiter Strafverfahren unter 
unglaubwürdigen Beschuldigungen 
auf erlegt. Unsere Korrespondenten 
wurden ermordet, inhaftiert, unsere 
Zeitungsbüros bombardiert und wir 
haben trotz allem mit allen Kräften, 
gegen Thusende von Hindernissen, 
die Zeitung herausgebracht.

Am 3.2.1995 wurde unser Zentral­
büro in Istanbul von der Polizei auf­
gesucht. Sie teilte uns mit, daß unsere 
Zeitung durch den Beschluß des Istan­
buler Friedensgerichts (!) in zwei Fäl­
len als „verbotene Publikation“ be­
wertet wurde und von nun an nicht 
mehr erscheinen dürfe.

So wurde die Herausgabe unserer 
Zeitung gehindert.

Natürlich werden wir uns nicht aus 

dem Joumalistenleben zurückziehen.' 
Wir werden vor den Augen der Presse­
mitarbeiter und Journalistinnen in 
aller Welt das schmutzige Gesicht die­
ses Spieles, das man mit uns spielt, 
entlarven.

In diesem Sinne erwarten wir von 
Ihnen eine breite Unterstützung.

Was hier verschwiegen werden soll, 
ist nicht nur Özgür Ülke, sondern 
durch ihre Person die freie Berichter­
stattung.

Wir wollen ihnen nicht die Historie 
schildern, wenn wir sind uns sicher, 
daß sie die Entwicklungen mitver­
folgthaben.

Es ist sicher, daß eines Ihges in der 
ganzen Welt die Pressefreiheit da- 

’ durch existieren wird, wenn die Pres­
searbeiter Hand in Hand Zusammen­
arbeiten werden.

. Wir hoffen, daß sie uns in den lägen 
unseresJViderstandes beistehen wer­
den und bedanken uns im voraus für

. ihre Unterstützung. (3. Februar)

gez. Özgür Ülke Europavertretung, 
Sachsenring 29-31, 50677 Köln, Tel. 
(0221)311027-28, Fax (0221)325624
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Rußlands Parteien und der Krieg
D ie Parteien in Rußland sehen sich 

einem Präsidenten und seiner 
Umgebung gegenüber, • die bra­

vourös auf der Klaviatur des „teile und 
herrsche“ spielen. Ihre Schocktherapie 
mit Preisfreigabe und Privatisierung 
teilte die Gesellschaft in die doppelt 
(von ihren Ersparnissen und vom Volks­
eigentum) enteignete Mehrheit der Be­
völkerung und in die Gewinner des Ka­
pitalisierungsprozesses. Ende 1991 spal­
teten sie in Befürworter und Gegner des 
Unionsstaates und trugem mit dem sla­
wischen Dreierbund die UdSSR zu Gra­
be. Als im Dezember 1993 noch im Nach­
hall der Kanonade gegen das „Weiße 
Haus“ parallel zu den Parlaments wäh­
len ein Verfassungsreferendum statt­
fand, teilte sich die russische Gesell­
schaft in etwa ein Viertel, das die Ver­
fassung annahm, und ca. drei Viertel, 
die eine undemokratische Verfassung, 
die dem Präsidenten fast imbeschränk­
te Macht gewährt, nicht wollten. In den 
ersten Monaten des Jahres 1994 betrieb 
Jelzin, mit großem Aufwand den Ab­
schluß eines „Vertrags über die gesell­
schaftliche Eintracht“. Eintracht sollte 
die Schüsse des Präsidenten gegen das 
Parlament und die Wahlniederlage des. 
auf den Präsidenten-Kurs eingeschwo­
renen Wahlblocks „Rußlands Wahl“ 
vergessen machen, die in Zweifel gera­
tenen Resultate des Verfassungsrefe­
rendums stabilisieren und die Opposi­
tion in ein Stillhalteabkommen einbin­
den, Erreicht wurden seit seit dem 28. 
April hunderte Unterschriften von Ver­
tretern aller möglichen Staatsorgane 
verschiedener Ebenen, unterschiedlich­
ster Organisationen und Parteien. Aber 
nicht Eintracht war das Ergebnis, son­
dern die Spaltung der Gesellschaft in 
Unterzeichner und Nichtunterzeichner. 
Nicht unterschrieben haben alle in Ruß­
land existierenden kommunistischen 
Parteien und Organisationen, die 
Agrarpartei und der Wahlblock „Jak- 
bolo“ sowie eine Reihe kleiner Organi­
sationen verschiedener Richtung. Mit 
dem Eintracht-Vertrag hat das Jelzin- 
Regime den Spaltpilz auch in Parteien 
und Organisationen getragen. Die Du­
ma-Fraktion der Demokratischen Par­
tei, die eine gemäßigte Opposition ver­
folgte, lehnte den Vertrag ab. Der Par­
tei- und Fraktionsvorsitzende Nikloaj 
Trawkin aber unterschrieb. Das führte 
zur Spaltung der Fraktion, die von eini­
gen Abgeordneten verlassen wurde. Jel­
zins Lohn: Er berief Trawkin zum Mini­
ster — wenn auch ohne Geschäftsbe­
reich. Kürzlich hat die Parteibasis 
Trawkin das Vertrauen entzogen, und 
dieser hat den Vorsitz niedergelegt. Die 
Partei protestiert heute gegen den

70 Prozent der Bevölkerung 
sind gegen den Krieg ...
Krieg in Tschetschenien. Die Führer al­
ler Gewerkschaften haben unterzeich­
net, darunter auch die Stillhalte-Be- 
stimmung, daß bei Arbeitskämpfen 
keine politischen Forderungen erhoben 
werden dürfen. Die Regierung aber er­
füllt den Vertrag nicht und baut die rie­
sigen Lohnschulden nicht ab. Unter 
dem Druck des Protestes ihrer Mitglie­
der haben einige Gewerkschaftsführer 
ihre Unterschrift zurückgezogen. Nun 
gibt es Gewerkschaften, die zu dem sie 
knebelnden Vertrag stehen, und andere, 
die ihn ablehnen. Die Agrarpartei und 
ihre Duma-Fraktion verweigerten ihre 
Unterschrift. Aber Iwan Rybkin, der 
auf der Parteiliste in die Staatsduma 
gelangte und dort zum Sprecher der 
Duma gewählt worden war, unter­

schrieb, ohne vom Parlament autori­
siert zu sein. Inzwischen haben sich die 
Wege der Partei und Rybkins getrennt.

Seit Dezember ist Rußland mit dem 
barbarischen Krieg der russischen Füh­
rung gegen Tschetschenien konfron­
tiert. Nach Umfragen lehnen 70% der 
Russen das Gemetzel ab. Das entspricht 
einer Mehrheit der Bevölkerung, die die 
Verfassung nicht gebilligt hat. Wieder 
treibt Jelzins Politik einen Keil in die 
russische Gesellschaft, in die Parteien, 
politischen Organisationen und Bewe­
gungen. Die einzige politische Partei 
von Bedeutung, die sich vorbehaltlos 
auf die Seite der Kriegs-Partei stellt, ist 
Shirinowskijs Liberal-Demokratische 
Partei Rußlands. Dem Jelzin-Regime 
ist es gelungen, die national-patrioti­
sche Opposition zu 
spalten. Ein Teil 
ist zur Kriegs-Par­
tei übergelaufen, 

. und so finden sich 
heute an Jelzins 
und Shirinowskijs 
Seite so schillern­
de Figuren wie 
Sergej Baburin, 
Eduard Limonow 
und Alexander 
Barkaschow mit 
ihren lautstarken 
Anhängern, die 
dem Chauvinis­
mushuldigen.

Prinzipiell wen­
det sich die Kom­
munistische Partei 
der 'Russischen 
Föderation und die 
Agrarpartei gegen 
den Einsatz von 
Waffengewalt in 
den inneren Aus­
einandersetzun­
gen. Schon am 1. 
Dezember warnte 
die KPRF als erste
nach Präsident Jelzins Ultimatum an 
Tschetschenien vor einem Krieg. Seit 
dem Beginn des russischen Einmar­
sches und erst recht seit dem Sturm auf 
Grosny ist sie nicht müde geworden, ein 
Ende des Krieges oder zumindest sofor­
tige Waffenruhe, eine Untersuchung zur 
Feststellung der für die Verbrechen ge­
gen die Menschenrechte Verantwortli­
chen und eine politische Lösung des 
Konflikts zu fordern wie am 11. Januar 
in der Duma. Parteichef Genndij Sjuga­
now und andere Repräsentanten der 
Partei versäumen keine Gelegenheit, 
die Schuldigen am Waffengang in der 
-Öffentlichkeit anzuprangem und ihr 
hohes politisches Ansehen zugunsten 
einer friedlichen Lösung einzusetzen,. 
Die Partei hat weit über drei Millionen 
Unterschriften für ein Referendum 
über vorgezogene Präsidentenwahlen 
gesammelt, d.h. im Durchschnitt hat je­
des Parteimitglied etwa fünf Bürger 
gewonnen, ihre Unterschriften neben 
die seine zu setzen. An den (nicht sehr 
zahlreichen und ihren Tbilnehmerzah- 
len nach eher kleinen) Protestdemon­
strationen der Linken war sie stets be­
teiligt. Aber neben der Mehrzahl der 
Kommunisten, die dem Internationalis­
mus treu blieb, sind einige dem Hurra­
patriotismus erlegen, sprechen sich für 
das rigorose „Ordnungmachen“ aus und 
stimmten in der Duma gegen die soforti­
ge Beendigung des Krieges. Einen von 
ihnen belohnte Jelzin auf seine typische 
Art, mit persönlichen Abhängigkeiten 
sein Regime zu stärken; er berief das 
parteilose Mitglied der kommunisti­
schen Dumafraktion, Valentin Kowal­
jow, zum Justizminister. Die KPRF di­

stanzierte sich unverzüglich von ihrem 
früheren Mitstreiter.

... aber keine großen Massen­
aktionen gegen den Krieg
Die Russische Kommunistische Arbei­
terpartei vertritt den Standpunkt, daß 
erst, wenn die Regimes Jelzins und Du­
da jews beseitigt sind, eine den Interes­
sen sowohl des russischen als auch des 
tschetschenischen Volkes entsprechen­
de Lösung des Konflikts möglich sein 
wird. Aber sie, die über genügend Er­
fahrungen bei der Organisation von 
Demonstrationen und Kundgebungen 
verfügt, hat es nicht vermocht, ihre Ab­
lehnung des Krieges sich in bedeuten­

den Massenmanifestationen nieder­
schlagenzulassen.

Die Sozialistische Partei der Werktä­
tigen, die Partei der Arbeit und mehrere 
Menschenrechtsorganisationen sind 
Gegner des Krieges und geben das auch 
in gemeinsamen Protesterklärungen 
mit der KPRF kund.

Die kleinen sozialdemokratischen 
Gruppen, die gerade begonnen hatten, 
sich zu vereinen, erleiden erneut eine 
Spaltung in zwei Parteien, von denen 
jede die rechtmäßige sein will. Zur Ein­
leitung nennenswerter Aktionen sind 
sie nicht in der Lage.

Spaltung ist auch unter den sogenann­
ten Demokraten eingezogen, die ohne­
hin auf verschiedene Organisationen 
verteilt sind. Die meisten ihrer Spitzen­
politiker sind von Präsident Jelzin ab­
gerückt und führen eine lärmende Kam­
pagne gegen den Präsidenten und gegen 
den Krieg. Ihre Hauptkraft ist das 
Wahlbündnis „Rußlands Wahl“, das 
sich unter Jegor Gajdars Führung in die 
Partei „Rußlands demokratische Wahl“ 
transformiert. Dazu gehören außerdem 
die „Bewegung für demokratische Re­
formen“, die „Bewegung demokrati­
sches Rußland“, mit etwas Abstand die 
„Partei der Russischen Einheit und Ein­
tracht“, und dazu stößt in letzter Zeit 
auch die liberal-demokratische Abge­
ordnetengruppe „12. Dezember“ und 
auch die Fraktion „Jablonko“. Mit star­
ken Worten über Jelzins Verrat an der 
Demokratie und ähnlichem haben sie 
sogar einige tausend Menschen auf die 
Straße gebracht. Als aber einer von ih­
nen in der Duma am 23. Dezember den 
Antrag stellte, ein Amtsenthebungsver­

fahren gegen den Präsidenten auf die 
Tagesordnung zu setzen, distanzierte 
sich die Fraktion „Rußlands Wahl“ von 
ihm. Außenminister Kosyrew und an­
dere Anhänger der Kriegs-Partei haben 
sich von ihr getrennt.

Man muß davon ausgehen, daß es sich 
bei dem lautstarken Auftreten vieler 
„Reformer“ um Vorwahlkampf han­
delt. In der Oberschicht tobt ein Kampf 
zwischen verschiedenen Klüngeln um 
einflußreiche Posten, nicht zuletzt um 
den des Präsidenten, und alle gemein­
sam verfolgen das Ziel, den Kommuni­
sten das Wasser abzugraben und sich 
selbst angesichts der Volksstimmung 
gegen Krieg und autoritäres Regime als 
Verteidiger der Demokratie und des in­
neren Friedens auszugeben. Deshalb

sind die Kommunisten gut berate: 
wenn sie sich nicht vor deren K 
spannen lassen, die keine wirkliche A 
temative zum Kurs des gegenwärtig 
Regimes zu bieten haben.

Dennoch bleiben Fragen. War es 
vermeidlich, daß die Fraktionen si 
gegenseitig in der Duma blockiere! 
Hätten die Gesetzes Vorschläge üb 
stärkere Kontrollmöglichkeiten < 
Legislative, über das Verbot des E 
greifens der Streitkräfte innerhalb ( 
Föderation und über die Veröffent 
chung der beim Wehrdienst Getöte 
der Vermißten und Verwundeten, < 
den Handlungsspielraum der Kriei 
Partei ernstlich einzuschränken gee 
net wären, nicht angenommen wen 
müssen — auch wenn sie von „Rußlai 
Wahl“ oder „Jabloko“ eingebracht wi 
den ? Die Duma hätte ein Zeichen ge[ 
die Willkür der Staatsführung set: 
können. So aber bietet sie ein Bild ( 
Hilflosigkeit oder gar der Duldung ( 
Krieges. Iwan Rybkin leitet die I 
entsprechend. Jelzin hat ihn dafür n 
der Berufung in den Sicherheitsrat 1 
lohnt, der in der Verfassung gar n 
vorgesehen ist, aber alle wichtigen Ei 
Scheidungen fällt und der deshalb sei 
als neues Politbüro bezeichnet w 
Am 13. Januar hat sich die I 
schließlich zu einer Entschließung ai 
gerafft, die den Präsidenten zur sofor 
gen Beendigung des Krieges auffordt 
aber wie alle Duma-Entschließunt 
für diesen nicht bindend ist und einf; 
beiseite gelegt wurde. In der öffentl 
keit wird der Protest vor allem von

Fortsetzung nächste Seite ol
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gej Kowaljow, dem Vorsitzenden der 
vom Präsidenten ernannten Menschen­
rechtskommission, der lange im be­
schossenen Grosny ausharrte, und von 
der Bewegung der Soldatenmütter mit 
ihren spektakulären Aktionen vor dem 
Verteidigungsministerium und in Gros­
ny selbst repräsentiert.

Probleme auf der Linken mit 
dem Selbstbestimmungsrecht
Warum ist es der linken und zentristi- 
schen Opposition nicht gelungen, die 
Ablehnung des Krieges durch die Mehr­
heit der Bevölkerung in mächtigen Mas­
senaktionen zum Ausdruck zu bringen? 
Die Frage hat u.a. eine organisatorische 
und eine politisch-rechtliche Seite. Nur 
die KPRF und die Agrarpartei verfügen 
über eine durchgehende organisatori­
sche Struktur. Verbündete Bewegun­
gen bestehen oft nur aus zentralen Ko­
mitees, mit denen sich ihre Führer oft 
nicht einmal beraten, ehe sie gemein­
same Erklärungen unterzeichnen wie 
den gegen den Eintracht-Vertrag gerich­
teten Aufruf „Eintracht im Namen Ruß­
lands“ oder die Erklärung von Kalinin­
grad. Der Aufruf der KPRF vom 12. De­
zember zur Schaffung einer organisato­
rischen Struktur der Protestbewegung 
verhallte ungehört, und die angekün­
digten Massenaktionen blieben aus. 
Wichtiger als die organisatorische 
Schwäche ist das politisch-rechtliche 
Problem. Alle, auch die schärfsten Geg­
ner des Völkermordes im Kaukasus, 
gehen davon aus, daß Tschetschenien 
ein untrennbarer Bestandteil des russi­
schen Staates ist. Selbstbestimmungs­
recht bis zum Recht auf Lostrennung 
vom gemeinsamen Staat ist kein Thema 
der russischen Politik. So erklärt es sich 
wohl auch, daß in den Aussagen des 3. 
Parteitages der KPRF am 21./22. Ja­
nuar, der ein neues Programm anzuneh­
men hatte und auf dem das Tschetsche­
nien-Problem nicht im Mittelpunkt ste­
hen konnte, Verurteilung der Kriegs­
schuldigen, erneute Forderung nach 
Beendigung des Krieges und Absage an 
den Separatismus eine Einheit bilde­
ten, In Rußland werden einzelne Stim­
men, die zaghaft zum Nachdenken mah­
nen oder gar fragen, ob eine Föderation, 
die das Recht auf Lostrennung nicht an­
erkennt, nicht in Wirklichkeit ein Völ­
kergefängnis sei, kaum gehört. Kriegs- 
Partei und Opposition gegen den Krieg 
sind sich in diesem Punkte einig. Das 
macht die Opposition aber anfällig für 
manches Argument des gegenwärtig 
herrschenden Regimes. Selbst der Ge­
danke aus den Reihen von „Rußlands 
Wahl“, Rußland und Tschetschenien 
könnten sich auf konföderaler Basis 
einigen, wird von der KPRF als Versuch 
abgelehnt, den Zerfall des russischen 
Staates einzuleiten. Sind diese Ansich­
ten nicht eine der Grundlagen für die 
geringe Stärke des öffentlichen Protes­
tes?

Wie dem auch sei, vor der Opposition 
steht die Riesenaufgabe, ihre Kräfte 
endlich zu einen, um dem Krieg im Kau­
kasus Einhalt zu gebieten und seine 
Wurzeln im autoritären Regime des 
„wilden Kapitalismus“ auszureißen.

Prof. Dr. sc. Ernst Labor ist Mitglied 
der Arbeitsgruppe Frieden und inter­
nationale Politik beim Parteivorstand 
der PDS.

(Die Zwischenüberschriften wurden 
von der Redaktion eingefugt.)

V
or Wochen noch nannte Kinkel den 
russischen Einmarsch in Tsche­
tschenien eine innere Angelegen­
heit Rußlands, die sich aus dem Recht 

der Staaten auf Wahrung ihrer tei^ito- 
rialen Integrität ergebe. Kinkel kann 
nicht geglaubt haben, daß die Maßnah­
me des russischen Staates etwas ande­
res sein könnte als der Auftakt zu einem 
langwierigen Interventionskrieg gegen 
die unglücklichen Bewohner Tsche­
tschenien. Die Verschiebung in der Be­
wertung der Ereignisse drückt nicht so 
sehr neue Erkenntnisse über die Vor­
gänge in Tschetschenien aus als viel­
mehr neue Kräfteverhältnisse zwischen 
dem freien Westen und Rußland.

Mit dem Beitritt Weißrußlands zur 
Nato-Vororganisation „Partnerschaft 
für den Frieden“ Mitte Januar ist der 
letzte der westlichen Nachbarn des neu­
en russischen Staates in das militärpoli­
tische Einflußfeld der Westmächte ge­
rückt. Freilich war der Beitritt auch 
dem russischen Staat angeboten wor­
den, aber Anfang Dezember erklärte 
der russische Außenminister Kosyrew, 
sein Land könne das „Individuelle Part­
nerschaftsprogramm“ (IPP) und ein 
zweites Papier 
über die Zusam­
menarbeit mit der 
Nato nicht unter­
schreiben. Grund 
dafür sei das Kom­
munique der 
Herbsttagüng des 
Nordatlantikra­
tes, weil es die 
Partnerschaft für 
den Frieden zum 
bloßen Begleitpro­
gramm für die von 
Rußland abgelehn­
te Nato-Osterwei- 
terung mache1.

Unter diesen 
Umständen ist die 
jetzt abgeschlos­
sene' Sammlung 
der Westnachbam 
Rußlands in der 
Partnerschaft ein 
Schritt in die De­
stabilisierung. Wie 
auch immer die 
Völker im Osten 
Europas ihre nach­
barlichen Bezie­
hungen oder ihre inneren Verhältnisse 
gestalten wollen: die Natojnischt künf­
tig mit, ohne die Westmächte geht im 
Osten gar nichts mehr.

Auf der „Münchner Konferenz für Si- 
cherheitspolitik“, an der in diesem Jahr 
mehrere Außen- und Verteidigungsmi­
nister der Nato teilnahmen, wurde dann 
deutlich, wie man sich die weitere .Ent­
wicklung vorstellt.

Die „ Partnerschaft für den 
Frieden“ wird neu definiert
Am Rande der Thgung äußerte sich Kin­
kel in einem Interview mit der Süddeut­
schen Zeitung in rüdem Ton. Die Nato 
sei seit ihrem Beginn immer auch eine 
transatlantische Klammer gewesen, die 
Europa, Amerika und Kanada züsam- 
menbinde. Originalton: „Die Nato, das 
müssen die Russen sich sagen lassen, 
bleibt der Nukleus der neuen europäi­
schen Sicherheitsarchitektur, in die wir 
Rußland einbeziehen und nicht aus­
schließen wollen. Wir dürfen uns nicht 
auf das russische Konzept einlassen, 
daß die KSZE an die Stelle der Nato tre­
ten sollte.“

Der deutsche Außenminister sieht 
sich im Kem (Nukleus) einer Architek­
tur, die Rußland auf eine zynische Weise 
einschließt. Kinkel fährt fort: „Im übri­
gen ist den sicherheitsmäßigen Bedürf­
nissen der mittel- und osteuropäischen 
Länder und der baltischen Staaten rela­

tiv stark Rechnung getragen worden. 
Das Ob des Beitritts ist geklärt. Es geht 
jetzt nur noch um das Wann und Wie. 
Und dieses Wann und Wie mit Rußland, 
jedenfalls nicht gegen Rußland, zu be­
treiben, liegt auch und gerade im Inter­
esse der mittel- und osteuropäischen 
Länder. Wir haben ihnen die Partner­
schaft für den Frieden angeboten. Alle 
haben sie zugestimmt. Dadurch sind sie 
ganz nah ans Hauptzimmer der Nato 
rangerückt, so daß Teile ihrer Sicher­
heitsbedürfnisse bereits erfüllt sind ... 
Ich bestreite, daß Moskau ein Vetorecht 
hat, es wird es nie haben und nie krie­
gen. Und ich sage nochmals, wir haben 
beschlossen, daß wir diese Länder auf­
nehmen. Rußland weiß das. Es sieht in 
der zeitlichen Komponente der Abläufe 
eine für sich schwierige Situation.“2

Interviewäußerungen haben nicht die 
Bedeutung einer Regierungserklärung, 
aber beunruhigende Auskünfte über die 
Entwicklung des außenpolitischen Den­
kens geben sie gerade genug.

Erstens denkt sich Kinkel bereits eine 
Frontlinie quer durch Osteuropa.'Hie 
„alle“, die der Partnerschaft für den 
Frieden zugestimmt haben — da Ruß­

Die Nato will freie Hand
Zur Münchner Konferenz für Sicherheitspolitik

land, das nicht mitzureden hat und das 
auch schon „weiß“.

Zweitens wird die Partnerschaft für 
alle Teilnehmer als Vor- und Wartezim­
mer der Nato geschildert. Sie werden 
als Klienten und Bittsteller der West­
mächtegedacht.

Drittens deutet Kinkel an, daß die 
Nato diesen Partnern auch schon Ga­
rantien gibt. Der europäische Osten er­
scheint sicherheitspolitisch als eine Art 
Mandatsgebiet der Nato.

Auf der Münchner Thguhg sagte der 
US-Verteidigungsminister William 
Perry: „Rußland wird nicht isoliert 
werden.“ Was soll das unter solchen 
Umständen heißen? Nato-Generalse- 
kretär Willy Claes verdeutlicht: „Ruß­
land kann sich nur selbst isolieren. Es 
ist zu groß, um von Europa isoliert zu 
werden.“3

Autorität für die NATO
Die Militarisierung der internationalen 
Politik, die sich an der Neuordnung Ost­
europas beobachten läßt, wirkt wie jede 
Praxis auf die internationalen Institu- * 
tionen zurück. Die großen Nato-Mächte 
verlangen eine Verschiebung in den Be­
ziehungen zwischen der Nato und der 
Uno. Bislang sieht das Uno-Statut für- 
Einsätze unter dem Mandat der Uno 
auch die Oberleitung der Uno vor. Nun 
sollen sich die Repräsentanten der 
Westmächte einig geworden sein, „daß 

die Nato künftig das Kommando bei 
Einsätzen im Uno-Auftrag führen müs­
se und nicht als »Untermieter* auf treten 
dürfe ... Nato-Generalsekretär Willy 
Claes verlangte als Reaktion auf die 
Verwirrung in der Kommandostruktur 
beim Bosnien-Einsatz von der Uno Man­
date, bei denen die Autorität der Nato 
berücksichtigt werde“.4

Die Forderung nach Rücksicht auf die 
Autorität der Nato zeigt, daß der Mili­
tärpakt sich gefesselt fühlt. Bis zu 
einem gewissen Grade ist das ja auch 
der Fall. Einer Eskalation des Konflik­
tes müssen entsprechende Beschlüsse 
wenigstens des Sicherheitsrates der 
Uno vorausgehen. Die AutoritätsVer­
schiebung, die in München von den 
Nato-Größen eingefordert wurde, wür­
de letztlich bedeuten, daß die zivile Or­
ganisation der Uno den Täten eines Mi­
litärpaktes- ohne Einspruchs- oder 
Steuerungsmöglichkeit ausgeliefert 
wäre. Vollversammlung und Sicher­
heitsrat könnten im Nachhinein räson- 
nieren—wenn man sie noch läßt.

Betrachtet man, wie es gelehrt wird, . 
die Uno als Vorboten eines künftigen 
Welt Staates und die Nato als Vorform 

von dessen Militär­
organisation, läßt 
sich ermessen, was 
es heißt, wenn die 
Bewaffneten nach 
Mandaten streben, 
die ihre Autorität 
berücksichtigen.- 
,Es heißt, daß das 
Militär diktiert.

Das neue
Feindbild
Prinzipienfragen 
kommen selten 
ohne nahen prakti­
schen Bezug in die 
politische Diskus­
sion. Aktuell geht 
es der Nato darum, 
einen Weg zur un­
auffälligen, aber 
wirksamen Umge­
hung des Vetorech­
tes auszubaldowe­
rn, das der russi­
sche Staat im Si­
cherheitsrat der

Uno als dessen ständiges Mitglied hat. 
Es geht um freie Hand im ehemaligen 
Jugoslawien, und es geht darum auszu­
loten, wie weit die Garantien reichen 
können, die im Rahmen der Partner­
schaft für den Frieden irgendwelchen 
Cliquen in den Ländern und Staaten des 
östlichen Europas schon gegeben sind. 
Was ist der Hauptinhalt des Nato-Ver- 
trages? Die Bestandsgarantie der Mit­
gliedstaaten. Der Staaten, wohlge­
merkt. Die Nato war immer schon auch 
eine wechselseitige Versicherung der 
verbündeten Staaten gegen den inneren 
Feind, das Volk. Die Tatsache, daß die 
Westmächte auf den Militärpakt als in­
ternationale Verkehrsform setzen und 
zivilisiertere Formen des internationa­
len Zusammenlebens, wie die Uno und 
auch die KSZE das sind, in den Hinter­
grund drängen wollen, kündigt an; daß 
die Herrschenden an die Vereinbarkeit 
von Demokratie und schrankenloser 
Eigentümerfreiheit nicht mehr so recht 
glauben. Vor dem Hintergrund der di­
plomatischen Intrigen zeichnet sich vor­
derhand noch nebulös, aber immer 
deutlicher der neue Kampfauftrag der 
Nato ab: der innere Feind der auswärti- 
genNachbam. — (maf)
Quellen:
(1) Europaarchiv 12/94, S. 135
(2) Süddeutsche Zeitung, 4./5. Februar,

S.10 ...
(3) Süddeutsche Zeitung, 6. Februar,

S.l
(4) ebd. .
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Konservativer Volksstaat in Polen oder 
liberaler Bürgerstaat?
In Polen wird zur Zeit über eine neue’ 

Verfassung diskutiert, die der neuen 
Gesellschaftsform entsprechen soll.

Die Kernfrage der inhaltlichen Ausein­
andersetzung könnte man zugespitzt so 
formulieren: Stellt der Staat in das Zen­
trum seiner Aufgaben die Förderung 
und den sozialen Schutz des sich selbst 
bestimmenden Individuums» oder die 
Schutz- und Förderungswürdigkeit des 
— letztlich nur bedingt mündigen — 
Volkes. Eine das unabhängige Indivi­
duum in den Mittelpunkt stellende Ver­
fassung wird weniger autoritär sein, 
dagegen eine das Kollektiv ,Volk‘ 
schützende Verfassung notwendig dem 
Individuum gegenüber autoritärer sein, 
denn sie fordert im Zweifelsfalle die 
Unterordnung des Individuums unter 
das Kollektiv.

Interessant dabei ist, wer spricht sich 
warum für eine autoritäre oder weniger 
autoritäre parlamentarische Staats­
form aus und wie soll sie ausgestaltet 
werden. Zunächst ist eine deutliche 
Trennung relativ leicht zu ziehen: 
• Für den liberalen bürgerlich-demo­

kratischen. Rechtsstaat einschließ­
lich eines sozialen Schutzes des mün­
digen Individuums als Ausgangs­
punkt stehen die gemeinhin als links 
bezeichneten Bündnisse bzw. Par­
teien wie Bündnis der Demokrati­
schen Linken (SLD) und* Union der 
Arbeit (UP), aber auch der soziallibe­
rale Flügel der eher in der politi­
schen Mitte plazierten Union der 
Freiheit (UW) und große Teile der 
Polnischen Bauernpartei PSL, die 
heute die Regierung mit dem SLD 
stellt.

• Für den das Volk und damit verbun­
den das Vaterland schützenden auto­
ritär ausgerichteten bürgerlich-de­
mokratischen Rechtsstaat als Aus­
gangspunkt treten die — in der Mehr­
heit nicht im Sejm vertretenen — 
rechten und mitte-rechten Parteien 
und Organisationen ein, u.a. die Ge­
werkschaft SolidamoSc.

• Für den liberalen Rechtsstaat mit 
deutlicher Betonung auf die Freiheit 
des Unternehmens und nur geringen 
sozialen Schutzrechten treten die an 
den europäischen konservativen 
Parteien orientierten Gruppierun­
gen, dazu zählt auch der konservati­
ve Teil der UW, ein; diese Strömung 
legt auf traditionelle Werte wie Fa­
milie, Nation insoweit Wert, wie sie 
zur Erziehung des Volkes dienen, 
aber nicht die Wirtschaftsfreiheit 
einschränken.

Bei der Diskussion um die Verfassung 
schlägt sich diese Gegenüberstellung in 
der Form nieder, daß die Ausformulie­
rung sozialer Schutzrechte und morali­
scher Gebote für das Verhalten des ein­
zelnen Menschen und seine Lebensfor­
men weitgehend abgelehnt oder festge­
schrieben werden.

Hier wiederum spielt die katholische 
Kirche eine wichtige Rolle. Der Episko­
pat lehnt die Formulierung ab, Polen 
als weltlichen Staat, in dem Kirche und 
Staat getrennt sind, zu bezeichnen, 
denn diese Formulierung sei aus der 
Geschichte belastet. Deshalb fordert er, 
das Verhältnis von Kirche und Staat 
„als unabhängige und autonome Ge­
meinschaften“ zu bezeichnen. Das „Po­
stulat, zum öffentlichen und staatlichen 
Leben auf keinen Fall die Dimension 
der Heiligkeit zuzulassen, ist ein Postu­
lat zur Atheisierung des Staates und des 
öffentlichen Lebens und hat nicht viel 
mit der weltanschaulichen Neutralität

gemeinsam“, heißt es im Hirtenbrief 
des polnischen Episkopats zur Verfas­
sungsdiskussion vom 22. Oktober 1994. 
Weiter fordert die katholische Kirche 
die .Berücksichtigung bestimmter 
christlicher Werte in der Verfassung 
sowie, „alles konsequent zu verbieten, 
was die Bande von Mensch zu Gott be­
hindert oder zerstört .... Unter diesem 
Aspekt soll man nicht nur das Tötungs­
verbot des ungeborenen Menschen se­
hen, das sich in der neuen Verfassung 
finden muß, sondern auch das Verbot 
alles dessen, was auf die Zerstörung der 
Familien- und Gesellschaftsbande ab­
zielt.“ (Bischof Thdeusz Pieronek, Ge­
neralsekretär des polnischen Episko­
pats, zit.: Go§6 Niedzielny, Nr. 33 v. 
14.8.1994, S. 22). Was solche Festlegun­
gen bedeuten, zeigte sich bei der Diskus­
sion um die Abtreibung in Polen. Als 
Ende 1992 eine durch mehrere hundert­
tausend Unterschriften gestützte For­
derung nach einer Volksabstimmung 
vorgeschlagen wurde, sprach sich die 
katholische Kirche erfolgreich dagegen 
aus, denn über moralische Positionen 
könne man nicht abstimmen. Entspre­
chend dem Hirtenbrief ist das auch lo­
gisch, denn „der Mensch selbst (ist) 
nicht die letzte Instanz, die die Grundla­
ge sämtlicher Werte und Rechte be­
stimmt. In bezug auf die entscheidenden 
Menschenrechte hat das Recht Gottes 
übergeordneten Charakter.... Deshalb 
ist auch in unserer Verfassung die Beru­
fung auf Gott als Schöpfer -jeglicher 
Ordnung angebracht“ (ebenda). Ohne es 
auszusprechen, würde so in Polen die 
katholische Kirche die höchste morali­
sche, damit letztlich auch gesetzgeberi­
sche Instanz, denn, wenn nicht sie als 
die Vertreterin des Christentums, wer 
sonst bestimmt, was das göttliche Recht 
beinhaltet. Damit legt sie die Grenzen 
für die Gesetzgebung fest.

Mit dem Hirtenbrief stützt die katho­
lische Kirche eindeutig die Positionen 
der politischen Rechten, die hier ihre 
Gemeinsamkeit haben, während sie bei 
anderen Punkten eher große Differen­
zen haben. Nur sie ist bereit, die Forde­
rungen der Kirche nach Fest Schreibung 
des Beachtungsgebots christlicher Wer­
te wie des Verbotes von Abtreibung, der 
Festschreibung der Familie als die 
Grundform #des gesellschaftlichen Le­
bens und der Berufung auf die christli­
che Tradition zu erfüllen. So ist es auch 
kein Wunder, daß einige Bischöfe wie 
auch der Primas von Polen Jözef Glemp 
den von Solidarität und Sekretariat, 
einem Zusammenschluß rechtspopuli­
stischer Organisationen, erarbeiteten 
Verfassungsentwurf unterstützen. In 
einem an seine Priester gerichteten 
Kommunique ruft der Bischof von Kiel- 
ce, Kazimierz Ryczan, auf, diesen Ver­
fassungsentwurf zu unterstützen, denn 
er „knüpft an die tausendjährige Tradi­
tion des Volkes an und respektiert die 
christlichen Werte“ (zitiert nach: Ty- 
godnik Powszechny, Nr. 30 v. 24.7.1994, 
S. 2). Gleichzeitig bringt der Episkopat 
damit die UW jn große Schwierigkei­
ten, die, den bürgerlichen Demokratien 
Westeuropas folgend, die Entschei­
dungsfreiheit des einzelnen in den Mit­
telpunkt stellt, in der aber gleichzeitig 
eine große Gruppe sich der katholischen 
Kirche sehr verbunden fühlt.

Die politische Linke versuchte, die­
sem Druck der Kirche, das Individuum 
durch Festschreibung moralischer und 
ideologischer Positionen in ein be­
stimmtes Korsett zu zwingen, haupt­
sächlich dadurch zu begegnen, daß sie 
vor der konkreten Ausformulierung des 
Verfassungsentwurfs durch die parla­
mentarische Verfassungskommission 
ein die wesentlichen Streitfragen vor­
entscheidendes Eingangsreferendum 

durchsetzen wollte. So sollte in diesem 
Referendum die Frage nach den Rech­
ten des Präsidenten geklärt werden 
und, ob der Staat auf der Grundlage der 
weltanschaulichen und religiösen Tole­
ranz aufgebaut werden solle. Ebenso 
sollten die Fragen nach dem Umfang 
sozialer Rechte gestellt werden. Dieser 
Vorschlag kam von der linkssozialde­
mokratischen Union der Arbeit (UPj 
und wurde bei den Koalitionsverhand­
lungen in den Koalitionsvertrag der jet­
zigen SLD-PSL-Regierung (gemeinhin 
als Mitte-Links-Regierung bezeichnet; 
aufgenommen. Mit dieser Absicht ver­
band sich die Anerkennung des einzel­
nen Individuums, vollständig über sei­
ne Angelegenheiten entscheiden zu kön­
nen, und die Ablehnung, daß der Staat 
den in einigen Fragen unmündigen Bür­
ger erzieherisch bevormunden muß.

Konkret verfolgte aber nur die UP 
den Vorschlag eines Eingangsreferen- 

.dums ernsthaft und legte einen Thxt für 
solch ein Referendum vor, während der 
SLD die Diskussion über die Ausschrei­
bung eines Referendums solange führ 
te, bis es zeitlich nicht mehr zu organi 
sieren war. Die Schwierigkeit bei der 
Ausformulierung der Fragen für dieses 
Referendum war ein Grund, ein anderer 
liegt wohl darin, daß die Leitung der die 
wichtigste Kraft im SLD bildenden So­
zialdemokratie der Republik Polens . 
(SdRP, Nachfolgeorganisation der . 
PVAP) um Kwasniewski eher bestreb: ■ 
ist, es zu keiner Konfrontation mit der j 
katholischen Kirche und dem Präsiden | 
ten kommen zu lassen, und daß „die iz j 
der Zukunft beschlossene Konstitutio: i 
Ausdruck eines .bürgerlichen Kompre 
misses* sein muß“, wie die Thktil 
Kwasniewskis zustimmend kommen 
tiert wird (Politi/kaNr. 18 /1994, S. 13).

Chancen für eine 
liberale Verfassung
Es gibt aber eigentlich gute Möglichkei­
ten für eine offene, die demokratische: 
Rechte des einzelnen in den Vorder 
gründ rückende Verfassung, in der Kir­
che und Staat getrennt sind und die 
einen autoritären Rechtsstaat in Gren­
zen hält. Für autoritäre Demokratien, < 
wie sie die Entwürfe von Präsident, Se- ! 
nat, Konföderation für die Polnische i 
Unabhängigkeit KPN und Solidarität 
vorsehen, gibt es heute keine Mehrhei . 
ten in der Bevölkerung Polens, ebenso 
wenig für eine privilegierte Stellung 
der römisch-katholischen Kirche. Dar. 
nutzten sich diejenigen, die diese Kon- ! 
zeptionen vertreten, bereits deutlich j 
ab:
• So ist das Ansehen Präsiden’ 

Walesas seit Monaten auf einem Tief­
stand angekommen: Im Dezember 
1994 stimmen laut Umfragen nur 
noch 21 % der Bevölkerung mit sei 
ner Politik überein, 76 % sind mit ihr 
nicht einverstanden (Wprost, Nr. 2v 
8.1.1995, S. 19).

• Die Mitte-Rechts- und rechtspopuli 
stischen Parteien mit ihren Leitfigv 
ren kommen über ihren zugegebener 
maßen hohen Sockel nicht hinaus 
So erhielten Solidarität, Block de: 
Parteilosen zur Verteidigung der Re­
form (BBWR), KPN, Zentrumsunic' 
(PC), National-christliche Verein 
gung (ZChN), Union für Realpolitik 
(UPR) bei der Sejmwahl am 19- 
1993 noch fast 37 % der abgegebene-'

Fortsetzung nächste Seite
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Stimmen — im Januar 1995 stehen sie 
laut Umfragen bei ungefähr 26% 
(Wprost, Nr. 2 v. 8.1.1995, S. 20);

• Es ist keine inhaltliche Einigung 
oder die Bildung von zwei, drei stabi­
len Blöcken innerhalb des Mitte- 
Rechts und rechten Spektrums in 
Sicht: Einig ist man sich nur darin, 
mit Hilfe des Referendums über die 
Verfassung der Regierung eine Nie­
derlage zu bereiten.

• Die katholische Kirche hat nach Mei­
nung der Bevölkerung jetzt bereits 
zuviel Einfluß in der Politik: 70% 
der Bevölkerung meinen laut Um­
frage im April/Mai 1994, daß der 
Einfluß der katholischen Kirche im 
gesellschaftlich-politischen Leben 
auf die religiösen Praktiken redu­
ziert werden muß, nur 4% der Be­
fragten meinen, daß er bedeutend 
sein muß (Wprost, Nr. 21 v. 22.5.1994, 
S. 5); im Mai 1994 schätzten nur ein 
Drittel der Befragten die öffentliche 
Tätigkeit der Kirche positiv (Januar 
1991: über 70 %), über die Hälfte ihre 
Tätigkeit negativ ein (Zycie Warsza- 
wy v. 21.6.1994); 70% sprechen sich 
laut Umfrage für die Vorschrift in 
der Verfassung aus, daß Polen ein 
weltanschaulich neutraler Straat sei

' (Wprost 51 v. 18.12.1994, S. 5).
• 75 % meinen, Regierung und Premier 

sollen vom Sejm berufen werden — 
vom Präsidenten: 9 % (Rzeczpospoli- 
tav.17.11.1994).

Es stellt sich die Frage, ob bei den Re­
gierungsparteien der politische Mut be­
steht, tatsächlich auf die Meinung der 
Bevölkerung zu vertrauen und eine Ver­
fassung zugunsten einer offenen Gesell­
schaft zu formulieren. Für die durchaus 
reale Möglichkeit, damit eine Volksab­
stimmung zu gewinnen, sprechen einige 
Erfahrungen der letzten Jahre:
• Es gab eine verhäjtnimäßig hohe 

Wahlbeteiligung bei den Wahlen am
4. Juni 1989, als es tatsächliche Wahl­
alternativen gab, die mit neuen ge­
sellschaftlichen Perspektiven für 
den einzelnen Menschen verbunden 
wurden: die große Gewinnerin, die 
Solidarität-Bewegung, führte we­
sentlich den Wahlkampf mit der Lo­
sung, die Bevölkerung wieder zum 
Subjekt zu machen — Anfang 1994 
meinten laut Umfragen 74% der Be­
völkerung, daß die Vorschriften 
einer Verfassung für den gewöhnli­
chen Bürger von Bedeutung sind 

(Janina Zakrzewska, Polityka Nr. 10 
v. 5.3.1994)

• Die Solidarität-Regierung Mazo- 
wieckis 1989 fand in der Bevölke­
rung eine große Unterstützung — 
84 % der Bevölkerung stimmten laut 
Umfragen der Übertragung der Re­
gierung an ihn zu.

• Die Wahlverweigerung bei den Sejm­
wahlen 1991, nur gut 43% nahmen 
teil, zeigte ein verständliches Miß­
trauen dem SLD gegenüber wegen 
seiner Herkunft als Nachfolgeorga­
nisation der ehemaligen herrschen­
den Partei, der Polnischen Vereinig­
ten Arbeiterpartei (PVAP), bei 
gleichzeitiger Ablehnung des libera­
len prokapitalistischen und des pro­
kirchlichen Kurses der anderen Par­
teien.

• feei den Wahlen im September 1993 
werden die rechtspopulistischen 
Parteien abgelehnt, die ja in allen 
Schattierungen kandidierend über 
ein gutes Drittel der Stimmen nicht 
hinauskamen — deutliche Mehrheit 
für die programmatisch für eine of­
fene Gesellschaft eintretenden Par­
teien.

• Die Meinungsumfragen zeigen den 
Wunsch für eine offene, nicht von Au­
toritäten und Kirche bestimmten Ge­
sellschaft (s.o.).

• Die Sympathiewerte der Politike­
rinnen und Politiker zeigen ein ho­
hes Ansehen, das über Jahre Jacek 
Kuroh genießt: Obwohl für Arbeit 
und Soziales zuständiger Minister in 
einer Zeit, in der die Arbeitslosig­
keit, der soziale Abstieg von Millio­
nen begann, steht er wegen seiner 
Offenheit und Ehrlichkeit in der

. Rangliste der angesehensten Politi­
kerinnen und Politiker'seit ungefähr 
zwei Jahren an erster Stelle (Januar 
1995 mit 12 Prozentpunkten vor dem 
nächsten, Wprost Nr. 2 v. 8.1.1995, S. 
18)

Das alles zu berücksichtigen, würde be­
deuten, daß die Regierungskoalition ih­
re für die Verabschiedung der Verfas­
sung notwendige Zweidrittelmehrheit 
in der Nationalversammlung nutzt, die 
in diesem Fall mit großer Wahrschein­
lichkeit noch von der UP verstärkt wür­
de. Zwar würden sie sich damit gegen 
die anderen Parteien stellen, aber eine 
offensive Auseinandersetzung zum Ab­
schlußreferendum über die Verfassung 
hat große Chancen auf Erfolg. Unter­
stützung fände sie wahrscheinlich auch 
bei großen Teilen der UW, vor allem bei

Polnische Karikatur zum Anschluß der DDR an die BRD, 1991

denen, die der sozialliberal orientierten 
Strömung ängehören. Wenn dazu noch 
SLD und UP eine mögliche Unterstüt­
zung Jacek Kurons oder eines überpar­
teilichen Kandidaten wie beispielswei­
se von Prof. Thdeusz Zielinski, dem in 
der Bevölkerung mit hohem Ansehen 
versehenen Sprecher für die Bürger­
rechte, bei der nachfolgenden Präsi- 
dentschaftswähl im Herbst 1995 signali­
sieren würden, wäre ein Erfolg fast gar 
nicht mehr zu verhindern.

Dieses Vorgehen erfordert aber eine 
ganz wesentliche Komponente, die auch 
beim SLD nicht vorhanden zu sein 
scheint: wesentlichen Teilen der Bevöl­
kerung eigene bewußt durchdachte Ur­
teilskraft zuzutrauen: Statt dieses Ver­
trauens setzen alle Parteien, vielleicht 
mit Ausnahme der UP, auf ihren eige­
nen politischen Verstand, ihre politi­
sche Weitsicht, ihre größere Weisheit. 
Man betrachtet den einzelnen Bürger 
und die einzelne Bürgerin letztlich nicht 
als Subjekt, sondern als Objekt, für das 

gehandelt und entschieden werden 
muß. Deshalb die Tendenzen auch derje­
nigen, die eigentlich eine das Individu­
um in den Mittelpunkt stellende Verfas­
sung wollen, trotz eigener ausreichen­
der Mehrheit mit den augenblicklichen 
konservativen und rechten Machtzen­
tren zu verhandeln, auch über die offen­
sichtlichen Interessen der Bürgerinnen 
und Bürger hinweg. Die hierin liegende 
Gefahr scheinen sie aber vollständig zu 
übersehen: daß sie ihre eigenen Ideen 
deutlich, teilweise bis zur Unkenntlich­
keit verwässern und so den rechten und 
konservativen Parteien in und außer­
halb des Parlaments den Boden für 
einen Sieg beim Referendum bereiten. 
Denn Warum sollen die Bürgerinnen 
und Bürger für eine Verfassung stim­
men, die, weitgehend ihren Wünschen 
entgegensteht?

Wulf Schade, Bochum, ist Mitglied der 
Deutsch-Polnischen Gesellschaft der 
Bundesrepublik Deutschland.

Präsident übergibt Radio Panamericana
Einschränkung der Pressefreiheit in Uruguay von: Comcosur. 26.1.1995

Radio Panamericana, CX 44, wird 
an Nfßlson Marroco, einen persön­
lichen Freund des uruguayischen 
Präsidenten, übergeben. Nach Informa­

tionen der Zeitung La Republica unter­
zeichnete Präsident Lacalle bereits am 
Dienstag ein Dokument, in dem die Sen­
defrequenz MW 1410 kHz an den Journa­
listen und Regierungsfunktionär Nel­
son Marroco übergeben wird.

Radio Panamericana war am 26. Au­
gust, zwei läge nach dem Massaker von 
Jacinto Vera, per Regierungsdekret ge­
schlossen worden. Der Sender, der sechs 
Jahre lang von der MLN Tupamaros ge­
leitet wurde, hatte zuletzt über die Pro­
testaktionen gegen die Ausweisung der 
drei Basken und über das Massaker vor 
der Klinik „El Filtro“ berichtet, bei 
dem ein Demonstrant von der Polizei er­
schossen wurde und mehrere Menschen 
— zum 'Ibil schwer — verletzt wurden. 
Offiziell war der Sender geschlossen 
worden, weil beim. Vertragsabschluß 
über die Nutzung der Sendefrequenz (im 

Jahre 1988!) angeblich einige Unter­
schriften der alten Nutzer gefehlt hat­
ten. Die Schließung des oppositionellen 
Senders, drei Monate vor den Wahlen in 
Uruguay, hatte auch international er­
hebliche Proteste ausgelöst. Mehrere 
juristische Einsprüche und Verfahren 
wurden in Gang gesetzt und sind bis 
zum heutigen läge noch nicht vollstän­
dig abgeschlossen.

Die uruguayische Regierung hat sich 
offensichtlich trotzdem entschlossen, 
jetzt Fakten zu schaffen. Präsident La­
calle hat den Fall „Radio Panamerica­
na“ in den letzten Wochen seiner Amts­
zeit nun auf seine Art und Weise abge­
schlossen und seinen Partei- und per­
sönlichen Freund Nelson Marroco als 
neuen Nutzer der Frequenz eingesetzt. 
Er War der einzige Bewerber und hatte 
die 20000 US-$ aufgebracht, die in Uru­
guay alleine für die Bewerbung auf eine 
Radiofrequenz notwendig sind. Nelson 
Marroco war pikanterweise früher 
selbst Mitarbeiter von Radio Paname-

ricana, auch noch zu Zeiten, als die MLN 
Tupamaros den Sender leiteten. Anfang 
1989 wechselte er als Staatsfunktionär 
in die Presseabteilung von Präsident 
Lacalle. y

Von mehreren Politikern und vom 
Anwalt von Tupac Amaru S.R.L., den 
ehemaligen Nutzern, wurde dieser — 
vorläufig — letzte Akt zur Schließung * 
von Radio Panamericana und zum The­
ma Pressefreiheit in Uruguay heftig 
kritisiert.
' Senator Michelini von Nuevo Espacio 

bezeichnete die Entscheidung von Prä­
sident Lacalle als „unglaublichen Akt“. 
Andere Politiker bezeichneten die Me­
dienpolitik in Uruguay als „Niemands­
land“ und die jüngste Entscheidung der 
Regierung als „schlimmen politischen 
Fehler“. „Es wird eine der letzten 
Schweinereien sein, die diese Regie­
rung Lacalle macht; kommentierte E. F. 
Huidobro von der MLN Tupamaros die 
Nachricht des Thges, und der Anwalt 
des Senders, Senator Sarthou, sieht 

einen klaren Rechtsbruch, da die Regie­
rung Fakten schafft, ohne die Entschei­
dung der letzten juristischen Instanz 
abzuwarten.

Die Meldung zu Radio Panamericana 
platzte einigermaßen überraschend ins 
uruguayische Sommerloch. Bis gestern 
waren eigentlich alle Beteiligten davon 
ausgegangen, daß das Thema CX 44 zur 
Verhandlungsmasse des Encuentro Pro- 
gresista mit dem'neuen Präsidenten 
Sanguinetti gehört. Viele vermuten 
jetzt, daß Sanguinetti wahrscheinlich, 
seinen Amtsvorgänger Lacalle ge­
drängt hat, das Thema vom Tisch zu 
schaffen, bevor er am 1. März die Amts­
geschäfte übernimmt. •

Zur Stunde treffen sich die ehemali­
gen Mitarbeiterinnen von CX 44, um die 
Situation zu analysieren. Auch die MLN 
Tupamaros werden sich heute zusam­
mensetzen und beratschlagen, was sie 
weiter unternehmen werden.

Comcosur / Jum, 26.1.1995,15 Uhr(CL)
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Blohm + Voss größter BRD-Kriegsschiffbauer
Der Informationskreis Rüstungsgeschäfte informiert über die Bilanzpressekonferenz

Am Mittwoch, dem 25.1.1995, 
fand bei der Blohm +Voss AG die 
jahresübliche Bilanzpressekonfe­

renz für das Geschäftsjahr 1993/94 
statt. Der Vorstand wird den anwesen­
den Journalisten die Bilanz und den Ge­
schäftsverlauf aus seiner Sicht darstel­
len. Wir, der Informationskreis Rü­
stungsgeschäfte, möchten der Öffent­
lichkeit über Vorgänge und Hintergrün­
de berichten, die der Vorstand des Un­
ternehmens in der Regel nicht in seine 
Ausführungen auf nimmt:

* Blohm + Voss größter maritimer
Waffenhändler Deutschlands,
* Vorstand will weiter und verstärkt 
von der Aufrüstung Süd-Ost-Asiens 
profitieren,
* Konversion findet nur marginal 
statt.

Nach fünf Jahren überdurchschnitt­
lich hoher Gewinne aus dem Waffen­
handel muß Blohm + Voss für das Ge­
schäftsjahr 1993/94 nun einen kräftigen 
Verlust von 18,5 Mio. DM ausweisen.'

Die Auslöser für dieses negative Er­
gebnis sind zum einen das ungewöhnli­
che, aber vorhersehbare schlechte Ab­
schneiden des Schiffsreparaturgeschäf­
tes und die in diesem Abrechnungszeit­
raum unzureichende Zuweisung von 
Gewinnen aus dem Rüstungsgeschäft.

Zum anderen wird der zivile Schiff­
bau nach wie vor vernachlässigt und ’ de verstärkt, um die dort, lauernden 
spielt weder als Umsatz- noch Ergebnis­
bringer eine Rolle. Blohm + Voss ist seit 
zwei Jahrzehnten eine fast lupenreine 
Kriegsschiffwerft und bringt die Um­
stellung in zivile Geschäftsfelder nur 
schwerfällig auf den Weg. Auch der Be­
reich Maschinenbau konnte nicht we­
sentlich zu einem positiven Ergebnis 
beitragen.

Der Umsatz der AG von 1227 Mio. DM 
setzt sich nach unseren Kenntnissen wie 
folgt zusammen (in Mio. DM):
Handelsschiffbau ..........................
Kriegsschiffe .................................
davon Export ....... .............. .

Schiffsreparatur ............................
Maschinenbau ................................

Genaue Zahlen zu Umsatz und
winn im Kriegsschiffbau sind dem Ge­
schäftsbericht nicht zu entnehmen,

. 15
693
500
235
284
Ge­

denn er verschweigt absichtsvoll eine 
differenziertere Darstellung, um vor 
einer interessierten Öffentlichkeit die 
Verstrickung von Blohm + Voss in den 
internationalen Waffenhandel zu ver­
schweigen. Die Ertragssituation läßt 
sich in etwa mit folgenden Zahlen ab­
schätzen (in Mio. DM):
Handelsschiffbau .......................... —5
Kriegsschiffe ........................  + 66,5
davon Export .... . ........................ +50

Schiffsreparatur .......................... —50
Maschinenbau ................................ +7
Bilanzverlust ................ —18,5

Im Geschäftsjahr 93/94 hatte 
Blohm + Voss 16 Kriegsschiffe in Auf­
trag mit einem Gesamtvolumen von ca. 
2000 Mio. DM. Der Rest zu dem ausge­
wiesenen Gesamtauftragsbestand von 
2740 Mio. DM wird vom Maschinenbau 
und der Schiffsreparatur getragen. Die­
se beiden letzten Geschäftsbereiche 
werden immer wieder in der Öffentlich­
keit in den Vordergrund gestellt und als 
Alibi für den Rüstungsexport genutzt.

Hauptabnehmer für die Fregatten 
sind zur Zeit die beiden verfeindeten 
Länder Griechenland und das Regime 
in der Türkei. Es ist offizielle Losung 
des Unternehmens, jede Gelegenheit 
zum Verkauf von Kriegsschiffen mit 
hoher akquisitorischer Energie wahrzu­
nehmen. Die Verkaufsabteilung beson­
ders für den Raum Süd-Ost-Asien wur-

Chancen nicht zu verpassen.
Der im pazifischen Becken von Au­

stralien bis Ihiwan zu beobachtende 
Rüstungswettlauf ist zu einem be­
trächtlichen Tbil auf den Verkauf von 
Bauunterlagen für 10 Schiffe an die au­
stralische und neuseeländische Marine 
zurückzuführen. Australien ist zwi­
schenzeitlich in der Lage, selbst Zerstö­
rer und Fregatten herzustellen, und 
bemüht sich bereits seinerseits um den 
Export von Kriegsschiffen auf der Basis 
des von Blohm + Voss gelieferten 
Know-hows. Auch an das türkische Mi­
litär und an Griechenland werden Tech­
nologie und Baupläne für Fregatten ge­
liefert. Diese beiden Länder werden in 
absehbarer Zeit in der Lage sein, nicht 
nur sich selbst zu versorgen, sondern 
den. Weltmarkt mit' High-tech-Kriegs­

schiffen zu überschwemmen.
Triebkraft der nicht nachlassenden 

Verkaufsbemühungen im Rüstungsge­
schäft ist der hohe Gewinn, der sich be­
kanntermaßen in diesem Milieu erzie­
len läßt. Dies wird vom Vorstand des 
Unternehmens nicht verschwiegen. 
Moralische oder politische Bedenken 
werden unter der Dividenden-Habsucht 
begraben. Anläßlich der am gestrigen 
Mittwoch stattgefundenden Bilanz­
pressekonferenz ... informieren wir 
Sie über eine Rede, die ein Angestellter 
von Blohm + Voss auf der Betriebsver­
sammlung ... am 15.12.94 gehalten hat.

„(Die Situationsbeschreibung) zeigt 
wieder einmal, wieweit Blohm + Voss 
noch von einer nachhaltigen wirtschaft­
lichen und moralischen Gesundung ent­
fernt ist. Der Bericht des Voi^tandes 
verheißt sogar das Gegenteil: Seit Jah­
ren nehmen die Mitarbeiterzahlen ab, 
die Fertigungsstunden gehen zurück. 
Nur der abgeflossene Gewinn blieb kon­
stant auf hohem Niveau von ca. 40 Mio. 
DM jährlich — und der Geist, sich als 
Waffenlieferant der Welt zu zeigen.

Aus dem 2. Golfskriegs- ■ 
Skandal nicht gelernt
Nach der Aufdeckung der Waffenliefe­
rungen und Waffenschiebungen an das 
irakische diktatorische Regime des 
Saddam Hussein wollte die deutsche 
Industrie mit dieser kriminellen Kom­
plizenschaft nichts zu tun haben. Bis, ja 
bis der Nachweis erbracht werden muß­
te über die Verstrickung der Industrie 
in die Waffengeschäfte des Saddam 
Hussein. Die Türkei ... ist heute in die­
ser Beziehung ein Nachfolge-Ereignis 
zu den Waffenskandalen um den Irak. 
Die Türkei wird von Kriegsprofiteuren 
aufgerüstet, ungeachtet des politischen, 
sozialen und kriegerischen Umfeldes. 
Und die Untemehmensführung dieser 
Firma beteiligt sich daran mit Hingabe 
und aller zur Verfügung stehenden 
Energie.

Eines muß jedoch klargestellt wer­
den : Diese Belegschaft ist nicht verant­
wortlich für diese skandalöse Geschäf­
temacherei !

Die Verantwortlichen sitzen in den 
Führungsetagen dieses Unternehmen^ 
und zwar nicht nur in der ersten, soq. 
dem auch in der zweiten und dritter 
Führungsebene. Hier vor allem wirs 
kein Widerspruch und keine Kritik an 
dieser Kriegsschiffpolitik laut. (...)

Die leitenden Angestellten eines Un. 
temehmens tragen ganz besondere Ver­
antwortung. Das begründet sich in ihrer 
starken Einbindung in wichtige Ent­
scheidungen des Unternehmens und 
v. a. in ihrem bevorzugten Zugang zu In­
formationen.

Meine Damen und Herren, zeigen Sie 
Rückgrat und Zivilcourage und lehnen 
Sie die Beteiligung an dem humanitä­
ren und moralischen Versagen dieses 
Unternehmens ab. Ihre Pflichten gehen 
weiter, als nur Erfüllungsgehilfe zu 
sein. Aufrüstung der Türkei wider­
spricht den Interessen der türkischen 
Bevölkerung. Wer heute Waffenliefe­
rungen an die Türkei widerspruchslos 
akzeptiert, macht sich mitschuldig. 
Denn diese Kriegsgerateüetenm^ 
sind volkswirtschaftlich Raub- und 
Ausbeutungsaufträge. Sie schaden den 
Menschen, der Sache des Friedens und 
der sozialen Gerechtigkeit. Sie dienen 
dem egoistischen Kalkül und verachten 
die fundamentalen Interessen und die 
Bedürfnisse der Bevölkerung.

Alternativen zur Rüstung 
sind gefragt
Eine Untemehmensführung, die der Be­
legschaft keine Alternativen zu solchen 
Aufträgen anbieten kann, muß sich Vor­
halten lassen, in Sachen Produktpolitik 
die falschen Weichen gestellt zu haben. 
Wer darüber hinaus den Zwang der Be­
legschaft zu Erwerbsarbeit ausnutzt, 
um solche Aufträge zu rechtfertigen, ist 
nahe am Tatbestand der Nötigung.

Die Altemati ve für Blohm + Voss lau­
tet nicht: ,Waffen oder Arbeitsplatzver­
lust*, sondern »Konsequente Hinwen­
dung zu zivilen Produkten, die für die 
Belegschaft langfristig sichere und 
sinnvolle Arbeitsplätze bietet*. (...)“ 
Quelle: (CL-Netz Hamburg, aus: 
Lokalberichte Hamburg, stark gekürzt)

Bis zu eine Million „neue Arbeitsplätze“, so die Regierungskoalition, ließen sich Versammlung teilnehmen. Umgekehrt 
durch die für 1996 geplante Absetzbarkeit der Kosten für Dienstboten, private Köche können Siemens-Aktionärinnen, die 
usw. von der Lohn- bzw. Einkommenssteuer „schaffen“. Der Karikaturist der nicht selbst aktiv werden möchten, Ihre 
„Jungen Welt“ hielt diese glückliche Zukunft in oblgerZeichnung fest. — (rül) Stimmkarten problemlos an die Atom-

- c

Kritische Aktionärinnen und 
Aktionäre gegen Atomgeschäfte
München. Gegen die Atomgeschäfte des 
Siemens-Konzerns werden zahlreiche 
Gruppen und Organisationen in der 
Aktionärs-Hauptversammlung am 23. 
Februar in der Münchener Olympiahal­
le protestieren. Wie schon in den Vor­
jahren werden sie die Rede- und An­
tragsrechte der Kleinaktionäre nutzen, 
um Vorstand und Aufsichtsrat öffent­
lich und medienwirksam für ihr Fest­
halten an der Tbdestechnologie zur Ver­
antwortung zu ziehen. Gleichzeitig soll 
erneut auf den Siemens-Boykott auf­
merksam gemacht werden. Im Rahmen 
dieser Kampagne rufen 120 Organisa­
tionen die Verbraucherinnen auf, alle 
Siemens-Produkte zu meiden, bis der 
Konzern seine Atombetriebe endgültig 
geschlossen hat. Die Initiatoren bitten 
alle Atomkraftgegnerinnen im In- und 
Ausland, die Proteste in der Hauptver­
sammlung zu unterstützen. Auch wer 
selbst keine Aktien besitzt, kann als 
Vertreterin von Aktionärinnen an der 

Kritikerinnen übertragen. Koordina­
tion der Aktionen, Eintrittskarten zur 
Hauptversammlung und weitere Infor­
mationen über:
Henry Mathews, Dachverband der Kri­
tischen Aktionärinnen und Aktionäre 
Schlackstraße 16, D-50737 Köln 
Tel.: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

Hessische Jungsozialisten 
gegen PKK-Verbot
Frankfurt. Die Jusos, Bezirk Hessen-Süd, 
fordern von der Bundesregierung sofor­
tige' Konsequenzen nach der Veurtei- 
lung kurdischer Parlamentsabgeordne­
ter durch den türkischen Staatsge­
richtshof: Stopp aller Waffenlieferun­
gen, Stopp jeglicher Wirtschaftshilfe, 
Abschiebestopp, Aufhebung des PKK- 
Verbots! Die Jusos schließen sich in ei­
ner Presseerklärung der Argumenta­
tion des Völkerrechtlers Prof. Dr. Nor- 
mann Paech an, derzufolge die PKK ei­
ne Befreiungsorganisation im Sinne der 
Prinzipienerklärung der UNO von 1970 
ist. Soweit das Verbot damit begründet 
werde, daß die PKK „sich gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung 
richte“ und „die innere Sicherheit, die 
öffentliche Ordnung xind sonstige er-
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ELMSHORN NACH DEM EU-GIPFEL

Nur gefügiger Ausländerbeirat geduldet Bündnis fordert Einstellung aller Verfahren
Die Kandidatensuche für die anstehende 
Neuwahl des Ausländerbeirates hat sich 
bisher als schwierig erwiesen. Wenige 
haben sich bisher Unterlagen abgeholt.

Nach der geänderten Wahlordnung wer­
den bei drei wählbaren türkischen Ein­
wohnern Elmshorns mindestens vier 
wählbare Einwohner anderer Nationa­
lität gesucht. Finden sich nur drei ande­
rer Nationalität, wäre die vorgeschrie­
bene Minorisierung der türkischen Mit­
glieder nicht erfüllt. Die Wahl wäre hin­
fällig, ein Ergebnis der Auseinanderset­
zungen zwischen dem bisherigen Bei­
rat, der nicht wieder kandidiert, und 
der Stadt. Vertreter des Sozialausschus­
ses sowie der Stadt hätten auf einer In­
formationsveranstaltung am 4. Februar 
die Möglichkeit gehabt, deutliche Ange­
bote an eine verbesserte Rechtsstellung 
des Beirates zu machen und jegliche 
Einmischungsversuche zu unterlassen. 
Dazu hätte gehört, den Ausländerbeirat 
nicht nur an seine Aufgaben und Pflich­
ten, gemäß der Satzung handeln zu müs­

FREIBURG

Die neue Optik mit BriIlen-Fielmann
Mitte Januar 1995 gibt ein Anwaltsbüro 
bekannt, daß beim Brillen-Fielmann in 
der Freiburger Rathausgasse der Be­
triebsfrieden ins Wanken gekommen sei.

Zwei Mitarbeiterinnen wurde von der 
Firma Fielmann zum 31.3.95 gekün­
digt, mit sofortiger Wirkung rausge­
schmissen. Für eine dritte Mitarbeite­
rin liegt die Kündigung nahe. Es geht 
um eine Betriebsversammlung bei Fiel­
mann, die auch stattf inden wird.

Dieses Treffen möchte Fielmann wohl 
lieber verhindern und damit die Kritik 
der Arbeitsbedingungen bei der Frei­
burger Filiale. Diese bilden nämlich 
den Anlaß für die Betriebsversamm­
lung, wie durch die letzten Veröffentli­
chungen klar wird. Schon im Juli 1994 
trat das Anwaltsbüro im Auftrag der 
nunmehr gefeuerten Mitarbeiterinnen 
an den Fielmann-Chef in Hamburg her­
an, um auf die skandalösen Arbeitsbe­
dingungen in der Rathausgasse 10 in 

sen, ständig zu erinnern, sondern die 
wenigen Rechte des Ausländerbeirats 
in der Satzung zu verbessern. Ein Rede­
xmd Antragsrecht für alle Beiräte for­
derte die SPD zur Kommunal wähl 1994. 
Stattdessen gab es lediglich die Offerte, 
mögliche Anträge des Beirates in den 
Ausschüssen bei entsprechender Koo­
perationsbereitschaft zu übernehmen. 
Dazu hätte gehört, daß der derzeitig 
selbstzuverwaltende Haushalt nicht bei 
500,- »bleiben darf. 7 500,- DM wurden 
während der Auseinandersetzungen 
mit dem vorherigen Beirat von der 
Stadt abgetrennt und in einen Haus­
haltsposten Ausländerarbeit umgewan­
delt, über den die Stadt auf begründeten 
Antrag hin entscheidet und der allen of­
fen steht. Das Thema wurde aber vor­
nehm ausgeklammert. Das Angebot, 
den zukünftigen Beirat in Fragen der 
kommunalen Selbstverwaltung zu 
schulen, konnte unter diesen Vorraus­
setzungen bei den wenigen anwesenden - 
interessierten ausländischen Einwoh­
nern nicht greifen. — (rua)

Freiburg aufmerksam zu machen. Der 
Interims-Filialleiter habe ein völliges 
Durcheinander verursacht, nachdem er 
den Laden 1994 übernommen hat.

Diese reagierte darauf damit, daß er 
jetzt „aufräumen wird“, er wolle — falls 
seine Weisungen nicht befolgt würden 
— alle entlassen. Einzelne Mitarbeiter­
innen wurden gegen andere aufgesta­
chelt, wieder anderen wurde Diebstahl 
unterstellt, eine Verdächtigung nach 
der anderen also. Schließlich wurden in 
einer Nacht- und Nebelaktion alle Spin­
de geöffnet und durchsucht, drei Mit­
arbeiterinnen wurden regelrecht „ver­
hört“. Nunmehr haben drei Mitarbei­
terinnen die Initiative ergriffen, nach­
dem von Hamburg aus keine Änderung 
zu erwarten war, und zu einer Betriebs­
versammlung eingeladen; hier soll ein 
Betriebsrat gegründet werden. Trotz 
der daraufhin erfolgten Kündigung hal­
ten die Mitarbeiterinnen allerdings an 
ihrer Initiative fest. — (az Freiburg)

Knapp 200 Betroffene berieten auf einem 
bundesweiten Treffen am Samstag, dem 
28.1., in der Zeche Carl über die juristi­
schen Konsequenzen der Massenfest­
nahmen im Zusammenhang mit dem Ge­
gengipfel zum EU-Ministerrat in Essen.

Im Rahmen der größten Massenfestnah­
me in der Geschichte der Bundesrepu­
blik wurden am 10.12.1994 in Essen 
weit über 1000 Personen von der Polizei 
festgenommen,- zum Tbil stundenlang 
eingekesselt und bis spät in die Nacht in 
sogenannten Gefangenensammelstel­
len festgehalten. Der einzige Vorwurf 
zur Begründung dieses repressiven Vor­
gehens ist in fast allen Fällen die Ibil- 
nahme an einer verbotenen Versamm­
lung, also lediglich eine Ordnungswi- 
drigkeit.

In 779 Fällen wur­
den nun im Rahmen 
von Bußgeldverfah­
ren durch die Polizei 
Anhörungsbögen ver­
schickt. Damit macht 
die Essener Polizei 
deutlich, daß sie wei­
ter mit aller Härte ge­
gen Menschen vorge­
hen will, die ihr demo­
kratisches Recht auf 
Demonstration wahr­
nehmen wollten. Da­
bei kann auch die Po­
lizei den Menschen, 
die am 10.12. gegen
den EU-Gipfel demonstrieren wollten, 
keine gewalttätigen Aktionen vorwer­
fen. Offensichtlich hat die Polizei es 
dringend nötig, ihrem skandalösen Vor­
gehen wenigstens im Nachhinein den 
Schein einer Rechtfertigung zu geben.

Da schön mit der Durchsetzung des 
Demonstrationsverbotes neue Maßstä­
be in der Beschneidung des Demonstra- 
tions- und Versammlungsrechtes ge­
setzt wurden, will das Essener Bündnis 
gegen den EU-Gipfel im Rahmen der 
anhängigen Verfassungsbeschwerde 
vor dem Bundesverfassungsgericht die 
grundsätzliche Verfassungswidrigkeit 
des Demonstrationsverbotes feststellen 
lassen. Da die im sogenannten Brok­
dorf-Urteil vom Bundesverfassungsge­
richt festgelegten engen Maßstäbe für 
Verbotsentscheidungen im Essener Fall 

eindeutig mißachtet wurden, sind die 
Erfolgsaussichten dieser Verfassungs­
beschwerde durchaus positiv zu beur- 
teilen.

Während des Treffens wurde den Fest­
genommenen von Anwälten empfohlen, 
im Zusammenhang mit den Anhörungs­
bögen keine Angaben zur Sache zu ma­
chen. Falls Bußgeldbescheide eingehen, 
sollte dagegen innerhalb von 14 Thgen 
formlos Widerspruch eingelegt werden. 
Das zuständige Amtsgericht muß dann 
über die Eröffnung eines Verfahrens 
entscheiden. Erst dann ist der geeignete 
Zeitpunkt, den Widerspruch inhaltlich 
zu begründen.

Mit einer Sammelklage will eine Viel­
zahl von Festgenommenen außerdem 
vor dem Landgericht Essen die Rechts­

Widrigkeit der poli- . 
zeilichen Einkesse­
lungen feststellen las­
sen und Schadenser­
satz bzw. Schmerzens­
geld wegen Freiheits-“0* ’ 
beraubung und Nöti­
gung geltend machen. 
Das. Essener Bündnis 
sammelt noch bis zum 
11.3. die Angaben 
weiterer Personen, 

. die sich an die Klage 
beteiligen wollen 
(Kontakt: Stadtteil- 

. büro der Zeche Carl, 
0201/8344416). Einige 
von Schlagstockein­

sätzen der Polizei Betroffene haben da­
rüber hinaus individuell Anzeige gegen 
die Polizei wegen Körperverletzung ge­
stellt.

Beim Stadtteilbüro der Zeche Carl 
können sich auch weitere Betroffene 
oder Interessierte — auch unbeteiligte 
Augenzeugen—melden.

Das Treffen bekräftigt die Forderung 
nach Einstellung aller Bußgeld- und ‘ 
Strafverfahren im Zusammenhang mit 
dem Gegengipfel. Die Polizei wird dazu 
aufgefordert, sämtliche erhobenen per­
sönlichen Daten zu vernichten und die 
Weitergabe der gesammelten Daten an 
Verfassungsschutz. und andere. Behör­
den zu unterlassen. Wir lassen uns unser 
Recht auf Protest und Widerstand auch 
in Zukunft nicht nehmen!
(Essener Bündnis gegen den EU-Gipfel)

hebliche Belange der Bundesrepublik 
gefährde“, verhöhne diese Politik des 
Kanther-Ministeriums das Recht auf 
Selbstbestimmung der Kurdinnen und 
Kurden und damit ein Prinzip des Völ­
kerrechts. — (ola)

Überwachung der PDS? 
Landtagsdebatte in Düsseldorf
Düsseldorf. Am 25. Januar beriet der 
Landtag Nordrhein-Westfalen in erster 
Lesung über den Antrag der CDU-Frak­
tion, den Landesverband der PDS künf­
tig durch den Verfassungsschutz beob­
achten zu lassen. Der Antrag ist von al­
len Fraktionen zur Weiterbehandlung 
an den Ausschuß für Innere Verwaltung 
und an den Hauptausschuß verwiesen 
worden, direkte Fürsprecher fand er je­
doch nur bei den Antragstellern, der 
CDU-Fraktion und in der F.D.P. Der 
CDU-Redner Paus aus Detmold knüpfte 
dabei unverfroren an Ton und Inhalt 
des Antrags an und zog bedenkenlos 
eine simple Parallele zwischen dem Na­
ziterror im „Tausendjährigen Reich“ 
und der DDR. Der Sprecher aus der 
SPD, Egbert Reinhard, sprach sich zwar 
gegen die Beobachtung der PDS mit 
„geheimdienstlichen“ Mitteln, also 

durch direkte Spitzel, aus. Er hielt je­
doch fest, daß die Beobachtung der öf­
fentlich zugänglichen Materialien des 
PDS-Landesverbandes durch den Ver­
fassungsschutz ausreiche. Die Beobach­
tung und Auswertung von Materialien 
durch den Verfassungsschutz jedoch ist 
nicht öffentlich überprüfbar, sondern 
kann allenfalls im zuständigen, nichtöf­
fentlichen Ausschuß durch einzelne 
Parlamentarier geschehen. Alle Erfah­
rungen sprechen jedoch dafür, daß der 
Beobachtung auch bald die direkte Un­
terdrückung folgt, sei es durch Druck 
auf Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst, sei es durch Druck auf die öf­
fentliche Meinung bis hin zur Geschäfts­
schädigung u.ä. Roland Appel von 
Bündnis 90 / Die Grünen- nahm gegen 
den Antrag Stellung. — (uld)

„Unsere Konten brauchen den 
Aufschwung“ (IG Metall Bosch)
Stuttgart. Die Vollversammlung der IG- 
Metall-Vertrauensleute bei Bosch am 
Standort Feuerbach hat am 28. Januar 
mit großer Empörung die Äußerungen 
der Konzemspitze zur Vernichtung von 
Arbeitsplätzen im Jahr 1995 zur Kennt­
nis genommen. Die IG-Metjül-Vertrau- 

ensleute haben angesichts der Rekord­
produktionen am Standort Feuerbach 
und des hohen Überstundenvolumens 
gefordert: „Wir brauchen den Aufbau 
von Arbeitsplätzen anstelle von Über­
stunden!“ Die Überstunden sollen so­
fort zurückgefahren werden, um Ar­
beitsplätze zu schaffen. Allein im No­
vember 1994 sind im Werk Feuerbach 
über 30000 Überstunden gefahren wor­
den. Das entspricht über 200 Arbeits­
plätzen.

Die Vertrauensleute stellen zur lau­
fenden Thrifauseinandersetzung wei­
terhin fest:

1. Für uns bleibt es beim gültigen 
Recht: Die regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit wird auf die Werktage Mon­
tag bis Freitag und nicht auf Montag bis 
Samstag verteilt.

2. In der jetzigen Thrifrunde geht es 
nur um die Erhöhung von Löhnen, Ge­
hältern und Ausbildungsvergütungen 
und nicht um Neu Verhandlung des Main- 
teltarifvertrages ...

3. Die 35-Stunden-Wöche muß wie 
vereinbart ab 1.10. eingeführt werden.

4. Die Laufzeit darf zwölf Monate 
nicht überschreiten. Wir brauchen eine 
wirkliche Erhöhung der Löhne und Ge­
hälter um 6 % bei Pauschalbeträgen von 

280 DM monatlich für möglichst mehre­
re Monate.

5. Die Firma wird aufgefordert, die 
Kürzung der Schichtzulagen ab 1.1.T995 
um 1,5 Prozent zurückzunehmen ... 
Gerhard Sautter, Betriebsratsvorsit­
zender und Werner Neuffer, Vorsitzen­
der des Vertrauenskörpers t

Liste „Brüderlichkeit“ 
zu den Ausländerbeiratswahlen
Köln. Die „Liste für Freiheit und Völker­
verständigung“, kurz /»Brüderlichkeit“ 
genannt, kandidiert in Köln zu den Aus­
länderbeiratswahlen im März. In dieser 
Liste stellen sich Kandidatinnen und . 
Kandidaten verschiedener. Staatsange-' 
hörigkeiten zur Wahl. Sie sind Kurden 
und haben sich zusammengetan, um 
sich vor allem für mehr Rechte von Kur­
den in unserer Stadt einzusetzen. Auf­
grund des Krieges in ihrer Heimat füh­
len sie sich durch die Kandidaten aus 
den Besatzerstaaten nicht ausreichend * 
vertreten. Die bisherige Arbeit des Bei­
rates wird als unzureichend empfun­
den, daher verstehen sie sich gleichzei­
tig als Ansprechpartner für alle Auslän­
derinnen und Ausländer in Köln.
— (dg, aus: Lokalberichte Köln)
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Richter-Disziplinierung?
Podiumsdiskussion in Ludwigshafen zum Deckert-Urteil

Annähernd 300 Personen füllten den 
Ludwigshafener Rathaussaal bei 
einer Podiumsdiskussion über das

Deckert-Urteil. Die Arbeitsgemein­
schaft Sozialdemokratischer Juristin­
nen und Juristen des Bezirks Pfalz hatte 
dazu den Ankläger im Deckert-Prozeß, 
Staatsanwalt Hans-Heiko Klein, für 
das Podium gewonnen, Jürgen Küh­
ling, Richter beim Bundesverfassungs­
gericht, außerdem den Grafiker und 
Rechtsanwalt Klaus Staeck sowie Mi­
chael Reisenberger vom Süddeutschen 
Rundfunk in Karlsruhe, der sich in rung von Borniertheit, Faulheit und 
Kommentierungen häufig mit BVerfG- 
Urteilen befaßt.

Im Mittelpunkt der Diskussion stan­
den juristische Überlegungen, mit wel­
chen Konsequenzen ein Richter, der ein 
derartiges Urteil verfaßt und „Sympa­
thie mit einem notorischen Antisemi­
ten“ zeigte (höhnisches Gelächter vom 

' ebenfalls anwesenden NPD-Vorsitzen- 
den Deckert), zu rechnen haben müßte 
bzw. ob die richterliche Unabhängig­
keit überhaupt Konsequenzen erlaubt.

freundlicher werden, und z. B. auf die 
Tbrminwünsche der Bürger eingehen 
sollte — etwas recht Neues für denjeni­
gen, der bereits einmal mit deutschen 
Gerichten zu tun hatte. Auch er war 
nicht für die Anwendung des Art. 98 
GG. Das Orlet-Urteil selber biete keine 
Handhabe für ein Dienstaufsichtsver­
fahren. Gegen dieses Urteil als Doku­
ment sei „kein Kraut gewachsen“.

Staatsanwalt Klein zog Zitate heran, 
z.B. jenes, daß die richterliche Unab­
hängigkeit benützt wird zur Kaschie-

Voreingenommenheit. Die richterliche 
Unabhängigkeit hält er zwar für unver­
zichtbar, sie mache allerdings nicht un­
fehlbar. Sichtlich verärgert war er über 
die zwar regen Aufsätze aus den Reihen 
des Richterbundes zum Urteil von Or­
let, die jedoch alle einer Diskussion der 
Konsequenzen ausweichen. Offensicht­
lich ungehalten war er darüber, daß 
trotz seiner eindringlichen Warnungen 
dem Landgericht Mannheim Fred 
Leuchter (pseudowissenschaftlicher 
Leugner des Holocaust) entkommen 
konnte. Die Anklage lag vor. Durch die 
„Blauäugigkeit“ des Gerichts („der 
Mann wird freiwillig zum Gerichtster­
min erscheinen“) entkam der Mann in 
die USA.

Trotz allem hält er die heutige Justiz 
nicht für blind auf dem rechten Auge. 
Auch BVerfG-Richter Kühling ver- 

- wahrte sich gegen diese Vorstellung. 
Man habe umgedacht. So sei heute völ­
lig klar, daß die Berufsverbote eine. 
„Fehlentwicklung“ waren und inzwi­
schen „völlig überholt“ seien. Fraglich, 
ob er mit dieser Einschätzung.richtig 
liegt, betrachtet man die Berufsverbo­
tepraxis im Osten gegen einzelne PDS­
oder ehemalige SED- Mitglieder.

Richteranklage?
Reisenberger kritisierte das „Wagen­
burgdenken“ in Richterkreisen, das für 
ihn zürn Beispiel dadurch zutage tritt, 
daß das Mannheimer Landgericht die 6. 
Kammer nicht umbesetzte und bereits 
jetzt bei zahlreichen Richtern eine „vor­
auseilende Wehleidigkeit“ wegen der - 
Folgen des Urteils und der öffentlichen 
Kritik zu bemerken sei. Er plädierte 
stark dafür, erstmals in der Geschichte 
der Bundesrepublik den Art. 98 GG, der 
eine Richteranklage ermöglicht, anzu­
wenden. Eine solche Anklage schien 
ihm jetzt auch deshalb angebracht, weil 

: Tabubrüche zugunsten des Faschismus 
"immer häufiger an der Tagesordnung 
seien. Es „schaukle sich etwas auf, was 
die Gesellschaft immer intoleranter 
werden“ lasse. An bestimmten Ecken 
komme auch er mit seiner Toleranz ans 
Ende, bekannte er, und somit zu Forde­
rungen nach Maßnahmen gegen diese 
Entwicklung. Der Journalist äußerte 
im Verlaufe der Diskussion auch star­
kes Befremden darüber, daß immer 
noch per Standardkommentar auf den 
Richtertischen hartgesottene Größen 
der Nazizeit paradieren, wie z.B. Par- 
land und Schlegelberger für die Sozial­
gesetzgebung; letzterer war einer der 
Initiatoren der Wannseekonferenz.

Der Grafiker Klaus Staeck verwies 
auf die Nazivergangenheit vieler Rich­
ter, die bis heute nicht belangt wurden, 
und — soweit sie noch leben — Pensio­
nen beziehen. Freisler gar wurde post- 
hum befördert. Dieser Berufsstand ha- 

’be sich selber freigesprochen und zu­
gleich das Bewußtsein aufgebaut, daß 
einem Richter nichts passieren kann. 
Adenauer gab mit der Berufung eines 
Globke zum Staatssekretär das politi­
sche Signal, daß die Parteinahme des 
Richterstandes für den Faschismus gar 
icht so schlimm gewesen sei.
BVerfG-Richter Kühling gab durch- 

r us zu, daß durch die persönliche und 
sachliche Unabhängigkeit der Richter 
die Dienstaufsicht eingeschränkt, zu­
sätzlich mit dem Schutz durch das 
Beamtenrecht die Macht eines Richters 
nahezu unkontrollierbar sei — ein ho- 

; her, aber notwendiger Preis für die rich- 
‘ terliche Unabhängigkeit seiner Ansicht 
nach. Korrekturmöglichkeiten bestün­
den lediglich durch die Medien, die öf­
fentliche Meinung. Er plädierte für eine 
Reform der Justiz, die sich verständli­
cher ausdrücken und eine „Servicekul- 

Atur“ pflegen sollte, sprich kunden-

Richterdienstgericht?
Deutlich wurde in det Diskussion, daß 
sich die am Landgericht Mannheim täti­
gen Richter durch die öffentliche Dis­
kussion zu Unrecht in eine rechte Ecke 
gedrängt sehen. Einer davon äußerte 
sein Unverständnis darüber, daß gegen 
Orlet bis heute kein Disziplinarverfah­
ren initiiert wurde; deshalb habe die 
Diskussion etwas Heuchlerisches. 
Längst hätte man durch den Justizmini­
ster einen entsprechenden Antrag an 
das Richterdienstgericht stellen kön­
nen. ?

Schöffen-„Streik“
Auf breite Sympathie stieß die Weige­
rung einiger Schöffen, mit dieser Kam-' 
mer fortan zusammenzuarbeiten. Wes­
halb aber, warf jemand ein, seien seine 
Richterkollegen bis heute nicht auf die­
se Idee gekommen.

Die SPD als Große-Koalitions-Partei 
in Baden-Württemberg konnte sich hier 
nicht ganz aus der Verantwortung steh­
len. Der Antrag für eine Richteranklage 
gegen Orlet müßte nämlich per Mehr­
heitsbeschluß im Landtag entstehen 
und dann an das Bundesverfassungsge­
richt eingereicht werden, wobei ein sol­
ches Verfahren keineswegs in einer Ab­
setzung Orlets als Richter münden 
muß; es könnte auch nur eine Verset­
zung zur Folge haben. Bloß, wohin soll 
man ihn denn versetzen, stellte jemand 
die Frage. Auch der Antrag an das Rich­
terdienstgericht müßte vom Dienst­
herrn, dem baden-württembergischen 
Justizminister Thomas Schäuble 
(CDU), ausgehen. Wie verlautet, sei die 

. SPD in Baden-Württemberg in dieser 
Angelegenheit noch tätig. — (frr)

Unter dem Motto 
„Wider das Leug­
nen, wider das Ver­
gessen“ versammel­
ten sich inMannheim 
700 Menschen zur 
einer Gedenkveran­
staltung für die Be­
freiung des Konzen­
trationslagers 
Auschwitz vor genau 
50 Jahren. Den Auf­
ruf des Arbeitskrei­
ses „Justiz in Mann­
heim“ unterstützten 
50 Organisationen 
und Einzelpersonen 
aus dem Mannhei­
mer Raum. Eigent­
lich sollte die Ver­
anstaltung im Foyer 
des Mannheimer 
Landgerichtesstatt­
finden. Doch dessen 
Präsident verhinder­
te dies mit fadenscheinigen Argumenten. So fand der erste Teil unter freiem Him­
mel vordem Eingang des Landgerichts statt: Filmdokumente aus Auschwitz 
wurden, unterlegt mit Zeugenaussagen, auf eine große Leinwand projiziert. Im 
nahegelegenen Stadthaus las sodann Lea Rosh aus ihrem Buch „Der Tod ist ein 
Meister aus Deutschland“, und der Stuttgarter Vorsitzende Verwaltungsrichter 
Fritz Ende mann (Neue Richtervereinigung) sprach über die viel zu wenig er­
forschte Tätigkeit der Juristen Im Dritten Reich und ihre berufliche Kontinuität in 
der Bundesrepublik Deutschland. (Zeichnungaus: „Überleben und widerste­
hen“, Zeichnungen von KZ-Häftlingen)

■■
Erklärung Mannheimer Schöffin­
nen und Schöffen am Landgericht
„Vor 50 Jahren wurden die Überlebenden des KZ Auschwitz von der Roten 
Armee befreit. In keinem anderen Lager sind so viele Menschen ermordet wor­
den. Kommandant Höß selbst bezeichnete Auschwitz als die ,größte Menschen- 
Vemichtungsanlage aller Zeiten'.

Die Leugnung dieser und anderer Verbrechen des Nationalsozialismus verhöhnt 
die Opfer und zielt auf die Zerstörung des demokratischen Selbstverständnisses 
der Bundesrepublik Deutschland.

Als ehrenamtliche Richterinnen und Richter am Landgericht Mannheim weisen 
wir Leugnungen oder nachträgliche Rechtfertigungen des Holocaust durch 
Rechtsradikale ebenso entschieden zurück wie deren verständnisvolle Behand­
lung durch die 6. Strafkammer. Wir respektieren diejenigen Schöffinnen und 
Schöffen, die aus persönlichen Gründen mit diesen Richtern nicht mehr Zusam­
menarbeiten wollen. Wir halten es für geboten, daß die Rechtsprechung, zu der 
wir als Schöffinnen und Schöffen beitragen, der geschichtlichen Verantwortung 
und dem Respekt vor den Opfern des Nationalsozialismus gerecht wird.“

ter Polizeischutz stellen. SPD-Frak­
tionsvorsitzender im Stuttgarter Land­
tag, Ulrich Maurer, forderte den Justiz­
minister auf, dem Präsidium des Mann­
heimer Landgerichts in einem „Rechts 
gespräch“ die Möglichkeiten einer Um

Diese Erklärung unterstützen bisher 
über 50 Schöffinnen und Schöffen am 
Landgericht Mannheim — das ist .etwa 
ein Drittel der Schöffen.

Mittlerweile haben sieben ehrenamt­
liche Richterinnen und Richter am
Landgericht, die der 6. oder der mit den * Setzung Orlets darzulegen. Da sich zahl 
gleichen Berufsrichtem besetzten 1. 
Strafkammer zugeordnet sind, erklärt, 
sie würden mit den dortigen drei Be­
ruf srichtem Orlet, Müller und Folkerts 
nicht Zusammenarbeiten. Die erste öf­
fentliche Absichtserklärung hierzu 
stammt von dem SPD-Bezirksbeirats­
mitglied'Dr.’Stanislaus Stepien, dessen 
polnische Vorfahren zur Hälfte in den 
Vernichtungslagern der Nazis ermordet 
wurden. Eine Schöffin ist inzwischen 
aus Gewissensgründen zu einem Ver­
handlungstermin der 1. Strafkammer 
nicht erschienen. Sie hat nun mit einem 
Ordnungsgeld zu rechnen. Außerdem 
mußte sie nach anonymen Drohungen 
ihre Wohnungen verlassen und sich un-

reiche Schöffen weigerten, mit Orlel 
zusammenzuarbeiten, sei die Funk 
tionsfähigkeit des Gerichts nicht meh] 
gegeben und ein Eingreifen möglich um 
notwendig. Die Möglichkeit einer Rich 
teranklage durch den Landtag ist nocl 
im Stadium der Klärung. In einer Un 
terschriftensammlung an dfen Landtaj 
wird dieser aufgefordert, „sich mit den 
Urteil und seiner Begründung auseii 
anderzusetzen und sich zu erklären, ol 
ein Richter mit einer solchen Einste 
lung noch Recht sprechen darf. Weite, 
hin bitten wir zu prüfen, welche Mö^ 
lichkeiten (Richteranklage) besteher 
diesen Richter an einem Weiterwirkt 
zu hindern.“ — (tht)
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Thüringer Gemeinden protestieren gegen ihre
finanzielle Ausblutung Landesweiter Aktionstag am 26. Januar 

Über 80 Städte und Gemeinde beteiligten sich

Mit einem landesweiten Aktions­
tag protestierten am 26. Januar 
in Thüringen über 80 Gemeinden 
und Städte gegen ihre zunehmende fi­

nanzielle Ausblutung. In vielen Orten 
blieben Museen, Bibliotheken, 
Schwimmbäder und Schulen geschlos­
sen. In Gotha konnte man sämtliche ge­
fährdeten öffentlichen Einrichtungen 
einen Tbg lang kostenlos nutzen. Bür­
germeister Brodhun (CDU): „Wir wol­
len zeigen, was dem Bürger bei Schlie­
ßung verlorenginge.“ Allein in Gotha 
fehlen der Stadt dieses Jahr 8,2 Millio­
nen DM. In Erfurt fehlen sogar 70 Mil­
lionen DM, in Weimar 82 Millionen. Ein 
West-„Controller“: „Weimar ist in der 
prekärsten Finanzsituation, in der eine 
deutsche Stadt seit Gründung der Bun­
desrepublik je war.“ In Arnstadt lageh 
in allen öffentlichen Einrichtungen Un­
terschriftenlisten aus, in denen die Lan­
desregierung aufgefordert wurde, die 
Stadt an den Mehreinnahmen dieses 
Jahres zu beteiligen. In Weimar blieben 
um die Mittagszeit alle Busse zehn Mi­
nuten lang stehen — Protest gegen die 
Finanznot. In Plaue hatten Jugendliche 
ihren Treffpunkt mit Fahnen und 
Transparenten geschmückt.

Einen 1hg vor diesem Aktionstag hat­
te der Thüringer Landtag über die Fi­
nanznot der Städte und Gemeinden dis­
kutiert. Wir dokumentieren Auszüge 
aus der Rede der PDS-Fraktionsvorsit­
zenden im Thüringer Landtag, Frau Dr. 
UrsulaFischer.— (rül

PDS:„Kommunen in Not 
bedeutet Menschen in Not!“

Viele Kommunen in Thüringen bekla­
gen zu Recht, daß aufgrund der kriti­
schen finanziellen Lage die kommunale 
Selbstverwaltung gefährdet ist. Ich er­
innere nur an die Stadt Gotha, deren 
Oberbürgermeister sich deshalb in 
einem Brief an den Bundeskanzler Hel­
mut Kohl gewandt hat.

Die Ursachen für diese Situation sind 
m.E. grundsätzlicher Natur und nicht 
nur auf Thüringen begrenzt.

Die Ursachen liegen in der Finanzpo­
litikselbst.

Ich möchte dies an zwei Zahlen ver-
deutlichen.

Während sich der Bundeshaushalt 
durch Steuerrechtsänderungen seit 1982 
Mehreinnahmen von über 46 Mrd. DM 
gesichert hat, sind im gleichen Zeit-

raum den Kommunen Einnahmemög­
lichkeiten von ca. 55 Mrd. DM entzogen 
worden. Diese Tendenz darf nicht fort­
gesetzt werden.

Deshalb setzt sich die PDS dafür ein, 
daß die Gemeindefinanzreform auf 
Bundesebene schnellstens in Angriff 
genommen wird.

Ziel muß es sein, eine wesentliche 
Verbesserung der Finanzsituation der 
Landkreise, Städte und Gemeinden zu 
erreichen und ihre Abhängigkeit von 
Bund und Land wesentlich einzuschrän­
ken. '

Deshalb erwarten wir von der Lan­
desregierung, daß sie sich im Bundesrat 
für eine Reform der Kommunalfinan­
zen einsetzt, die die Gewerbesteuer 
nicht nur erhält, sondern auch wieder­
belebt.

Das ist die eine Seite, also eine Bun­
desangelegenheit, die durch die Landes­
regierung einzufordem ist, 1995 aber 
nicht mehr wirksam werden kann.

Die andere Seite betrifft das Land 
selbst, d.h. eigene Maßnahmen bereits 
für das Jahr 1995. Nimmt man ihre Re­
gierungserklärung, Herr Ministerpräsi­
dent, und verschiedene Wahlaussagen
ihrer Koalitionskollegen ernst, so war 
auf den für 1995 vorzulegenden Haus­
haltsplanentwurf durchaus zu hoffen.

Von gerechter Beteiligung der Kom­
munen am Länderfinanzausgleich bis 

dahin, daß es den Kommunen nicht 
schlechter gehen soll als dem Land, war 
das Spektrum von wohlwollenden Aus­
sagen zugunsten der Kommunen ziem­
lichbreit.

Herr Dewes, sie versprachen die Neu­
ordnung des kommunalen Finanzaus­
gleichs mit dem Ziel, daß der Löwenan­
teil der Mittel, die Thüringen aus dem 
Länderfinanzausgleich erhält, an Krei­
se und Kommunen fließt. Ich weiß 
nicht, was für Löwen sie kennen. Aber 
für meine Begriffe ist im vorgelegten 
Entwurf der Löwe zum Hauskätzchen 
mutiert.

Das Land verfügt 1995 über Mehrein­
nahmen aus dem Steuerverbund, dem 
Länderfinanzausgleich, der Investför- 
derung Ost und den Bundesergänzungs­
zuweisungen gegenüber 1994 in Höhe 
von 3,1 Mrd. DM. Den Kommunen sollen 
davon lediglich 221 Mio. DM zur Verfü­
gung gestellt werden. Der Anteil der 
Kommunen an der Finanzausgleichs-
mässe lag bisher bei 35,4%. Diesen An­
teil, bezogen auf die Mehreinnahmen 
des Landes in Höhe von 3,1 Mrd. DM, 
entspräche einer Erhöhung des kommu­
nalen Finanzausgleichs um etwa 1 Mrd.
DM. Also: Plus 1 Mrd. DM — das wäre 
ene gerechte Beteiligung! Aber: Plus 
221 Mio. DM — das ist der Standpunkt 
der Landesregierung! z

Das verstehen Sie, Herr Ministerprä­

sident, unter einer gerechten Beteili­
gung, und das verstehen Sie, Herr In­
nenminister, unter dem Löwenanteil, 
den die Kommunen am Länderfinanz­
ausgleich erhalten sollten.

Ich erspare mir dazu einen weiteren 
Kommentar.
. Wort und Tht klaffen meilenweit aus­
einander.

Die Folgen sind klar, die Kommunen 
werden sie mit ihren Aktionen morgen 
verdeutlichen — zuerst wird bei den 
Ausgaben gespart, die nicht Pflichtauf­
gaben sind. Herr Vogel denkt schon wei­
ter — an die Reduzierung der Pflichtauf­
gaben. Und die Gemeinden werden ver­
suchen, alles, was Geld kostet, von sich 
wegzuschieben. So z.B. Schulen in die 
Verantwortung der Kreise zu übertra­
gen, weil das für sie kostengünstiger ist.

An den Investitionshilfen nach dei^c 
Investitionsförderungsgesetz Aufbau 
Ost, die dem Land Thüringen in den 
nächsten zehn Jahren zufließen, sind 
die Kommunen zur Unterstützung ihrer 
Investitionstätigkeit ebenfalls ange­
messen zu beteiligen. Nur dann wird es 
möglich sein, ihnen einen Handlungs­
spielraum für kommunale Selbstver­
waltung und Planungssicherheit für ih-. 
re Haushalts- und Finanzplanung der 
nächsten Jahre zu garantieren. Ande­
renfalls würde die kommunale Selbst­
verwaltung, wie vom stellv. Präsiden­
ten des Thüringer Städte- und Gemein­
debundes befürchtet, zur Verwaltung 
des Mangels verkommen.

Wir gehen von der Erfahrung aus: 
Kommunen in Not, das bedeutet immer 
auch Menschen in Not. Und für uns ist es 
unerträglich, daß zugunsten einer ex­
tremen Verringerung der Nettokredit- 
aufnalfme des Landes — die, um es 
gleich vorweg zu sagen, auch für uns 
wünschenswert, wenn machbar wäre — 
die Kommunen dazu „verdonnert“ wer­
den sollen,
— sich selbst noch weiter zu verschul­

den, soweit das überhaupt noch mög­
lich ist ;

— Personalabbau auch in den bereits 
stark abgespeckten Kemverwaltun- 
gen zu betreiben — was letztlich dazu 
führt, daß Sie ihre Aufgaben nicht 
mehr voll wahmehmen können, und 
schließlich

— zu verkaufen, was nur irgendwie 
verkäuflich ist.

Und dies engt wiederum Handlungs­
spielräume in künftigen Zeiten noch 
weiter ein.

M
Mit den Stimmen von CDU,
SPD und F.D.P. wurde am 19.

Januar die Errichtung eines 
zentralen Landesschulamtes vom Ber­

liner Abgeordnetenhaus beschlossen. 
Nur einige SPD-Abgeordnete fühlten 
sich dem Beschluß ihres Landespartei­
tages verpflichtet, der im November

gegen ein zentrales Landes schul amt 
votierte.

Gegen die Zentralisierung hatten 
sich die Gewerkschaften GEW - und

ÖTV, Eltern- und Schüler Vertretun­
gen sowie die große Mehrheit der Ber­
liner Bezirke ausgesprochen. Letztere 
(16 von 23) strengen inzwischen ein 
Normenkontrollverfahren beim Berli­
ner Verfassungsgericht an.

30 Jahre war die Zuständigkeit in 
den Händen der Bezirke. Im Juli ver­
gangenen Jahres erst wurde die Ver­
fassung so geändert, daß nur Aufga­
ben, „die zwingend einer einheitlichen 
Durchführung bedürfen“ nicht von 
den Bezirken wahrgenommen werden 
dürfen. Die Bezirke befürchten nun, 
daß das Landesschulamt Vorreiter für 
weitere Zentralisierungen sein könn­
te.

Gegen Bildungsabbau, Sparpro­
gramme und Landesschulamt demon­
strierten am 26. Januar mehrere hun­
dert Schülerinnen und Schüler (siehe 
Bild). — (har)



12 M Aus Ostdeutschland________________________ ___

„Der Mensch kann auf 
vieles verzichten, auf 
eine Wohnung nicht“ 
PDS Sachsen gegen Einführung der 
„Vergleichsmiete“ in den neuen Ländern

Am 6. Januar 1995 wußte die Mehr­
heit der Ostdeutschen noch nicht, 
was sie in diesem Jahr an der 
„Mietenfront“ erwartete: ebeneine 

Kriegserklärung. Im Prinzip stand sie 
seit dem Einigungsvertrag bevor, war 
also von CDU und SPD beschlossen. 
Alle DDR-Wohnungen, so der politi­
sche Wille jener Parlamentarier, gehör­
ten auf den freien Wohnungsmarkt ge­
worfen, und nun solle es eben soweit 
sein. Was das bedeuten würde, zeichne- 

^3.die wohnungspolitische Sprecherin 
der PDS-Fraktion, Christine Ostrow­
ski, in der öffentlichen Fraktionssit­
zung vor. Inzwischen haben die Ur­
heber des Horrorgemäldes, die ostdeut­
schen Bauminister, diese Skizze mit 
kräftigen Strichen äusgeführt.

Was erwartet uns?
„Die Vergleichsmiete kommt ... Laut 
Gesetzeslage heißt Vergleichsmiete, 
daß die Miete mit den Entgelten im frei­
finanzierten Wohnungsbau verglichen 
wird ... Die Miete kann alle drei Jahre 
um 30% angehoben werden, entweder 
mit Bezugnahme auf einen »Mietspie- 
geF oder ein Sachverständigen-Gutach- 
ten oder durch das Heranziehen der Mie­
ten von drei vergleichbaren Wohnun­
gen.“ •

Dabei, warnte Christine Ostrowski, 
trieben nicht nur unnnötige, überhöhte 
Modemisierungskosten die Mieten. 
„Wiedervermietung ist ebenfalls ein 
Problem. Auch hier setzt eine schlei­

chende Mieterhöhung ein. Die Kosten­
steigerung bei Wiedervermietungen be­
trägt im Westen 50%, und das wird sich 
ebenfalls auf die neuen Vergleichsmie­
ten aus wirken.“

/

Trügerische Beruhigungen
Darum sei der noch so geringe Protest 
aus der Mieterschaft durchaus unbe­
gründet — eine Mischung aus Wunder­
glauben an die Kraft der „Mietspiegel“, 
aus der kenntnisarm verlängerten Er­
fahrung, „bisher doch auch zurechtge­
kommen zu sein“, und aus Obrigkeits­
gläubigkeit ä la „Das können die doch 
mit uns nicht machen“. Sie haben es be­
schlossen, können und werden es, daran 
ließen Christine Ostrowskis Ausführ­
ungen keinen Zweifel — „wenn wir Mie­
ter die Politiker nicht wieder daran hin­
dern“. Dazu könne es freilich trotz der 
gegenwärtigen Ruhe kommen, wie be­
reits 1992, und wieder könnten die Mie­
terinnen und Mieter, Mietervereine und 
Kommunen mit der Unterstützung der 
PDS rechnen.

Nicht zuletzt für dieses Engagement 
und zu diesem Zweck sei die PDS ja 1994 
gewählt worden. Dabei vergißt die 
PDS nicht, daß Wohnungen ein soziales 
und ein wirtschaftliches Gut sind.

Christine Ostrowski legte auf diese 
Feststellung besonderen Wert,- da die 
Finanzierungsbedingungen des Woh­
nungsbaus weder im sozialen Interesse 
der Mieter noch im wirtschaftlichen In­
teresse von Hochlohn-Bauarbeitem

Wohnungspolitische 
Offensive der PDS
Warum?
Weil eine 20prozentige Anhebung der 
Mieten (fiktive Vergleichsmiete) eine 
Verletzung des Einigungsvertrages 
ist und damit über 60 Prozent der 
sächsischen Haushalte finanziell 
überfordert werden. Weil eine 3-DM- 
Kappungsgrenze bei Modemisie- 
rungskosten immer noch zu hoch ist. 
Weil bei Wiedervermietungen keine 
Kappungsgrenze vorgesehen ist, also 
Mieten bis 20 Prozent über dem Ver­
gleichsmietenniveau möglich sind 
und damit eine Mietbombe gelegt ist. 
Weil die kalten Betriebskosten eben­
falls stark ansteigen werden.

Wann?
Ab 20. Februar bis Ende März, weil 
das Gesetzgebungsverfahren zur Ein­
führung der Vergleichsmiete mit der 
Zustimmung im Bundesrat am 31. 
März 1995 abgeschlossen werden soll.

- Was soll erreicht werden ?
Unmittelbar: die Zustimmung des 
Bundesrates verhindern, deshalb

oder jedes Bauherren und Eigentümers 
seien.

Im Unterschied zu Staaten wie Hol­
land, England oder Japan händige in 
der Bundesrepublik nicht eine Staats­
bank die Baukredite aus. Die Baufinan­
zierung sei bei uns leider das dicke 
Standbein der Privatbanken, und im 
Zeichen der Vergleichsmieten würden 
zwischen 6£und 70 Prozent der Mieten 
für Zinstilgungen abgeführt werden 
müssen.

Auch das geltende Bodenrecht treibe 
die Preise weit stärker als jede Moder­
nisierung. Wer ein Stückchen für den 
Bau verplante Stadt sein Eigentum nen­
ne, könne am meisten durch Abwarten 
verdienen. Ohne daß die Kommunen 

muß großer öffentlicher Druck ge- 
macht werden. Inhaltlich: Mieten­
moratorium bis 1996.

Wie?
Massenhafte Verteilung einer Zei­
tung Der Mietbürger, besonders in 
den sächsischen Städten. Massenhaf­
te Verteilung einer Petitionspost­
karte an den deutschen Bundestag 
mit der Forderung: Mietenmorato- 
rium bis 1996. Anbringen von Plaka­
ten, wo immer es geht.

Organisation:
Die Zeitung ist ab 20. Februar im 
Haus der Begegnungen auf der Franz- 
Liszt-Straße 13 in Dresden abzuholen. 
Die Petitionspostkarte und die Pla­
kate liegen dann ebenfalls bereit; al­
lerdings bekommen die Kreisvor­
stände hier nur Einzelexemplare; sie 
müssen die Materialien selbst weiter­
kopieren.

Kontaktadresse:
Christine Ostrowski, Haus der Be­
gegnungen, Franz-Liszt-Str. 13, 
01219 Dresden, Tbl: 03 51 / 4 7155 96, 
Fax: 03 51/4 7100 86.

oder der Staat wesentliche Zugriffs­
rechte hätten, steige der Preis mit je­
dem Plan-Feststellungsverfahren.

Darum, so Christine Ostrowski, müs­
se das Problem der Wohnungsmieten 
mit einem auszukämpfenden Kompro­
miß zwischen sozialen und wirtschaftli­
chen Interessen gelöst werden — per­
spektivisch ergänzt durch Veränderun­
gen der Baufinanzierung und durch das 
Verbot der Bodenspekulation. „Nicht 
die Vertretung der Mieterinteressen, 
sondern das Verschweigen dieser Zu­
sammenhänge ist Populismus.“

— (Christine Ostrowski, wohnungs­
politische Sprecherin der PDS-Land­
tagsfraktion in Sachsen)

Urwahl: Frau Stahmer Berliner 
SPD-Bürgermeisterkandidatin 
Berlin. Bei der Urwahl des Kandidaten 
der Berliner SPD für das Amt des Regie­
renden Bürgermeisters bei den Wahlen 
am 22. Oktober setzte, sich die Sozialse­
natorin Ingrid Stahmer gegen den Ex­
bürgermeister Walter Momper durch. 
Mit rund 55 % war die Wahlbeteiligung 
recht hoch. Das Ergebnis war deutlich: 
7219 Stimmen für Frau Stahmer und 
5510 für Herrn Momper. Dessen Ein­
schätzung, daß nur die „Speckschicht 
der Funktionäre“ sein Comeback ver- 
Tilndero wolle, scheint widerlegt. Ob 
die Erfahrungen dieser Urwahl, die der 
SPD nach deren Angaben über 500 Neu­
eintritte eingebracht hat, zu verallge­
meinern sind, scheint zweifelhaft, denn 
die Wahl der Spitzenkandidatin war. 
mit der Nominierung der Kandidaten 
für die 23 Bezirksbürgermeister ver­
bunden, so daß Funktionäre und Mit­
glieder zusätzlich motiviert waren. 
Frau Stahmer war von 1981 bis 1989 So­
zialstadträtin in Charlottenburg, dann 
im SPD/AL-Senat Senatorin für Sozia­
les und Gesundheit und ist derzeit für 
die Ressorts Soziales und Jugend im 
CDU / SPD-Senat zuständig. Der Frak- 
'Lionsvorsitzende im Abgeordnetenhaus 
von Bündnis 90/Grüne Wolfgang Wie­
land begrüßt das Abstimmungsergeb­
nis und meint, ein rot-grünes Reform­
bündnis sei grundsätzlich möglich. Der 
Berliner CDU-Generalsekretär Emst 
^aubt, Frau Stahmer werde ein Bünd­

nis ihrer Partei mit den Grünen und die­
ser wiederum mit der PDS nicht verhin­
dern können. Die PDS-Landesvorsit­
zende Petra Pau erwartet gespannt, ob 
Frau Stahmer sich vom Kurs der großen 
Koalition und der Diskriminierung der 
PDS irgendwann abwendet.—(chk)

Was wird aus dem LfV 
in Sachsen-Anhalt?
Magdeburg. In Sachsen-Anhalt entwik- 
kelt sich ein Streit der Parteien im Par­
lament um die Schaffung des Landes­
amtes für Verfassungsschutz. Während 
die PDS-Fraktion im Landtag die Ab­
wicklung des erst 1992 gegründeten Lan­
desamtes beantragte, wurde in den 
Koalitionsvereinbarungen zwischen 
SPD und Bündnis 90 / Die Grünen ver­
einbart, einen Stellenplan zu bestäti­
gen, der 130 Mitarbeiter vorsieht. Die 
CDU hatte zur Zeit ihrer Regierungstä­
tigkeit in Magdeburg 150 Stellen bewil­
ligt, was sie auch heute noch als Opposi­
tion für erforderlich hält. Diese Kon­
stellation führte im Ausschuß über den 
Haushaltsplan für 1995 zu Schwierig­
keiten für die rot-grüne Minderheits­
regierung. Es fand sich für das LfV kei­
ne Mehrheit, weil alle Fraktionen bei 
ihren vorher erklärten Positionen blie­
ben. Die CDU denkt nicht daran, der 
Regierung zu helfen, da diese es bisher 
vorgezogen habe, ihre Politik an den 
Wünschen der PDS auszurichten. So 
kam es zu einem Patt, das nur aufgelöst 
werden kann, wenn die Existenz des 
LfV in Frage gestellt wird, was die PDS 

will und der Fraktionsvorsitzende von 
Bündnis 90 / Die Grünen, Tschiche, mit 
seinen Absichten durchaus zu unter­
stützen scheint. Er soll gesagt haben: 
Eigentlich genügten „ein Präsident und 
eine Sekretärin“. Tschiche würde es of­
fensichtlich nicht sehr schmerzen, wenn 
der Stellenplan des Verfassungschutzes 
nur zwanzig bis dreißig Stellen umfas­
sen würde.

Schwierigkeiten macht die PDS dem 
Verfassungsschutz auch mit ihrer Hal­
tung zur Beteiligung an der Parlamen­
tarischen Kontrollkommission (PKK). 
Seit der Wahl zum Landtag in Sachsen- 
Anhalt am 26. Juni 1994 weigert sie sich, 
den ihr zustehenden Platz in der Kom­
mission einzunehmen. Anderswo wür­
de es möglich sein, über die PDS hin­
wegzugehen, und eine Parlamentari­
sche Kontrollkommission würde auch 
ohne PDS-Beteiligung arbeiten. Nicht 
so in Sachsen-Anhalt. Anhaltspunkt 
dafür ist wieder die Koalitionsverein­
barung zwischen Bündnis 90 / Die Grü­
nen und der SPD, die festgelegt haben, 
das Verfassungsschutzgesetz so zu än­
dern, daß alle Fraktionen in der PKK 
vertreten sein sollen, wofür die, PDS 
auch stimmte. So ist bisher die Wahl der 
PKK nicht zustande gekommen. Ver­
bliebe man bei der alten Regelung, er­
hielte die CDU als die stärkste Fraktion 
im Parlament drei Sitze, die SPD zwei 
und das Bündnis 90/Die Grünen wäre 
draußen. Die PDS könnte dann noch das 
Angebot machen, dem Bündnis ihren 
Platz in der PKK anzubieten, was bis­
her nicht erfolgte.

In Sachsen-Anhalt ergibt sich deshalb 
die kuriose Situation, daß die alte Kom­
mission — so wie sie schon vor der Wahl 
im vergangenen Jahr existiert hat — 
weiter im Amt bleiben mußte. An ihrer 
Spitze steht der FDP-Abgeordnete 
Buchholz, dessen Mandat im Parlament 
seit einem halben Jahr abgelaufen ist. 
Der zweite • Mann der PKK, Püchel 
(SPD), hat zwar noch sein Mandat, wur­
de aber Innenminister und mußte des­
halb den Sitz in der PKK abgeben. Der 
PKK gehört nun auch noch der jetzige 
Fraktionsvorsitzende des Bündnisses 
Tschiche an, der keine Gelegenheit aus­
läßt, die CDU, die ihm vorher großzügig 
den Sitz überlassen hatte, zu verhöh­
nen.

Schon vor der Regierung Höppner 
waren im Landesamt für Verfassungs­
schutz doppelt so viele Verfassungs­
schützer zur Bearbeitung der rechtsex­
tremistischen Szene eingestellt als für 
die Beobachtung der Linken. Die Regie­
rung Höppner läßt sich unter diesen Ge­
sichtspunkten offensichtlich nicht von 
der Kampagne gegen die PDS, wie sie in 
anderen Bundesländern — z.B. in Ber­
lin — angezettelt wird, anstecken und 
betrachtet die PDS in erster Linie als 
Chance für die Herstellung wechselnder 
Mehrheiten im Parlament. Klar, daß 
das der Regierung Höppner den Vor­
wurf einbringt, sich zum Gefangener 
der PDS zu machen und selbst zurr 
„Sprengsatz für die freiheitlich-demo 
kratische Ordnung“ zu werden, wie daf 
die FAZ schreibt.
Quelle: „FAZ“ vom 4.2.1995 — (abe)
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Schnepfenthal und der 8. Mai
Einige Anmerkungen zu einer kontroversen Diskussion wahrend der letzten Winterschulung

D
ie Politischen Berichteeröffnen 
mit dieser Ausgabe eine Reihe 
von Beiträgen zum 8. Mai. Anlie­
gen ist es, den offiziellen und halboffi­

ziellen Versuchen, die Geschichte zu re­
vidieren, die faschistischen Verbre­
chen zu relativieren, die faschistischen 
Aggressoren zu rehabilitieren und 
damit nicht zuletzt die öffentliche 
Meinung auf neuerliche Versuche zur 
Durchsetzung deutscher Großmacht­
interesseneinzustimmen, durch kriti- . 
sehe Aufarbeitung der Geschichte ent­
gegenzutreten.

Die zum Teil sehr kontroversen An­
sätze der Kritik innerhalb der Linken 
sollen nach Möglichkeit zu Wort kom­
men. Im folgenden ist ein Beitrag von 
Autoren aus dem Diskussionszusam­
menhang des antinationalen Plenums 
Hamburg abgedruckt.

Im Rahmen der Linken Winterschule in 
Schnepfenthal vom 5. bis 8. Januar 1995 
wurde traditionsgemäß eine gemeinsa­
me thematische Abendveranstaltung 
aller Arbeitsgruppen durchgeführt. Es 
zeigte sich schnell, daß zu diesem The­
ma recht unterschiedliche Einschätzun­
gen bestehen. Die Differenzen liegen im 
wesentlichen in unterschiedlichen Ana­
lysen des Nationalsozialismus und der 
Bewertung des 2. Weltkrieges.

Nach einem einleitenden Vortrag 
über den Verlauf der letzten Kriegs]äh­
re und die Strategie der Alliierten im 
Kampf gegen Deutschland, gehalten 
von Martin Fochler, kam es zu den er­
sten Kontroversen, deren Schärfe über­
raschend war.

Wir halfen eine weitergehende Dis­
kussion über dieses offenbar emotions­
geladene Thema für dringend geboten, 
da die Ergebnisse der Diskussion — 
nicht zuletzt die Bewertung des Charak­
ters de^Nationalsozialismus — weitrei­
chende politische Konsequenzen haben 
kann. Diese Diskussion möchten wir 
mit einigen Beiträgen und Fragen eröff­
nen.

1. Dresden
Die Bewertung des Bombenangriffs der 
Anti-Hitler-Koalition vom 13.2.1945 
auf Dresden wurde während der Dis­
kussion zu einem zentralen Aspekt. War 
dieser Angriff ein Akt des Terrors gegen 
die deutsche Zivilbevölkerung und so­
mit ein Verbrechen ? Oder war er ein mi­
litärisch notwendiges Element zur Zer­
schlagung des Nationalsozialismus? 
Unserer Auffassung nach sind zur Be­
antwortung dieser Frage einige struk­
turelle Überlegungen zur Rolle der 
„deutschen Zivilbevölkerung“ im Na­
tionalsozialismus und ihre Bedeutung 
für den Durchhaltewillen des „deut­
schen Volkes“ im 2. Weltkrieg erforder­
lich'. In Anbetracht der Dimension der 
Verbrechen, die von 1933 bis 1945 von 
Deutschen begangen wurden, ist zu­
nächst einmal der Begriff Zivilbevölke­
rung sehr fraglich, impliziert er doch, 
daß diese Bevölkerung zivilisiert, im 
humanistischen Sinne anständig gewe­
sen sein soll. Aber was kann an einer 
Bevölkerung zivil in diesem Sinne sein, 
die strukturell eine Bevölkerung des 
Nationalsozialismus war? Eine Bevöl­
kerung, die strukturelle Verantwor­
tung für die Verbrechen des National­
sozialismus trägt, für die Vernichtung 
des europäischen Judentums, für die 
Vernichtung von Roma und Sinti, für 
die Vernichtung „unwerten Lebens“, 

für den Krieg „der verbrannten Erde“ 
gegen die „slawischen Untermen­
schen“, für den menschenfeindlichen 
Charakter des Nationalsozialismus ins­
gesamt. Wenn Zivilbevölkerung jedoch 
im militärischen Sinne den Tbil der Be­
völkerung, der nicht mit der Waffe an 
der Front kämpft, den nicht soldati­
schen Ibil beschreiben soll, müssen wir 
uns fragen, was der von Goebbels ausge­
rufene „totale Krieg“ und die damit 
verbundene militärische Organisation 
der Deutschen im Krieg zu bedeuten 
hatte. Die Ausrufung des „totalen Krie­
ges“, war nicht bloß eine leere Durchhal­
teparole, sie hatte materielle Gewalt 
zur Folge. So wurden die gesamte Be­
völkerung vom BDM und der HJ über 
die Deutsche Arbeitsfront bis hin zum 
Deutschen Volkssturm, die gesamte Er­
ziehung und das gesamte öffentliche 
Leben auf den Krieg ausgerichtet. Die 
totale Mobilmachung war durchgesetzt. 
Sie betraf alle Elemente der gesell­
schaftlichen Organisation. So wurden 
auch die deutschen Städte bis zuletzt als 
Festungen gegen den Vormarsch der Al­
liierten ausgebaut. Der Durchhaltewil­
le des „deutschen Volkes“ war auch 
durch die Bombenangriffe auf deutsche 
Städte nicht entscheidend zu brechen. 
Sinnfälliger Ausdruck hiervon war die 
Einstellung des letzten nationalsoziali­
stischen Rundfunksenders am 8. Mai 
1945 mit dem Horst-Wessel-Lied. In 
einem menschenfeindlichen System, 
das durch und durch militärisch organi­
siert ist, das^auf Grundlage von Kon­
sens im Sinne einer real durchgesetzten 
Volksgemeinschaft und Terror, den das 
Regime für „Abweichler“ und „Volks­
fremde“ bereithielt, funktionierte — 
kann in einem solchen System noch von 
Zivilbevölkerung gesprochen werden? 
Der Begriff Zivilbevölkerung ist not­
wendig idealtypisch. Er hebt nicht die 
auch im Nationalsozialismus bestehen­
den Verschiedenheiten der- einzelnen 
bürgerlichen Subjekte hervor, sondern 
sublimiert sie unter die Gemeinsamkei­
ten. Die Diskussion über die deutsche 
Zivilbevölkerung wird total geführt. 
Entweder die Zivilbevölkerung war- 
tatsächlich eine und dabei unschuldig, 
oder sie war eine Zivilbevölkerung im 
Sinne einer Volksgemeinschaft und war 
strukturell am Nationalsozialismus be­
teiligt. Beide Ansätze gehen jedoch von 
einem idealtypischen abstrakten Be­
griff aus. Durch die konservative kultu­
relle Hegemonie befördert, wird die 
deutsche Bevölkerung in ihrer Gesamt­
heit von der Verantwortung am Natio­
nalsozialismus freigesprochen. Es wird 
versucht, lediglich die individuell 
Schuldigen, die persönlich an Verbre­
chen Beteiligten verantwortlich zu ma­
chen. In 'den Nürnberger Prozessen und 
den anschließenden Folgeprozessen, 
aber besonders im sogenannten 
Auschwitzprozeß der 60er Jahre, wurde 
versucht, menschheitsgeschichtlich ein­
malige Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit, die in ihrer Dimension eigent­
lich unvorstellbar sind, mit den Para­
graphen des bürgerlichen Rechts auf 
eine rein individuelle Ebene zu fassen. 
Somit wurde ein Objekt: die verführte 
deutsche Zivilbevölkerung — als Ge­
gensatz zu einem Subjekt: die Nazis — 
konstruiert. Nur dadurch war und ist es 
möglich, den Nationalsozialismus ge­
trennt von der deutschen Bevölkerung 
zu sehen. Der Nationalsozialismus wur­
de als über Deutschland hereingebro­
chenes, eigentlich „undeutsches“, 
dunkles Element der deutschen Ge­

schichte dargestellt. Dieses hatte die 
Funktion, die Deutschen als eigentliche 
oder zumindest auch als Opfer des Na­
tionalsozialismus darzustellen, um 
auch weiterhin positiv an die deutsche 
Geschichte anknüpfen zu können. Diese 
Sichtweise verkennt vollkommen, daß 
der Nationalsozialismus ohne die mas­
senhafte Beteiligung aus der Bevölke­
rung nicht hatte existieren können und 
seine kontinuierliche Entwicklung fest 
verankert mit der „deutschen Geschich­
te“ und ihren antiaufklärerischen Ten­
denzen ist. Wir dürfen nie vergessen, 
wer die Täter und wer die Opfer des Na­
tionalsozialismus warenl

’ Wir meinen, daß der Begriff der Zivil­
bevölkerung nur im Sinne einer Volks­
gemeinschaft, die strukturell Verant­
wortung trägt, zu fassen ist. Insofern 
gab es im Fall der Angriffe auf Dresden, 
Hamburg und andere deutsche Städte 
strukturell gesehen keine unschuldi­
gen, vom Nationalsozialismus getrennt 
zu sehenden Opfer. Insgesamt gesehen 
kann es sich bei den Angriffen also nicht 
um einen Akt des Terrors gegen Un­
schuldige gehandelt haben, denn auch 
die Alliierten sind davon ausgegangen, 
daß sie es mit einem „Tätervolk“ zu tun 
hatten. Es waren die Alliierten, allen 
voran die Rote Armee, die jedes KZ ein­
zeln befreien mußten, die Vernichtungs­
maschinerie der KZ funktionierte bis 
zum Schluß, am 8. Mai 1945 wurde das 
letzte von ihnen — Theresienstadt — be­
freit. X

Uns geht es nicht um eine Identifika­
tion mit den Alliierten, ihrer Kriegsfüh­
rung und ihren Kriegszielen. Sie hatten 
nicht ausschließlich, vielleicht nicht 
einmal wesentlich, antifaschistische 
.Motive. So gab es bei den Westalliierten 
Pläne, die zwar den Sturz Hitlers vorsa­
hen, jedoch den Nationalsozialismus in 
seiner Gesamtheit nicht zerschlagen 
wollten, um mit ihm dann gegen die 
Sowjetunion zu kämpfen. Im Laufe des 
Krieges erkannten die Alliierten je­
doch, daß der Nationalsozialismus und 
Deutschland zerschlagen werden müs­
se. Dieses Ziel konnte allerdings nur er­
reicht werden durch ein konsequentes 
militärisches Vorgehen, zumal massen­
hafter Widerstand in Deutschland aus­
blieb. In erster Linie geht es uns darum, 
die deutsche Sichtweise des Krieges zu 
kritisieren und uns auf die Seite der Op­
fer und Gegnerinnen des Nationalsozia­
lismus zu stellen. Es ist Ausdruck der 
deutschen Sichtweise des Krieges, daß 
die Flächenbombardements der Royal 
Airforce den Vernichtungskrieg nach 
Deutschland zurückgebracht hätten. 
Das, was das deutsche Kriegsprogramm 
ausmachte, ist nie nach Deutschland zu­
rückgekommen! Deutschlands Krieg 
war rassistisch und völkisch, nationali­
stisch begründeter und antisemitischer 
Vernichtungskrieg, der 1942 mit dem 
Beginn der industriellen Massenver­
nichtung der Juden und Jüdinnen, Ro­
ma und Sinti sowie im Überfall auf die 
SU seinen Ausdruck fand. Er hatte eine 
in der Menschheitsgeschichte bis dahin 
unbekannte Dimension erreicht. Und so 
ist auch der „Anti-Hitler-Krieg zu Dres­
den“ nicht zu dem entartet, was man zu 
bekämpfen vorgab, wie es von Ulrike 
Meinhof 1968 behauptet wurde und wie 
es von herrschender Seite zum 50. Jah­
restag propagiert werden wird. Mit sol­
chen Thesen wird versucht, die Verbre­
chen des Nationalsozialismus zu relati­
vieren, um am Ende dann „quitt“ zu 
sein. Diese Sichtweise ist in Deutsch­
land seit Ende des Krieges vorherr­

schend. Nach der Zerschlagung des Na­
tionalsozialismus durch die Alliierten 
wurden von der amerikanischen Mili­
tärverwaltung (OMGUS) Untersuchun­
gen durchgeführt, die davon zeugen. 
Darin äußern Deutsche ihre Meinung 
zum Krieg zusammenfassend so: „Nur 
wenige verteidigen die Art und Weise, 
wie Juden behandelt wurden, aber die 
meisten meinten, daß es gut war, die 
Macht der Juden zu brechen.“ Von den 
Massenmorden, zitiert der Bericht dann 
weiter, habe man nichts gewußt, und 
die amerikanischen Berichte seien 
übertrieben. Darüber hinaus seien Ju­
den ökonomisch zu einflußreich gewe­
sen. Durch die alliierten Bombenangrif­
fe und die Töten in der deutschen Zivil­
bevölkerung seien die Opfer auf beiden 
Seiten ausgeglichen. Die Slavenarbei­
ter wären gut behandelt worden, und 
das ihnen zugefügte Leid sei durch de­
ren Plünderungen und Gewalttaten 
nach der Niederlage abgegolten. Kriti­
siert wird ebenfalls die Einsetzung zu­
rückkehrender Emigranten in offizielle 
Positionen durch die Besatzungsorga­
ne. Denn diese Emigranten „hatten den 
Kontakt zu ihrem Volk verloren, sind 
ihren Volk entfremdet und haben sein 
Vertrauen verloren“. (Zitiert nach dem 
Historischer Frank Stern, Im Anfang 
war Auschwitz, 1991) 50 Jahre danach 
geben Meinungsumfragen dasselbe Bild 
wieder. Diese Art der Aufrechnung 
wird uns auch 1995 an allen Gedenkta­
gen entgegengeworfen. Es finden sich in 
TAZ, Welt, Hamburger Abendblatt, 
Bild und vielen anderen Tageszeitun­
gen derzeit Serien, die unter dem Titel 
„Vor 50 Jahren“ das Bild der deutschen 
Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft 
zeichnen und dabei im Nachhinein den 
Feindbildern der Zeit des Nationalso­
zialismus eine „reale Wirklichkeit“ ver­
leihen wollen, indem sie die angebli­
chen „Greueltaten“ der Alliierten ge­
gen die „unschuldige deutsche Zivilbe­
völkerung“ hervorheben. Diese Sicht­
weise verkennt den Charakter des NS 
sowie des Krieges vollkommen!

2. Gegnerschaft zu Krieg 
und Nationalsozialismus
Im Rahmen der Schnepfenthaler Dis­
kussion hat sich weiterhin gezeigt, daß 
es Ansichten innerhalb der Linken gibt, 
die davon ausgehen, der Krieg und an­
dere nationalsozialistische Maßnahmen 
seien im wesentlichen gegen den Willen 
weiter Tbile dessen durchgeführt wor­
den, was sich als „deutsches Volk“ ver­
stand. Die abgegebenen Erlebnisberich­
te stellen mit Sicherheit nicht die allei­
nige Grundlage hierfür dar. Wir be­
fürchten, daß diese Positionen aus der 
traditionellen Liebe Linker zum Volke 
resultieren. Und Liebe macht bekannt­
lich blind. Für manche Strömungen der 
Linken ist es unvorstellbar, eine Kritik 
an den herrschenden Verhältnissen zu 
formulieren, die eine . Mittäterschaft 
„des Volkes“, „der Volksmassen“ oder 
des Proletariates einschließen würde. 
(„Rostock ist eine Arbeiterstadt“, rie­
fen „Spartakisten“ auf der Demo in Ro­
stock-Lichtenhagen.) Ganz kraß formu­
lierte es einmal ein Mitglied der „SAG“ 
in Freiburg in einer Diskussion um die' 
Bombardierungen deutscher Städte: 
„Opfer des 2. Weltkrieges waren nicht 
die Juden oder die Russen oder die Po­
len oder die Opfer, Opfer war die inter­
nationale Arbeiterklasse! Und Täter, 
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das waren die englische Bourgeoisie, 
die amerikanische Bourgeoisie, die 
französische Bourgeoisie und die deut­
sche Bourgeoisie!“

Die Alternative zu einer solchen Hal­
tung darf selbstverständlich nicht ein 
Elitarismus sein, der jeden Kontakt mit 
„dem Pöbel“ meidet. Auch solche Ent­
wicklungen gibt es bei Leuten, die sich 
links nennen.

Bei all dem dürfen wir nicht verges­
sen, daß Hitler nicht durch einen Putsch 
an die Macht gelangte. Zwar hatte das 
deutsche Großkapital einigen Anteil, 
ihn an die Macht zu bringen, doch ist 
Nationalsozialismus ohne Volk genau­
sowenig denkbar wie ohne Kapitalis­
mus. Die NSDAP wurde gewählt. 52% 
der Wahlberechtigten machten am 5.3. 
1933 ihr Kreuzchen für die NSDAP oder 

\ ihren Koalitionspartner DNVP. Die 
Frage ist, ob sie es taten trotz des nazi­
stischen Straßenterrors, der antisemiti­
schen Parolen, des Versprechens, 
D jutschland aus den Fesseln des „Ver­
sailler Diktats“ zu befreien, oder gera­
de deswegen. Wie auch immer, die Un­
terstützung für Hitlers Politik wuchs 

^mit seinen Erfolgen, er konnte seine 
Versprechen einlösen. Der „rote Mob“ 
verschwand von den Straßen, ebenso 
wie die „Ausbeuter des deutschen Vol­
kes“, die Juden, in die Schranken ge­
wiesen wurden. Zum Zeitpunkt der Ab­
stimmung über die Zukunft des Saar­
landes war Deutschland schon recht 
„sauber“, Hitlers Leistungen wurden 
honoriert: 90% stimmten für den An­
schluß an Deutschland. Und schließlich 
war man auch bereit, sein Leben für 

Führer und die Größe des Vaterlandes 
zu geben. „Denen haben wir’s schon ge­
zeigt, den Polacken! Heute gehört uns 
Deutschland...“

Wir fragen: Wie kann es sein, daß der 
Mythos vom „guten Volk“ sich trotz al- 

,1er Geschehnisse dieses Jahrhunderts 
derart hartnäckig hält ?

3. Widerstand
Verblüffend war für uns die geäußerte 
These, es habe in Nazi-Deutschland 
„massenhaft Widerstand“ gegeben. 
Keiner wird leugnen wollen, daß es Wi­
derstand gab. Gerade in den letzten Jah­
ren sind einige wichtige Studien und 
Bücher zu diesem Thema veröffentlicht 
worden, die nicht zuletzt mit dem My­
thos auf räumen, die Juden hätten sich 
„wie Lämmer zur Schlachtbank“ füh­
ren lassen. Interessant dabei ist jedoch 
die Tatsache, daß dieser Widerstand im 
wesentlichen jüdisch war.

Ist es möglich, daß eine ausschließli­
che Beschäftigung mit den heroischen 
Widersfandstaten einiger weniger 
Deutscher den Blick für die Relationen 
verstellt? Wie kann es zu solchen Illu­
sionen kommen?

Offenbar gibt es Mißverständnisse 
über die Verbindung der Themen „Wi­
derstand“ und „Luftkrieg“. Der Luft­
krieg, die Angriffe auf deutsche Städte 
werden von uns nicht als Bestrafung für 
Auschwitz oder das Fehlen von Wider­
stand begriffen. Über die Unmöglich­
keit dessen ist im ersten Teil etwas ge­
sagt worden.

Der Luftkrieg darf jedoch nicht von 

seinem historischen Kontext separiert 
werden. Wenn die alliierte Kriegsfüh­
rung als Kriegsverbrechen gebrand- 
markt wird, wird der Blick verstellt auf 
das, was die Deutschen in ihrer über­
wiegenden Mehrheit tatsächlich waren: 
nicht Opfer des Krieges, sondern Täte­
rinnen, Mitläuferinnen und aktive oder 
passive Unterstützerinnen. Und das 
gilt für jedeN, die/ der am Funktionie­
ren des NS-Staates und der Kriegsma­
schinerie mitgewirkt hat, ohne Sabota­
ge und Zersetzung zu versuchen, zu 
praktizieren.

„Man hat kein Recht, kampflos zu 
überleben“, sagte Jean Amery einmal1.

4. Kurdistan ist 
nicht Auschwitz
Unbestritten erfordert der Krieg der 
Türkischen Republik gegen Kurdistan 
Widerstand. Der kurdische Befreiungs­
kampf ist dringend zu unterstützen.

Einen Vergleich zwischen dem Geno­
zid an den Kurden und der Scho ’a, wie 
er in Schnepfenthal gezogen wurde, 
können wir jedoch nicht unwiderspro­
chen lassen.

Die Scho’a ist welthistorisch singu­
lär. Kein anderes Ereignis, so schreck­
lich und umfassend es auch sein möge, 
kann ihr gleichgestellt werden. Die Ver­
nichtung des Judentums in Europa ist 
das wesentliche Charaktermerkmal des 
Nationalsozialismus, auch der 2. Welt­
krieg ist nicht ohne die Scho’a zu be­
trachten. Aus Vergleichen wie dem in 
Schnepfenthal oder, wie es ja auch Mo­
de ist, mit dem Krieg im ehemaligen Ju­

goslawien, spricht ein tiefes Unver. 
ständnis über den Charakter des Anti­
semitismus, des Nationalsozialismus 
und der Scho ’a. Gleiches gilt für die spä­
ter in der PhilosophieAG der Winter­
schule geäußerte Forderung, man möge 
sich zur Auseinandersetzung mit dem 
Antisemitismus zunächst mit der jüdi- 
sehen Religion befassen. — Als hätte 
Antisemitismus irgendeinen konkreten 
Anhaltspunkt in der Religion!

Unverständnis hat bei uns auch die 
Forderung hervorgerufen, am 8.5.95 
den Krieg in Kurdistan zu thematisie­
ren.

Zu diesem Datum werden wir mit 
einer Vielzahl von Aktivitäten konfron­
tiert sein, die hervorheben, wie furcht­
bar Krieg allgemein doch ist und daß 
wir uns doch endlich liebhaben sollten. 
Sicher, die Polemik ist überzogen. Aber 
ist die Dimension anders klarzuma­
chen? Wem anläßlich des größten Er- 
oberungs- und Vernichtungskrieges der 
Geschichte nichts Besseres einfällt, als 
auf den Krieg in Kurdistan oder Jugo­
slawien oder Peru oder Somalia oder 
sonstwo hinzuweisen, bei denen nur ein 
quantitativer, kein qualitativer Ver­
gleich gezogen wird, und dies im Ange­
sicht neuer Großmachtspläne und Ein­
mischungs- und Destabilisierungsver­
suche des Landes, das-diesen Krieg ge­
führt hat, dem sei dringend geraten, 
sich die Relationen und die Besonder­
heiten ins Gedächtnis zu rufen.

Wir fordern eine Auseinandersetzung 
über Antisemitismus ein, die u.E. so­
wohl in den Politischen Berichten als 
auch bei der Linken Schule Schnepfen­
thal geführt werden muß. — (chs, C.B.)

„Zu den 5 wichtigsten Diskussionspunkten“
Dokumentiert: Beschluß der 1. Tagung des 4. PDS-Bundesparteitages, Berlin, Januar 1995

D
ie 1. Tagung des 4. Parteitages 
der PDS bezieht folgende Stand­
punkte: -

1. Zum sozialistischen Charakter der 
PDS
Der sozialistische Charakter der PDS 
ist in ihrer Geschichte begründet, von 
ihren Mitgliedern gewollt, von ihren 
Wählerinnen und Wählern akzeptiert,', 
in ihrem Programm und Statut festge­
schrieben und in ihrem Namen hervor­
gehoben. ' ■

Er resultiert aus unserer Überzeu­
gung, daß die kapitalistischen Gesell­
schaftsstrukturen die großen Mensch­
heitsfragen nicht nur nicht gerecht, son­
dern gar nicht lösen können. Die Vor­
herrschaft der Kapitalinteressen wird 
den Verbrauch nicht erneuerbarer Res- 
sourcen fortsetzen und den Einklang 

' von Mensch und Natur verhindern, die 
soziale Ungleichheit weltweit und in­
nergesellschaftlich vergrößern, die Mi­
litarisierung der Gesellschaften för­
dern, das Patriarchat aufrechterhalten.

Sozialismus ist für uns Weg, Methode, 
Wertorientierung und Ziel.

Er ist für uns verbunden mit vielfälti­
gen Formen der Vergesellschaftung, 
Überwindung der Kapitalvorherr­
schaft, Ökologie, Demokratie, Solidari­
tät, sozialer Gerechtigkeit, Emanzipa­
tion des Menschen, Überwindung des 
Patriarchats, Freiheit und Verwirkli­
chung der Menschenrechte, Beseitigung 

..der Arbeitslosigkeit, Minderheiten­
schutz, Chancengleichheit in Bildung 
und Kultur und Dezentralisierung.

Das bedeutet, daß unser Sozialismus- 
Begriff ein Höchstmaß an Demokratie 
und Liberalität einschließt. Es geht 
.nicht um die Frage, ob und wieviel De- 

’ mokratie und Liberalität sich eine «o- 
C - ■

zialistische Gesellschaft leisten kann, 
sondern darum, daß ihr sozialistischer 
Charakter von der Realisierung umfas­
sender Demokratie und Liberalität ab-' 
hängt. Durch’keinen Zweck werden un­
demokratische und illiberale Methoden 
gerechtfertigt. Jeder Schritt wirklicher 
Demokratisierung, des Ausbaus der in­
dividuellen Freiheit, des Abbaus sozia­
ler Ungerechtigkeit, der Erhöhung 
kommunaler Selbstbestimmung ist ein 
Schritt in Richtung Sozialismus. Dabei 
verstehen wir Demokratie als Einheit 

von repräsentativer, kommunaler, un­
mittelbarer und Wirtschaftsdemokra­
tie. Liberalität bedeutet für uns Linke 
die Verbindung von tiefem Humanis­
mus, Individualität, Menschenrechten, 
persönlicher Freiheit, Rechtsstaatlich­
keit, Toleranz, Minderheitenschutz, 
Pluralismus, sozialer Gerechtigkeit 
sowie Chancengleichheit beim Zugang 
zu Bildung und Kultur in einer Gesell­
schaft.

Damit verbunden ist die unumkehr­
bare Absage an ein stalinistisches oder 

poststalinistisches Sozialismusmodell, 
das heißt an Sozialismusvorstellungen 
mit diktatorischem, antiemanzipatori­
schem, antidemokratischem, illibera­
lem und zentralistischem Charakter. Es 
darf kein Zurück geben hinter die Fest­
stellung von Marx und Engels im Kom­
munistischen Manifest, wonach die 
Freiheit des einzelnen Bedingung der 
Freiheit aller ist.

Der sozialistische Charakter der PDS 
verlangt einen bundesweiten und dar­
über hinaus europäischen und interna­
tionalistischen Charakter ihrer Politik. 
Dem steht der Kampf gegen die Benach­
teiligung Ostdeutscher und die Gering­
schätzung ihrer Biographien und Erfah­
rungen nicht nur nicht entgegen, ersetzt 
ihn voraus.

2. Zum Oppositionscharakter der PDS 
Die PDS strebt einen demokratischen, 
sozialen, ökologischen und zivilgesell 
schaftlichen Wandel der Bundesrepu 
blik Deutschland an, der den Weg zui 
Überwindung der Kapitalvorherr 
schäft, der Umweltzerstörung, der Aus 
beutung der sogenannten dritten Wei' 
und jeglicher Großmachtpolitik öffnet.

Daraus ergibt sich, daß die PDS ii 
prinzipieller Opposition zu den herr 
sehenden gesellschaftlichen Verhältnis 
sen in der Bundesrepublik Deutschlam 
steht. Das bedeutet nicht, daß wir di« 
existierenden zivilisatorischen, demo 
kratischen und sozialen Errungenschaf 
ten der Entwicklung in der Bundesrepu 
blik Deutschland nicht anerkennen um 
nutzen würden. Im Gegenteil. Der Ent 
wurf der Abgeordnetengruppe d* 
PDS/Linke Liste im 12. Deutschen Bui 
destag für eine neue Verfassung d< 
Bundesrepublik Deutschland forder 
beispielsweise nicht nur weitgehem 
Veränderungen der Verfaßtheit d<
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Bundesrepublik Deutschland. Er wür­
digte und bewahrte auch wesentliche 
Ibile des Grundgesetzes.

Wer eine Gesellschaft wirklich verän­
dern will, weil er zu den herrschenden 
Verhältnissen in Opposition steht, muß 
sich in die Gesellschaft hineinbegeben. 
Für die PDS bedeutet dies, an allen fort­
schrittlichen außerparlamentarischen 
Bewegungen teilzunehmen und zu­
gleich um breite parlamentarische Mög­
lichkeiten zu ringen.

Die Frage, ob eine Parlamentsfrak­
tion der PDS sich innerhalb' des Parla­
ments in eine Oppositionsrolle, in eine 
Situation der Tolerierung einer Regie­
rung oder in eine Koalitionsrolle be­
gibt, berührt nicht das prinzipielle Op­
positionsverständnis der PDS. Unab­
hängig davon, welche Rolle' die PDS in 
einem Parlament spielt, muß sie sich 
immer als Kraft der gesellschaftlichen 
Opposition im oben genannten Sinne 
verstehen und ihre alternativen gesell­
schaftspolitischen Ziele bewahren. Die 
Entscheidung darüber, welche konkre­
te Rolle sie in einem Parlament spielt 
(die nicht allein von ihr abhängt), ist je 
nach Zeit und Situation abhängig davon 
zu treffen, wie ein Höchstmaß an gesell­
schaftlichen Veränderungen im Sinne 
der programmatischen Zielstellung der 
PDS erreicht werden kann. Selbst dann 
also, wenn die PDS sich auf irgendeiner 
Ebene in eine Regierungskoalition be­
geben sollte, weil sie davon ausgeht, in 
einer solchen Konstellation das zu dem 
gegebenen Zeitpunkt höchste Maß an 
Veränderungen durchsetzen zu können, 
würde dies bei richtiger Politik ihren 
Oppositionscharakter in bezug auf die 
herrschenden gesellschaftlichen Ver­
hältnisse nicht beeinträchtigen.

Deshalb kann es keine abstrakten 
Leitlinien t>der Regelungen dafür ge­
ben, in welcher Situation die PDS wel­
che Rolle in einem Parlament einzuneh­
men hat. Einig sind wir uns dahinge­
hend, daß die PDS unabhängig von der 
konkreten parlamentarischen Rolle das 
Schwergewicht ihrer Tätigkeit in au­
ßerparlamentarischen Bewegungen 
und Aktionen sieht und ihr gesellschaft­
liches Oppositionsverständnis von der 
jeweiligen Rolle in einem Parlament 
nicht berührt wird.

3. Zum Pluralismus der PDS
Die PDS strebt eine pluralistische Ge­
sellschaft an. Aufgrund ihrer eigenen 
Geschichte sieht es die PDS als großen 
Fortschritt an, auch sich selbst plurali­
stisch zu organisieren.^Die Vielfältig­
keit der Ideen, der Herangehensweisen 
und der Standpunkte in der PDS be­
trachten wir als Gewinn. Der Pluralis­
mus der Partei ist durch unser Statut 
garantiert und im Programm ausdrück­
lich hervorgehoben. Pluralismus ist 
aber auch nach dem Statut der PDS 
nicht beliebig und darf nicht als Ent­
schuldigung dafür dienen, auf eine ver­
ständliche und nachvollziehbare Poli­
tik der Gesamtpartei und ihr eigenstän­
diges Profil zu verzichten. In den Vor­
stellungen der Menschen muß in wichti­
gen Fragen klar sein, wofür und woge­
gen die PDS steht. Fraktionen und Vor­
stände der PDS sind hier in besonderer 
Weise gefordert. Sie müssen auf der 
Grundlage des Parteiprogramms, der 
Wahlprogramme, der Beschlüsse der 
Parteitage politikfähig sein. Das stellt 
aber nicht nur Anforderungen an die 
Fraktionen und Vorstände, sondern 
auch an die Delegierten, arbeits- und 
politikfähige Fraktionen und Vorstän­
de zu wählen. Die Partei als Ganzes ist 
und bleibt pluralistisch. Bei den Wah­
len unserer Fraktionen gehen wir durch 
die strategische Entscheidung für offe­
ne Listen noch darüber hinaus. Dennoch 
bedeutet dies nicht, daß in jedem Vor­
stand und in jeder Fraktion jede politi­
sche Richtung vertreten sein muß. Es 
geht um ihre Politikfähigkeit.

Es gibt Grenzen, die durch kein Mit­
glied der PDS überschritten werden 
dürfen. Nationalistische, chauvinisti­
sche, rassistische, antisemitische Auf­
fassungen sind mit der Mitgliedschaft 
in der PDS unvereinbar.

Das gilt ebenso für stalinistische Auf­
fassungen.

Ein Zurück hinter den auf dem außer­
ordentlichen Parteitag der SED im De­
zember 1989 beschlossenen Bruch mit 
stalinistischen Strukturen darf es nicht 
geben. Das bedeutet, daß wir antidemo­
kratische, antiemanzipatorische, illibe­
rale, avantgardistische und zentralisti­
sche Sozialismus- und Parteivorstellun­
gen zurückweisen. Sie sind schon mit 
dem Namen der Partei unvereinbar. Als 
sozialistische Partei kann und darf die 
PDS nicht antikommunistisch sein. Sie 
ist nicht bereit, auf demokratisch-kom­
munistische Positionen in ihren Reihen 
zu verzichten.

4. Das Verhältnis der PDS zu ihrer Ge­
schichte, zur Geschichte der DDR und 
zum untergegangenen „real existieren­
den Sozialismus“
Aufarbeitung der Geschichte ist und 
bleibt ein wichtiges Anliegen der PDS? 
Ohne sie ist weder Gegenwartspolitik 
begründbar noch Zukunftspolitik ge­
staltbar. Die PDS stellt sich der gesam­
ten Geschichte der deutschen und inter­
nationalen sozialistischen Bewegun­
gen. Sie weiß, daß dies ebenso eine Ge­
schichte von großen Heldentaten und 
Opfern, von großen sozialen Bewegun­
gen 'und Leistungen, von fast uner­
schöpflichem Gedankenreichtum ist 
wie eine Geschichte von großen Feh­
lem, Irrtümern und leider auch schlim­
men Verbrechen. Wir stellen uns allen 
diesen Seiten der Geschichte und wer­
den uns stets gegen ihre einseitige und 
undifferenzierte Beurteilung wenden.

In besonderem Maße tragen wir Ver­
antwortung für die Geschichte der SED 
und der DDR, aus der wir hervorgegan­
gen sind. Die PDS ist wahrscheinlich als 
einzige Partei verpflichtet, an dieser 
Geschichte sozialistische Kritik zu 
üben. Für uns ist an der SED und an der 
DDR nicht das negativ zu beurteilen, 
was an ihnen sozialistisch war, sondern 
das viele, das an ihnen nicht soziali-v 
stisch war. Eine, solche Herangehens­
weise verlangt gleichermaßen scho­
nungslose Kritik und differenzierte 
Bewertung. Wir haben uns bei den wirk­
lichen Opfern von Unterdrückungsme- 
chanismerr in der DDR aufrichtig ent­
schuldigt und bleiben dabei, daß dies 
das Mindeste war, was wir tun konnten. 
Wir treten nach wie vor dafür ein, das 
bei der Treuhandanstalt liegende Alt­
vermögen der SED auch zur Wiedergut­
machung gegenüber solchen Opfern zu 
verwenden. Auf der anderen Seite wer­
den wir die Bemühungen und die Ergeb­
nisse der Tätigkeit von Hunderttausen­
den Mitgliedern der SED, Hunderttau­
senden Bürgerinnen und Bürgern der 
DDR für eine sozial gerechtere, solidari­
schere und humanere Gesellschaft nie­
mals in Abrede stellen oder gering­
schätzen. Die Bürgerinnen und Bürger 
der DDR sind mit sehr verschiedenen 
negativen und positiven Erfahrungen 
aus der DDR in der Bundesrepublik 
Deutschland angekommen. Niemand. 
hat das Recht, sie zur Leugnung ihrer 
Biographien zu zwingen, ihre Biogra­
phien geringzuschätzen und darauf zu 
verzichten, ihre Erfahrungen für die 
Gestaltung. der Bundesrepublik 
Deutschland zu nutzen. Mit der PDS 
wird es keine Verklärung der gesell­
schaftlichen Realitäten in der DDR ge­
ben. Wir werden uns allen Bestrebun­
gen widersetzen, die antidemokrati-, 
sehen, antiemanzipatorischen, illibera­
len, ineffektiven und antiökologischen 
Realitäten in der DDR zu leugnen. 
Ebenso werden wir deutlich widerspre­
chen, wenn und solange versucht wer-
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den wird, die Geschichte der DDR auf1 
ihre Defizite zu reduzieren, die histori­
schen Zusammenhänge außer Betracht 
zu lassen, die Rolle der politisch und 
wirtschaftlich Mächtigen in der Bun­
desrepublik Deutschland in derZeit des 
kalten Krieges zu glorifizieren. Wir 
werden der These vom „Unrechtsstaat“ 
widersprechen, wtil sie in ihrer Konse­
quenz bedeutet, der DDR das Existenz­
recht abzusprechen und ihren Bürgerin­
nen und Bürgern vorzuwerfen, sich auf 

' ein Leben in der DDR auf der Grundlage 
ihrer Verfassung und Gesetze einge­
stellt zu haben. Den Versuch, ein solches 
Verhalten auch noch juristisch zu ver­
folgen, weisen wir zurück. Das bedeutet 
aber nicht, das Vorhandensein von Un­
recht, von Willkür, von Verletzungen- 
der Menschenrechte und den Mangel an 
Rechtsstaatlichkeit zu leugnen oder zu 
rechtfertigen.

Die sozialistische Kritik an der Ge­
schichte der SED und der DDR ist für 
die PDS auch deshalb von besonderer 
Bedeutung, weil sie eine Voraussetzung 
dafür ist, daß wir als Sozialistinnen und 
Sozialisten nie wieder antidemokrati­
schen, antiemanzipatorischen, illibera­
len, avantgardistischen und zentralisti­
schen Sozialismusvorstellungen folgen 
werden.

. X

5. Das Verhältnis der PDS zur SPD und 
zu Bündnis ’90 / Die Grünen
Die PDS entwickelt ihre Politik auf ei­
gener programmatischer und organisa­
torischer Grundlage. Sie hat ein deut­
lich anderes Profil als die SPD und das 
Bündnis ’90 / Die Grünen. Wir erweisen 
der sozialdemokratischen und ökologi­
schen Bewegung in der deutschen und 
internationalen Geschichte unseren Re­
spekt. Ein solcher Respekt schließt ein, 
wie das eigene Versagen auch das Ver­
sagen insbesondere der sozialdemokra­
tischen Bewegung zu benennen.

Seit dem außerordentlichen Parteitag 
der SED im Dezember 1989 haben wir 
uns trotz unterschiedlicher politischer 
Aussagen immer für eine sachliche Zu­
sammenarbeit mit der SPD und dem 
Bündnis ’90/Die Grünen ausgespro- 
chenrDabei wird es auch bleiben, zumal 
wir wissen, daß notwendige fortschritt­
liche gesellschaftliche Veränderungen 
in der Bundesrepublik * Deutschland 
nicht ohne und gegen die SPD und wahr­
scheinlich auch nicht ohne und gegen 
das Bündnis ’90/Die Grünen zu errei­
chen sind. Eine solche Einschätzung 
schließt jegliches Verständnis dafür 
aus, SPD und Bündnis ’90/Die Grünen 
als politische Feinde der PDS zu sehen. 
Sie sind weder Haupt- noch Nebenfein­
de. Sie sind politische Konkurrenten, 
mit denen wir uns gegebenenfalls auch 
hart politisch auseinandersetzen, mit 
denen wir aber zur Zusammenarbeit be­
reit bleiben. Eine solche Herangehens­
weise schließt ebenso jede Form von 
Anbiederei aus. Unsere Aufgabe be­
steht nicht darin, bestimmten Mitglie­
dern der SPD oder vom Bündnis ’90/Die 
Grünen zu gefallen. So wie wir sie in ih­
rer Unterschiedlichkeit zu uns akzep­
tieren, erwarten wir, daß sie eines Ih- 
ges auch uns in unserer Verschiedenar­
tigkeit zu ihnen akzeptieren werden. 
Die PDS benötigt gegenüber diesen Par­
teien keine Abgrenzungsbeschlüsse.’ 
Die Art der Zusammenarbeit mit So­
zialdemokratinnen, Sozialdemokraten 
und Grünen wird sich Schritt für 
Schritt in außerparlamentarischen Ak­
tionen und in parlamentarischen Gre­
mien herausbilden. Durch nichts sind 
eigene Erfahrungen in der Zusammen­
arbeit zu ersetzen. Deshalb nutzt es 
nichts, solche Prozesse künstlich zu for­
cieren oder künstlich zu blockieren. 
Maßstab unseres Verhältnisses zur SPD 
und zu Bündnis ’90/Die Grünen bleibt 
deren reale Haltung zu demokrati­
schen, sozialen und zivilgesellschaftli­
chen Fortschritten in der BRD.

TERMINE

19.2.: Landtagswahlen in Hessen

4.3.: Frühjahrstagung des Arbeits­
kreises Politische Berichte in Köln

4. / 5.3.: BWK-Bundesdelegiertenkon-
ferenz in Köln

14.5.: Landtags wählen in Nordrhein- 
Westfalen

27.7.-30.7.: Sommerschule in Schnepfen­
thal. Beginn am Donnerstag, 27.7., um 
13 Uhr, voraussichtliches Ende am 
Sonntag, den 30.7., gegen 12 Uhr.
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„Versteckte 
Vergangenheit“
Vorgestellt: Eine interessante Ausstellung 
über die NS-Geschichte der Stadt Köln

Von der Ausstellungseröffnung
nde letzten Jahres eröffnete der Leiter des NS-Dokumentationszentrums in 

■■ Köln, Horst Matzerath, die Ausstellung „Versteckte Vergangenheit“, Die 
Li „Lokalberichte Köln“ veröffentlichten Auszüge aus seiner Rede.

Die Idee zu dieser Ausstellung resul­
tiert aus einem persönlichen Erlebnis: 
1991 kam eine Dame mit einem Paket 
unter dem Arm zu uns ins EL-DE-Haus. 
Sie hatte darin ein Bild, das sie auf 
einem Basar in einem Kölner Alten­
heim, in dem sie arbeitet, gekauft hatte. 
Es war eine Radierung, die ein altes 
Stadttor, wohl in 'Rothenburg, darstell- 
te'und das ihr als Motiv sehr gefiel. 
Eines Ihges fiel das Bild von der Wand, 
der Rahmen zerbrach und zum Vor­
schein kam eine Zeichnung, die einen 
Mann mit markigen Zügen darstellte 
und auf der Rückseite einen Stempel 
„Rasse- und Siedlungshauptamt SS“ 
mit einer Nummer und auf der Innensei­
te des Rückenkartons einen Stempel 
„Verein Lebensbom e.V. Heim Werni­
gerode“ trug. „Versteckte Vergangen­
heit“: Ein Mensch hatte augenschein­
lich jahrzehntelang mit einem unver­
fänglichen Objekt gelebt, in das er wie 
in einen Schrein einen wesentlichen In­
halt seines Lebens eingeschlossen und 
verborgen hatte ...

Dieses Objekt gab Anstoß zu der Fra­
ge: Wie leben wir mit der NS-Vergan- 
genheit in unserer Stadt ? Tun wir es be­
wußt, oder haben wir vergessen, ver­
drängt, haben wir Objekte und Sach­
verhalte aus dieser Zeit beiseitegescho­
ben? Wo finden wir gegenwärtig in un­
serer Stadt noch Spuren aus dieser Zeit

Bei der Diskussion dieser Frage ha­
ben wir festgestellt, wie breit und viel­
fältig dieses Thema ist und daß viele 
Sachverhalte uns erst beim Sprechen 
bewußt wurden. Allein die Zeitungslek- 

^~re der letzten Woche stößt uns darauf,

wie unmittelbar dieses Thema weiter­
hin tagtäglich präsent ist: Diskussion 
um die Erhaltung der Domplombe, Ent­
schärfung von Bomben in der Stadt, 
Gedenken in der Synagoge an den No­
vemberpogrom, Veranstaltung zum 50. 
Jahrestag der Ermordung der Ehrenfel­
der Gruppe, Gerichtsverhandlung im 
Solinger Prozeß.

Bereits diese Aufzählung macht aber 
deutlich: Es sind sehr unterschiedliche 
Aspekte, die uns an die Vergangenheit 
erinnern. In der Ausstellung haben wir 
sie unter vier Schlagworten zusammen­
gefaßt, die jeweils einen Ausstellungs­
bereich bilden:- „Spurlos verschwun­
den?“, „Vergangenheit verstecken“, 
„Vergangenheit entdecken“, „Der 
Schoß ist fruchtbar noch

Hier habe ich nur einzelne Beispiele 
aus dieser Ausstellung herausgegrif­
fen; die Exponate selbst stehen wieder 
für eine Unzahl von anderen, von denen 
Ihnen viele weitere auf Anhieb einfal-, 
len werden. Sie sollen zur Auseinander­
setzung mit diesem Thema anreizen, 
aber nicht mit der Geste der großen An­
klage. Der Besucher selbst soll bis zu 
einem gewissen Grad den Vorgang des 
Entdeckens riachvollziehen ... Die 
Ausstellung geht daher'zumeist von der 
unverfänglichen Gegenwart aus, hinter 
der sich die Vergangenheit verbirgt. Sie 
gibt zudem bei dem einzelnen Exponat 
auch nicht die Erläuterung, welches das 
Motiv für den Umgang mit dem Objekt 
gewesen ist: Sollte das wegretuschierte 
Hakenkreuz auf der Fahne bei dem 
Foto eines Schützenvereins ein anstößi­
ges Symbol entfernen, oder sollte damit 
nicht doch der Verein vor einer mögli-

Sichtbare Spuren des Faschismus 
gibt es in Köln nicht mehr viele, zu 
gründlich haben Bombenangriffe, 
die „private Entnazifizierung“ der Men­

schen nach der Befreiung und die auf 
Verdrängung gerichtete Politik von Rat 
und Verwaltung in den fünfziger und 
sechziger Jahren aufgeräumt. Die we­
nigen Erinnerungsstätten an den Nazi­
terror liegen oft Versteckt wie im Grem- 
berger Wäldchen und auf dem West­
friedhof oder wurden von Antifaschi­
sten erst mühsam erkämpft wie die Ge­
denkstätten im EL-DE-Haus und an der 
Hüttenstraße.

Diese Tatsachen deutlich zu machen 
und vor allem die versteckten Spuren 
des „tausendjährigen -Reiches“ zu do­
kumentieren, ist das Verdienst der Aus­
stellung „Versteckte Vergangenheit“ 
des NS-Dokumentationszentrums in 
der Alten Wache des Kölnischen Stadt­
museums. In einer ersten Abteilung ge­
ben Bilder und Dokumente Auskunft 
über Stätten, denen ihre Vergangenheit 
meist nicht mehr anzusehen ist: Fort V 
in Müngersdorf zum Beispiel, einst 
Sammellager für die Kölner Juden auf 

chen Verbindung mit dem Nationalso­
zialismus bewahrt werden? Wir können 
es nicht entscheiden. Der Besucher 
selbst sollte sich damit auseinanderset­
zen. Unterschiedliche Begriffe, die in 
einem Band in den einzelnen Abteilun­
gen der Ausstellung umlaufen, machen 
dazu Angebote. Die Sachverhalte in der 
letzten Abteilung freilich, die den ge­
genwärtigen Rechtsextremismus be­
handeln, sind so eindeutig, daß eine sol­
che Differenzierung weder möglich 
noch nötig ist.

Diese Ausstellung ist ein Plädoyer für 
eine offene und kritische Auseinander­
setzung mit der nationalsozialistischen 
Vergangenheit.

Das bedeutet zugleich, daß die — ver­
hältnismäßig wenigen noch enthalte­
nen — Zeugnisse der NS-Zeit erhalten 
werden sollten. Dies nicht aus musealen 
Interessen, sondern um an ihrem Bei­
spiel kritisch die Auseinandersetzung 
führen zu können, was Nationalsozia- 
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dem Weg in die Vernichtung, abgerissen 
in den fünfziger Jahren, heute einfach 
eine zugewachsene Mulde im äußeren 
Grüngürtel.

Aber nicht nur im Stadtbild versteckt 
sich die Nazivergangenheit bzw. wurde 
sie versteckt, auch in unscheinbaren, 
kleinen Gegenständen kommt sie zum 
Vorschein. Das gilt für den Jauche­
heber, hergestellt aus einem alten Wehr­
machtsstahlhelm (ein Gerät, fast zu 
schön, um wirklich zu sein), dem kit­
schigen NS-Gemälde, dessen Rückseite 
eine Abendmahlsszene ziert, die jahre­
lang an Fronleichnam einen Hausaltar 
zierte, wie für retuschierte Fotos in 
einer Vereins- und vernichtete Seiten in 
einer Schulchronik. —

Aber das Lachen, das einen bei man­
chen Ausstellungsstücken ankommt, 
bleibt dem Besucher im Halse stecken: 
In der letzten Abteilung dokumentieren 
die Macher(innen) Aktivitäten der Neo­
nazis. Flugblätter, Aufkleber und vor 
allem Drohbriefe, zum Ibil nicht einmal 
anonym, machen deutlich, daß das Ver­
gangene nicht tot ist, nein, nicht einmal 
vergangen. — (tri)

Eingangzum 
Gemeinde- 
hausdex 
Evangeli­
schen Ge- 
meinde Ba­
yenthal, 
1994. Noch 
immer 
schwach er­
kennbar: Die 
1935bei der 
Errichtung 
des Hauses 
angebrachte 
und nach 
1945 entfern­
te Silhouette 
eines SA- 
Mannes, 
rechts oben 
von diesem 
der Reichs­
adler mit Ha­
kenkreuz.

lismus in dieser Stadt bedeutet hat.
Es liegt auf der Hand, daß entschei­

dende Dimensionen dieses Themas sich 
nicht in Gegenständen und Abbildun­
gen sichtbar machen lassen. Wie die Ju­
stiz, wie die Geschichtsschreibung in 
dieser Stadt mit dem Nationalsozialis­
mus umgegangen sind oder etwa Entna­
zifizierung und Wiedergutmachung 
sind Themen, die sich nur sehr begrenzt 
in einer Ausstellung behandeln lassen; 
sie bedürfen der eingehenderen Analy­
se, etwa in Form kritischer Untersu­
chungen. Beiträge zu derartigen The­
men in Form von Essays und wissen­
schaftlichen Aufsätzen enthält der Be­
gleitband zur Ausstellung. Dort finden 
Sie Beiträge von H. E. Richter und Mar­
garete Mitscherlich, die bewußt ma­
chen, daß diese Phänomene keine spezi­
fisch Kölner sind, sondern generell Pro­
bleme der deutschen Gesellschaft mit 
der nationalsozialistischen Vergangen­
heit.-




